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Ein hochbetagtes Staatsober-
haupt stirbt und es folgt ein 
neues Staatsoberhaupt, das 
die Altersgrenze längst über-
schritten hat: Trotz seiner repu-
blikanischen Grundeinstellung 
verbrachte unser Rathauskater 
Pino viel Zeit vor dem Fernse-
her, immer wenn es etwas Roy-
ales zu berichten gab, denn der 
unterhaltsame „Hokuspokus 
der Jahrhunderte“ fasziniert 
ihn.� Seite 15

V.l.: Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags,  
Ministerpräsident Dr. Markus Söder und Erster Bürgermeister Martin 
Birner, diesjähriger Gastgeber der Jahresversammlung des Bayeri-
schen Gemeindetags. Im Hintergrund spielt die neugegründete und 
noch namenlose Bürgermeisterinnen- und Bürgermeister-Blaskapelle, 
die an diesem Tag das erste Mal gemeinsam probte und auftrat.	
� Bild: Stadt Neunburg vorm Wald

V.l.: GZ-Veranstaltungsleitung Theresa von Hassel, Oberbürger-
meister Michael Cerny, Stadt Amberg, Landrätin Tanja Schweiger, 
Landkreis Regensburg, Ministerialrat Bernd Geisler, Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat und GZ-Chefredak-
teurin Constanze von Hassel. 	 Bild: JK

Kraftwerk Jettenbach-Töging nimmt den Betrieb auf:

Zuverlässiger Strom 
aus Wasserkraft

Nach vier Jahren Bauzeit wurde das erneuerte und erweiterte 
Inn-Kraftwerk Jettenbach-Töging durch Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder und Umweltminister Thorsten Glauber feierlich in 
Betrieb genommen werden. 

Der moderne Kraftwerksbau 
wurde neben dem historischen 
Bestandskraftwerk errichtet. 
Durch den Neubau konnte die 
installierte Kraftwerksleistung 
um rund 40 Prozent, die Jah-
resstromerzeugung um rund 25 
Prozent gesteigert werden. Am 
Standort Töging wird nun Strom 
zur Deckung des Jahresbedarfes 
von rund 200.000 bayerischen 
Haushalten erzeugt.

In seiner Festrede anläss-
lich der Inbetriebnahme beton-
te Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder die Spitzenposition 

Bayerns bei den erneuerbaren 
Energien. Die Wasserkraft spiele 
dabei dank ihrer Rund-um-die-
Uhr-Verfügbarkeit eine beson-
dere Rolle.

Echte Heimatenergie,  
CO2-frei und grundlastfähig

„Wasserkraft ist echte Heima-
tenergie. Hier entsteht in einem 
Jahrhundert-Bauwerk ökologi-
scher Strom für 200.000 Haushal-
te. Bayern ist Land der Wasser-
kraft: Insgesamt erzeugen 4.200 
kleine und große Anlagen Strom 

V.l.: Tögings Stadtoberhaupt Dr. Tobias Windhorst, Umweltminis-
ter Thorsten Glauber, Ministerpräsident Dr. Markus Söder und Dr. 
Michael Strugl, Vorstandsvorsitzender von VERBUND.  	 Bild: Verbund

9. Bayerisches BreitbandForum in Amberg:

Digitale Lebensversicherung
Überwältigende Resonanz: Über 500 kommunale Entschei-
dungs- und Mandatsträger sowie leitende Mitarbeiter aus Kom-
munalverwaltungen, Ministerien, aus Wirtschaft und Verbän-
den, nahmen am 9. Bayerischen BreitbandForum in Amberg teil 
und sorgten damit für einen Besucherrekord. Zudem folgten 70 
Aussteller, auch aus dem europäischen Ausland, der GZ-Einla-
dung. Medienpartner war einmal mehr TV Bayern live.

„In Amberg ist das Bayeri-
sche Breitbandzentrum zu Hau-
se und damit der zentrale An-
sprechpartner für den geför-
derten Breitbandausbau in Bay-
ern“, führte GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel in ihrer 
Begrüßung aus. Obwohl die Be-

reitstellung von schnellem Inter-
net nach wie vor nicht als zen-
trale Aufgabe der Daseinsvor-
sorge definiert ist, stelle sie ei-
nen essenziellen Standortfaktor 
dar. Nur durch flächendecken-
den hochbitratigen Breitband- 
anschluss könne echter Wettbe-

werb den Standort Bayern allge-
mein stärken. Deshalb werde es 
eben doch als Pflicht der kom-
munalen Entscheidungsträger 
gesehen, hierfür die beste Lö-
sung zu finden und die Finanzie-
rung sicherzustellen. „Der Breit-
bandausbau ist das Rückgrat der 
Digitalisierung, vor der sich heu-
te niemand mehr verschließen 
kann“, unterstrich von Hassel.

Ziel ist die flächendeckende 
Versorgung mit FTTH

Laut Ambergs Oberbürger-
meister Peter Cerny ist der Be-
darf an Breitband spätestens 
durch Homeoffice und Home-
schooling in allen Lebensberei-
chen angekommen. „Als Kom-
mune müssen wir Standortfak-
toren wie Glasfaser weiterent-
wickeln.“ Zugleich sehe man 
sich mit verschiedenen Heraus-
forderungen in den Förderpro-
grammen konfrontiert. Ziel sei 
die flächendeckende Versor-
gung mit FTTH. „Dies ist im Prin-
zip Daseinsvorsorge.“ Große Er-
wartungen, so Cerny, seien an 
die Möglichkeiten geknüpft, die 
smarte digitale Konzepte für die 
Daseinsvorsorge eröffnen kön-
nen, etwa im Gesundheitssek- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag in Neunburg vorm Wald:

Lösungssuche in 
Krisenzeiten

Im Zeichen von Ukrainekrieg, Energieknappheit, Flüchtlingskri-
se und Inflation stand die diesjährige Landesversammlung des 
Bayerischen Gemeindetags in Neunburg vorm Wald. Aus Sicht 
von Verbandspräsident Dr. Uwe Brandl „wirkt das Zusammen-
treffen mehrerer Krisen zur gleichen Zeit als Brandbeschleu-
niger zunehmender Unzufriedenheit und Radikalisierung“. 
Deshalb habe er „größte Sorge um den sozialen und demokrati-
schen Zusammenhalt unserer Gesellschaft“.

Viele Menschen im Lande fühl-
ten sich zu Recht abgehängt und 
unverstanden, so Brandl. Die 
Energiekostenentwicklung und 
das zögerliche Gegensteuern 
seien für ein akzeptanzbasiertes 
politisches Gemeinwesen nahe-
zu unverdauliche Kost. Transfer-
leistungsempfänger würden als 
Privilegierte empfunden, sozial-
versicherungspflichtige Beschäf-
tigte sähen sich zunehmend als 
„Melkkühe der Nation“, von ei-
ner Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse könne mit Blick auf 
das 9-Euro-Ticket, offenbar an-
gestrebtes voraussetzungsloses 
Grundeinkommen (Stichwort Bür- 
gergeld) und weiteren sozialen 
Wohltaten nicht ansatzweise ge-
sprochen werden. „Ich appellie-
re an die Politik in Bund und Frei-
staat: Die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse hat Verfas-
sungsrang. 

Die Politik hat darauf hinzuar-
beiten, diese Gleichwertigkeit 
zu schaffen. Das ist ein Verfas-
sungsauftrag!“, mahnte der Ge-
meindetagschef an.

Brandl kritisierte ideologische 
Diskussionen um die richtigen 

Maßnahmen zur Energiewende 
und zur Eingrenzung der Ener-
giekosten. Er lobte das Aus für 
die geplante Gaspreisumlage, 
forderte aber eine rasche und 
transparente Umsetzung der 
beschlossenen Gaspreisbremse. 
Auch der Ausbau der Stromnet-
ze, insbesondere die Leitungen 
von Nord nach Süd, müssten 
deutlich beschleunigt werden. 
Planfeststellungsverfahren mit 
Laufzeiten von bis zu zwei Jahr-
zehnten seien keine geeigneten 
Verfahren, um die neue Energie-
kulisse schnell umzusetzen.

Eine deutliche Absage erteil-
te der Präsident auch einer ei-
genen Kompetenz der bayeri-
schen Landkreise zur Energie-
gewinnung. Vielmehr forderte 
er, über gemeinsame Koopera-
tionen zur Energiegewinnung 
mittels Zweckverbände aus Ge-
meinden und Landkreisen einen 
nachhaltigen Beitrag zur Ener-
giewende zu erreichen.

KKWs weiter betreiben

Um die Energieproduktion 
weiter sicherzustellen, gilt es 
nach Brandls Überzeugung, be-
stehende Kernkraftwerke wei-
ter zu betreiben, zumindest, 
bis die Krise überwunden sei. 
Wirtschaft und Bürger bräuch-
ten endlich Sicherheit und nicht 
dieses „unsägliche, monatelan-
ge Rumgeeiere“. „Was“, so frag-
te Brandl, „ist das für ein eigen-
artiges Demokratieverständnis, 
wenn die politisch Verantwort-
lichen ignorieren, dass 75 Pro-
zent der Bevölkerung die Kern-
kraftwerke am Netz halten wol-
len?“ Niemand habe bisher von 
einem Ausstieg aus dem Aus-
stieg gesprochen. „Es geht jetzt 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

für vier Millionen Haushalte. Wir 
glauben fest an die Wasserkraft 
und bauen sie weiter aus.“

Auf die Stromerzeugung 
durch Wasserkraft und de-
ren ökologische Aspekte ging 
auch Umweltminister Thorsten  
Glauber ein: „Das Wasserkraft-
werk Töging ist ein Musterbei-
spiel für regenerative Stromer-
zeugung in Bayern. Mit dem 
Neubau des Kraftwerks Töging 
und den ökologischen Maßnah-
men entlang des Inns gelingt es, 
ein Plus für die Stromerzeugung 
und ein Plus für den Naturraum 
zu schaffen. Die Wasserkraft hat 
in Bayern zentrale Bedeutung 
für eine erfolgreiche Energie-
wende. Das Megaprojekt in Tö-
ging ist ein sichtbares Aushän-
geschild für die Energiewende 
in Bayern.“

Für die Energiewende jedes 
Jahr eine Milliarde Euro

Dr. Michael Strugl, Vorstands-
vorsitzender von VERBUND 
dankte nicht nur für die Wert-
schätzung gegenüber dem Was-
serkraft-Unternehmen sondern 
gab an diesem „guten Tag für 
die Energiewende“ ein Verspre-
chen ab: „Der Ausbau der Erneu-
erbaren Energien ist eine zen- 
trale Antwort auf die Heraus-
forderungen unserer Zeit. Kli-
ma- und Biodiversitätskrise so-
wie Abhängigkeiten, die wir der-
zeit schmerzlich spüren, verlan-
gen entschiedenes Handeln von 
uns allen gemeinsam. VERBUND 
leistet seinen Beitrag, dass wir 
die gesteckten Klima- und Ener-
gieziele, auch in Bayern, errei-
chen können. Heute dürfen wir 
einen Meilenstein feiern: die In-
betriebnahme des Kraftwerks 
Jettenbach-Töging bringt uns 
den bayerischen Ausbauzielen 
bei der Wasserkraft um 14 % nä-
her. Wir ruhen uns auf diesem 
Erfolg nicht aus und daher inves-
tiert VERBUND jedes Jahr 1 Mrd. 
Euro in die Energiewende.“

Hoher Stellenwert  
für Ökologie und Effizienz

Dr. Achim Kaspar, Aufsichts-
ratsvorsitzender der VERBUND 
Innkraftwerke, betonte welch 
hohen Stellenwert die Ökologie  
� (Fortsetzung auf Seite 4)
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Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ20. Oktober 2022

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Bildrechte und die DSGVO
Teil 1: 18. November 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 9. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt.� r
Medientraining: Grundkenntnisse
11. Januar 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Sie haben etwas zu sagen! Klar, denn Sie arbeiten als Pressere-
ferenten, in der Öffentlichkeitsarbeit oder als "Entscheider" für Ih-
re Heimat. Doch wie vermitteln Sie am besten Ihre Inhalte? Wie 
springen die Medien auf Ihre Bekundungen an? Und wie ticken 
Journalisten eigentlich? All das erfahren Sie in diesem Seminar. Für 
Sie wird es ab sofort kein Problem sein, mit der Presse zu agieren, 
denn mit diesem Kurs sind Sie auch in der Präsentation und Ihrer 
Rhetorik gewappnet und wissen, wie man sich, seine Schutzbefoh-
lenen und die Heimat in der Öffentlichkeit präsentiert.

Inhalt: Wie ticken Journalisten? Wie präsentiere ich am besten? 
Welche Situationen gibt es? Rhetorik, Tipps & Tricks
Referent: Maximilian von Rossek, Politikjournalist
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

GZ Akademie GZ

Bayerisches FachkräfteForum in Neu-Ulm
Zum Thema „Strategien zur Gewinnung von Fachkräften mit 
Migrationshintergrund in der Region Neu-Ulm“ findet die nächs-
te Präsenz-Veranstaltung am 24. Oktober 2022, von 1645 Uhr bis 
2000 Uhr im Edwin Scharff-Haus in Neu-Ulm statt.
Informationen: https://t1p.de/4zwap
Anmeldung: InterkulturellesNU@neu-ulm.de� r

Trauer um  
Barbara Stamm 

Nach längerer Krankheit ist die ehemalige bayerische Land-
tagspräsidentin und langjährige stellvertretende CSU-Vorsit-
zende Barbara Stamm im Alter von 77 Jahren in ihrer Hei-
matstadt Würzburg verstorben. Spitzenvertreter von Politik 
und Sozialverbänden haben mit Bestürzung auf Stamms Ab-
leben reagiert. Geehrt wurde sie mit einem Trauerstaatsakt 
im Würzburger Dom. 

Bundestagspräsidentin Bärbel Bas schrieb auf Twitter, 
Stamm sei mit ihrem beeindruckenden Lebensweg ein ech-
tes Vorbild gewesen. „Sie war Bayerns soziales Gewissen, 
Maßstab und Vorbild im Einsatz für die Mitmenschen“, wür-
digte Ministerpräsident Markus Söder die Verstorbene. „Ihr 
großes Herz gehörte den Familien und ganz besonders den 
Schwächsten in unserer Gesellschaft. Mit ihrer Hilfsbereit-
schaft und Wärme war sie ein Vorbild für viele Menschen 
auch für mich ganz persönlich. Ich verneige mich vor ihrem 
Lebenswerk, sie wird mir als Ratgeberin und Mensch feh-
len. Barbara Stamm war die bedeutendste Politikerin im Frei-
staat und Mutter Bayerns. Einmal von einer Sache überzeugt, 
konnte sie wie keine andere ihre Mitmenschen für sich gewin-
nen und für die gute Sache werben. Barbara Stamm war Patin 
für ihre Heimatregion Würzburg, wie niemand sonst vereinte 
sie Empathie und Lebensfreude.“

Als buchstäbliche „Landesmutter – die erste in Bayern“ be-
zeichnete die amtierende Landtagspräsidentin Ilse Aigner ih-
re Vorgängerin. „Wir verlieren mit Barbara Stamm eine über 
alle Parteigrenzen beliebte und hochgeschätzte Politikerin, 
die sich jahrzehntelang vor allem für die Ärmeren und Schwä-
cheren in unserer Gesellschaft einsetzte und ihnen eine Stim-
me gab.“ Als erste Frau an der Spitze des Bayerischen Land-
tags habe sie sich großen Respekt und hohes Ansehen erwor-
ben. „Wir verlieren mit ihr ein großes Vorbild für Frauen in 
der Politik, eine leidenschaftliche Kämpferin für die Schwa-
chen in der Gesellschaft und eine überzeugte Demokratin. Sie 
war, sie bleibt ein Leuchtturm für Demokratie und Mensch-
lichkeit“ im Freistaat, hob Aigner hervor.

 Mit großer Betroffenheit hat auch der Bayerische Bezirke-
tag auf Barbara Stamms Tod reagiert. Zeit ihres Lebens sei sie 
nah bei den Menschen und deren Anliegen gewesen. Gerade 
sozial betroffene Menschen, wie Behinderte, Pflegebedürfti-
ge oder Kranke seien mit ihren speziellen Anliegen bei Bar-
bara Stamm in besten Händen gewesen. Bis zuletzt war sie 
Landesvorsitzende der Lebenshilfe in Bayern und kämpfte in 
der von ihr initiierten Bayerischen Kinderhilfe Rumänien e.V. 
für die Benachteiligten in der Gesellschaft. „Mit ihrem Wir-
ken hat Barbara Stamm erheblich zu einer sozial gerechteren 
Gesellschaft beigetragen. Barbara Stamm war und bleibt ein 
prägendes Vorbild in der Politik“, unterstrich Bezirketagsprä-
sident Franz Löffler.

Von 2008 bis 2018 stand Barbara Stamm an der Spitze des 
Bayerischen Landtags. Insgesamt gehörte sie 42 Jahre lang 
dem Landtag an, zudem war sie mehr als 13 Jahre lang Mit-
glied der Staatsregierung, unter anderem als Staatssekretärin 
und Ministerin sowie von 1998 bis 2001 als stellvertretende 
Ministerpräsidentin. Von 1993 bis 2017 war sie stellvertreten-
de Parteivorsitzende der CSU.� DK

Gesundheitsminister Klaus Holetschek.

Mehr Mut bei Reform  
des Gesundheitssystems

Potenzial der sektorenübergreifenden Versorgung heben / Nutzung von Gesundheitsdaten
Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek hat zu mehr 
Mut bei den nötigen Reformen des Gesundheitssystems auf-
gerufen. Holetschek sagte anlässlich der Eröffnung des 21. Eu-
ropäischen Gesundheitskongresses München: „Das Motto des 
diesjährigen Kongresses ‚Mehr wagen statt klagen – Die unter-
schätzten Möglichkeiten unseres Gesundheitswesens‘ spricht 
mir aus dem Herzen. Es bringt die mentalen Qualitäten zum 
Ausdruck, die wir brauchen, um unser Gesundheitssystem als 
Erfolgsmodell zu erhalten.“

Besonderes Potenzial sieht 
Holetschek im Ausbau der sek-
torenübergreifenden Versor-
gung. Der Minister erläuterte: 
„Unser Gesundheitssystem ist 
auf vielerlei Weise herausgefor-
dert: Fachkräftemangel, hoher 
Kostendruck in allen Bereichen 
und Schwierigkeiten bei Nach-
besetzungen von Arztsitzen, ins-
besondere im ländlichen Raum, 
sind nur einige Beispiele. Durch 
den Ausbau regionaler Versor-
gungsnetzwerke können wir 
sachgerecht auf den Bedarf vor 
Ort eingehen und zugleich dazu 
beitragen, effizient die zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen zu 
nutzen. Die Gesundheitsregio- 
nenplus bilden in Bayern schon 
ein erfolgreiches Netzwerk zur 
Optimierung der regionalen Ge-
sundheitsvorsorge und -versor-
gung sowie der Pflege.

Holetschek fügte hinzu: „Zu-
dem können intersektorale Ge-
sundheitszentren eine Brücke 
zwischen ambulanter und sta-
tionärer Versorgung bilden und 
auch etwaige Versorgungslü-
cken vermeiden. Hierfür feh-
len aber aktuell noch tragfähige 
rechtliche, strukturelle und ins-
besondere finanzielle Rahmen-
bedingungen. Diese muss der 
Bund rasch schaffen.“

Krankenhausplanung muss in  
der Hand der Länder bleiben

Der Minister forderte außer-
dem, dass die Krankenhauspla-
nung auch künftig in der Hand 
der Länder bleiben müsse: „Das 
Versagen einiger Länder bei der 
Investitionskostenförderung 
darf nicht als Begründung für die 
Abschaffung oder grundlegende 
Umgestaltung eines bei richti-
ger Ausgestaltung erfolgreichen 
Systems herangezogen werden.“

Holetschek erläuterte, dass 
sich die bayerische Kranken-
hauslandschaft stark verändere 
– unter anderem durch den me-
dizinischen Fortschritt, zuneh-
mende Spezialisierung und sich 
ändernde Qualitätsanforde-
rungen. Der Minister betonte: 
„Wir dürfen den bedarfsgerech-
ten Strukturwandel nicht durch 

planwirtschaftliche Strukturen 
und kleinteilige Vorgaben des 
Bundes gefährden. Die baye- 
rische Krankenhausplanung hat 
sich hier bewährt: Sie analysiert 
die Veränderungen und beglei-
tet den Strukturwandel erfolg-
reich. Auf dieser Grundlage fi-
nanziert Bayern die notwen-
digen Maßnahmen mit einem 
jährlichen Förderetat in Höhe 
von aktuell rund 643 Millionen 
Euro und sichert damit die Leis-
tungsfähigkeit seiner Kliniken. 
Es gibt keinen Investitionsstau.“

180 Millionen Euro  
für Digitalisierung

‚Mehr wagen‘ gilt auch bei 
den Themen Digitalisierung und 
IT-Sicherheit, so der Minister. 
Hier übernehme der Freistaat 
im Krankenhausbereich die 
komplette Kofinanzierung für 
Projekte, die durch den Kran-
kenhauszukunftsfonds geför-
dert werden. Insgesamt stelle 
Bayern hierfür rund 180 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Die Be-
arbeitung der vom Bundesamt 
für Soziale Sicherung gebilligten 
Anträge durch das Landesamt 
für Pflege erfolge zügig. „Auch 
so helfen wir unseren Kliniken 
dabei, sich fit für die Zukunft zu 
machen.“

Der Minister stellte heraus, 
dass die Digitalisierung auch 
abseits der Kliniken ein Mega- 
trend im Gesundheitssektor ist. 
Deutschland dürfe hier nicht 
den Anschluss verlieren. Holet-
schek sagte: „Wir müssen bei 
der Digitalisierung größer den-
ken, zum Beispiel beim Thema 
Gesundheitsdaten. Wir brau-
chen endlich einen echten eu-
ropäischen Gesundheitsdaten-
raum – für die Gesundheits-
versorgung, die Gesundheits-

forschung und auch für die 
Gesundheitspolitik. Gesund-
heitsdaten können Leben ret-
ten. Bayern setzt sich durch In-
itiativen und die Förderung von 
Projekten und Veranstaltun-
gen massiv für ihre bessere Nut-
zung ein. Zudem fordern wir mit 
Blick auf den bestehenden Fach-
kräftemangel vom Bund, unnö-
tige Bürokratie zu vermeiden 
und das reibungslose Funktio-
nieren der Technik sicherzustel-
len, damit das medizinische und 
pflegerische Personal seine Zeit 
besser den Patientinnen und Pa-
tienten als dem PC oder gar dem 
Fax widmen kann“.

Holetschek ergänzte: „Wir ha-
ben beim Thema Gesundheits-
daten schon viel erreicht: Bund 
und Länder werden sich in ei-

ner neuen Arbeitsgruppe un-
ter dem Vorsitz Bayerns und 
des Bundesgesundheitsministe-
riums mit der Nutzung von Ge-
sundheitsdaten und der Weiter-
entwicklung ihres Schutzes be-
schäftigen. Im Dezember wer-
den wir ein Symposium mit der 
Bayerischen Akademie für Wis-
senschaften durchführen, um 
die Diskussion voranzubringen 
und konkrete Forderungen für 
ein Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz zu präsentieren. Doch es 
gibt hier noch viel zu tun – pa-
cken wir es weiter mutig an!“

DigiMed Bayern

Der Minister fügte hinzu: „Vor 
wenigen Wochen haben wir die 
Förderung unseres Leuchtturm-
projekts ‚DigiMed Bayern‘ ver-
längert und das Projekt noch 
einmal erweitert. Es soll die 
Nutzung von Gesundheitsda-
ten im Bereich der Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen deutlich ver-
bessern. Damit ist Bayern in die-
sem Bereich absoluter Vorreiter 
in Deutschland.“� r

OB Dr. Thomas Jung als SGK-Vorsitzender bestätigt: 

„Stark in den Kommunen“
Einstimmig wiedergewählt wurde der Landesvorsitzende der So-
zialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik, SGK 
Bayern e.V., Fürths Oberbürgermeister Dr. Thomas Jung, bei der 
SGK-Landeskonferenz in Nürnberg Anfang Oktober.

In seiner Rede vor den Kom-
munalvertretern aus ganz Bay-
ern verwies Jung darauf, dass 
etliche Städte und Gemein-
den in Bayern sozialdemokra-
tisch regiert werden: „Die SPD 
ist stark in Bayerns Kommunen, 
wir stehen für Stabilität und Si-
cherheit!“. Gerade in der aktu-
ellen Krise sei sozialdemokrati-
sche Politik gefragt. Dem pflich-
tete auch der Vorsitzende der 
BayernSPD Florian von Brunn 
bei: „Wir setzen uns für Unter-
stützung unserer Kommunen 
und Stadtwerke in der Energie-
preiskrise ein.“

Weichen für die  
Kommunalwahl gestellt

Bei einer Podiumsdiskussion 
mit der BayernSPD-Vorsitzen-
den Ronja Endres wurden die 
Weichen für die Kommunalwahl 
2026 gestellt. Die SPD will ihre 
kommunalpolitischen Erfolge 
weiter ausbauen und insbeson-
dere junge Menschen und Frau-
en als Kandidatinnen und Kan-
didaten gewinnen. MdL Klaus 
Adelt zeigte sich motiviert: „Ki-
ta-Ausbau, Ganztagesbetreu-
ung, Flüchtlingskrise – überall 

ist die Gemeinde gefragt. Da ist 
es gut, wenn die SPD in Verant-
wortung ist und sich für eine ge-
rechte Gesellschaft einsetzt.“

Zu stellvertretenden Vorsit-
zenden wählte die Versammlung 
einstimmig Oberbürgermeis-
ter Dominik Sauerteig aus Co-
burg, Dr. Sigrid Meierhofer, zur 
1. Bürgermeisterin des Mark-
tes Garmisch-Partenkirchen, 
MdL Klaus Adelt (Altbürger-
meister Stadt Selbitz) und Gise-
la Niclas, Bezirksrätin in Mittel-
franken. Schatzmeister ist Harry 
Scheuenstuhl, MdL, Kreisrat und 
ehemals 1. Bürgermeister der 
Marktgemeinde Wilhermsdorf. 
Zum Schriftführer wurde Roland 
Eichmann, 1. Bürgermeister der 
Stadt Friedberg, gewählt.

BayernSPD-Generalsekretär 
Arif Taşdelen gratulierte dem 
neuen Landesvorstand: „Tho-
mas Jung und sein Team leisten 
hervorragende Arbeit“, sagte er. 
Die SPD sei die kommunale Kraft 
in Bayern. „Unsere vielen erfolg-
reichen Kommunalpolitiker:in-
nen beweisen: die SPD regiert 
erfolgreich in Bayern. Es wird 
Zeit, dass wir auch landesweit 
Regierungsverantwortung über-
nehmen.“ � r

Fachkonferenz der Bundes-SGK:

Resilienz in den  
Kommunen stärken

Mit der Zukunftsgestaltung der Kommunen und der Stärkung 
der Resilienz in den Städten, Gemeinden und Kreisen befass-
te sich die zweitägige Fachkonferenz der Bundes-SGK „zukunft.
kommunal.konkret“ in Leipzig. Im Zentrum standen die Themen 
„Kommunen in der Transformation“, Energieversorgung in den 
Städten“ sowie „Armutsbekämpfung in den Kommunen“. In Vi-
deo-Botschaften wandten sich Bundeskanzler Olaf Scholz, Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser und SPD-Generalsekretär Ke-
vin Kühnert an die Teilnehmer.

Wie Kühnert betonte, bedrohe 
die Energiekrise und die dadurch 
ausgelösten Preisentwicklun-
gen die Handlungsfähigkeit der 
Kommunen und ihrer Stadtwer-
ke. Diese Schieflage beobach-
te die Ampel-Koalition im Bund 
mit Sorge. Kühnert wies darauf 
hin, dass die SPD in der Lage sei, 
wichtige Debatten voranzutrei-
ben und sich durchzusetzen. Sie 
habe „feine Antennen für die Ge-
rechtigkeitsfragen dieser Zeit“.

VKU-Chef Ingbert Liebing 
sprach sich im Rahmen einer Po-
diumsdiskussion für die kommu-
nale Wärmeplanung aus: „Wir 
brauchen keine One-Size-Fits-
All-Lösung, stattdessen eine, die 

an die Bedingungen vor Ort an-
gepasst ist.“

Armutsbekämpfung

Zur „Armutsbekämpfung in 
den Kommunen“ nahm Sach-
sens Sozialministerin Petra Köp-
ping Stellung. Sie erklärte: „Die 
Armutsbekämpfung ist ange-
sichts Energiepreissteigerung 
und Inflation ein noch viel bren-
nenderes Thema als ohnehin 
schon. Bund und Länder müssen 
die Kommunen unbedingt dabei 
unterstützen, die Belastungen 
abzufedern und widerstandsfä-
higer zu werden. Allen ist klar, 
dass das für die Kommunen 
selbst starke Belastungen auf-
erlegt. Doch sie sind am nächs-
ten dran an den Menschen, ver-
fügen über eine starke Sozialinf-
rastruktur und stärken mit einer 
vertrauensvollen Kommunalpo-
litik nicht nur die soziale Lage, 
sondern auch den Mut und die 
Zuversicht der Bürgergemein-
schaften. Dies ist wichtig für die 
Stabilität der Gesellschaft.“

Agilität durch Digitalisierung

„Mehr Agilität durch Digitali-
sierung“ lautete das Thema ei-
nes von insgesamt sechs Fach-
foren. Betrachte man Digitali-
sierung als komplexe Aufgabe, 
wäre Agilität sicherlich ein gu-
tes Mittel, um diese Herausfor-
derung besser, schneller und 
wirksamer als bisher anzuge-
hen, hieß es. Agilität dürfe nicht 
nur auf den Instrumentenkof-
fer (Tools) reduziert werden, 
wie dies aktuell an vielen Stel-
len zu beobachten sei. „Hip-
pe“ Instrumente allein mach-
ten noch nicht agil. Dazu zählten 
auch Praktiken, Prinzipien, Wer-
te und vor allem ein entspre-
chendes Mindset. Für wirksame 
Agilität brauche es aktive Struk-
turveränderungen, kommuna-
le Steuerung und eine systema-
tische Aus- und Fortbildung der 
Mitarbeiter. Letztendlich, so der 
Tenor, trage die persönliche Agi-
lität jedes Einzelnen zur not-
wendigen Agilität einer ganzen 
Kommune bei – auch wenn die-
se in den Bereichen ganz unter-
schiedlich ausgeprägt ist. � DK
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» … da ich wissen will, 
was in den bayerischen 
Kommunen gebraucht wird, 
um zu unterstützen, was 
wichti g und möglich ist. «
Karl Freller, MdL
1. Vizepräsident des Bayerischen Landtags

Ich lese die GZ
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der Beginn der Corona-Pan-
demie war gleichzeitig der Be-
ginn der großen Zahlen. Die Co-
rona-Hilfspakete haben sich 
ein ums andere Mal übertrof-
fen, Milliardenbeträge purzel-
ten durch die Nachrichten wie 
Äpfel im Herbst von den Bäu-
men. Ganz schwindelig von all 
den Zusagen und Programmen 
stellten auch wir Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpo-
litiker erstaunt fest, wie schnell 
und vor allem wie viele Hilfen in einer Krisensitu-
ation durch den Staat leistbar waren.

Ähnliches erleben wir seit Beginn des Krieges 
Russlands gegen die Ukraine. Von einer Zeiten-
wende wird gesprochen, Sondervermögen wird 
gebildet und seit dem Durchschlagen der Ener-
giekrise dreht das Wort „Entlastungspaket“ in-

zwischen die dritte Runde. Ohne Frage: Die Bür-
gerinnen und Bürger landauf landab brauchen 
Unterstützung; und zwar zielgerichtet und nicht 
mit der Gießkanne – über das Energiegeld in Hö-
he von 300 Euro habe ich mich persönlich sehr 
geärgert, gehöre ich schließlich nicht zu der Be-
völkerungsgruppe, die diese Hilfe vom Staat 
braucht. Die Ausweitung der Wohngeldberech-
tigen ist dafür sicher ein geeignetes Mittel und 
vom Grundsatz nicht zu kritisieren. Bei der Ein-
führung des Bürgergelds sieht es schon anders 
aus, weil das System des Förderns und Forderns 
nun endgültig verlassen wird.

Ganz unabhängig von der politischen Bewer-
tung der einzelnen Maßnahmen ist aber festzu-
stellen, dass viele der in Berlin verkündeten Ent-
lastungen gerade auf dem Säckel der Kommu-
nen ausgetragen werden. Alleine die Erweite-

rung der Wohngeldberechtigen 
bedeutet für meine Stadt Augs-
burg eine Verdreifachung der 
Bezieherinnen und Bezieher. 
Dies zieht zwangsläufig eine 
satte Erhöhung des Personal-
körpers nach sich. Oder um es 
mal an Zahlen festzumachen: 
Plus 28 dauerhafte Vollzeit-
äquivalente mit einem Perso-
nalkostenvolumen in Höhe von 
knapp 2 Millionen Euro. Von 
den Sachkosten sprechen wir 
noch gar nicht. Und das einfach 
mal so. Zum 1. Januar 2023. 

Ungeachtet der Tatsache, 
dass der Fachkräftemangel auch in der öffentli-
chen Verwaltung durchschlägt und das zusätz-
lich benötigte Fachpersonal auf dem Markt nicht 
verfügbar ist, stellt sich die Frage, wie die kom-
munale Ebene diese Mehrkosten schultern soll. 
Leider hat die letzte Runde zwischen den Minis-
terpräsidentinnen und -präsidenten und dem 
Bundeskanzler dazu auch keine Antwort ge-
bracht, obwohl die kommunalen Spitzenverbän-
de eine Klärung dringend angemahnt haben.

In Zeiten, in denen wir Kommunen selbst mit 
hohen Energiepreisen zu kämpfen haben, uns die 
Jugendhilfekosten aufgrund der Corona-Nach-
wirkungen stark strapazieren und Themen wie 
Mobilitätswende, Klimaschutz, Kita-Ausbau, 
Grundschulkindbetreuung oder Investitionen in  
Infrastruktur eh schon mit viel Kreativität ge-
löst werden müssen, sind die „Entlastungsbe-
schlüsse“ der Bundesregierung für die kommu-
nale Ebene eine kalte Dusche. Die Kommunen im 
Regen stehen zu lassen und sich als Ampel-Re-
gierung selbst dafür auf die Schulter zu klopfen, 
wie gut die Krisenbewältigung funktioniert, das 
ist für uns alle – die wir am Ende der finanziellen 
Nahrungskette stehen – wirklich bitter.

Da bleibt mir nur mit Karl Valentin zu spre-
chen: Hoffentlich wird es nicht so schlimm wie 
es schon ist! 

GZ KOLUMNE
Eva Weber

Wer anschafft,  
der zahlt – oder?

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihre Eva Weber
stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Oberbürgermeisterin der Stadt Augsburg

© Stadt Augsburg/Martin Augsburger

Flüchtlingsgipfel in Berlin:

Kommunen am Anschlag
Angesichts steigender Flüchtlingszahlen haben sich Vertreter 
von Bund, Ländern und Kommunen in Berlin zum „Flüchtlings-
gipfel“ getroffen. Wie Bundesinnenministerin Nancy Faeser be-
tonte, gehe es in der aktuell sehr angespannten Situation darum, 
„wie wir unsere Hilfe für Geflüchtete bestmöglich koordinieren - 
gerade mit Blick auf die Wintermonate, die vor uns liegen“.

Von Jahresbeginn bis Septem-
ber haben nach Angaben des 
Bundes fast 135.000 Menschen 
einen Erstantrag auf Asyl ge-
stellt und damit knapp 35 Pro-
zent mehr als im Vorjahreszeit-
raum. Zudem müssen Flücht-
linge aus der Ukraine unterge-
bracht werden, die ohne Visum 
einreisen können und für einen 
legalen Aufenthalt keinen Asyl-
antrag stellen müssen.

Auf allen Ebenen unseres 
Staates Großartiges geleistet

Gemeinsam hätten die Bürge-
rinnen und Bürger in Deutsch-
land viele Menschenleben ge-
rettet, erklärte Faeser mit Blick 
auf die Solidarität mit den Ge-
flüchteten aus der Ukraine, die 
sich vor Putins Angriffskrieg in 
Sicherheit bringen mussten. 
„Wir haben seit Kriegsbeginn 
mehr als eine Million Menschen 
in Deutschland aufgenommen 
und versorgt, hier wird auf allen 
Ebenen unseres Staates Groß-
artiges geleistet“, so die Minis-
terin. Die Bundesregierung ste-
he eng an der Seite der Kommu-
nen, denn sie trügen die Haupt-
last dieses Kraftakts und kämen 
an die Grenzen ihrer Kapazität.

Neben den bereits bereitge-
stellten Unterbringungsmöglich- 
keiten für mehr als 64.000 Men-
schen in Bundesimmobilien ha-
be die Bundesregierung den 
Kommunen weiteren Wohn-
raum für etwa 4.000 Menschen 
angeboten. Dabei handelt es 
sich beispielsweise um Kaser-
nen oder leerstehende Bundes-
verwaltungsgebäude. Auch fi-
nanziell könnten die Kommunen 
weiterhin auf Hilfe vom Bund 
bauen: Im November ist laut 
Faeser ein Treffen von Bundes-
kanzler und Ministerpräsiden-
ten zur weiteren Finanzierung 
der Flüchtlingskosten geplant, 
dort werde man weitere Unter-
stützung vereinbaren.

Anstieg bei  
unerlaubten Einreisen

Neben den Asylanträgen ist 
in den vergangenen Monaten 
auch die Zahl unerlaubter Ein-
reisen gestiegen. Zusätzlich zur 
großen Fluchtbewegung aus der 
Ukraine kommen derzeit auch 
über das Mittelmeer und die 

Balkanroute wieder erheblich 
mehr Menschen nach Europa. 
„Das macht mir Sorge, hier müs-
sen wir klar für eine Begrenzung 
sorgen“, unterstrich Faeser. 
Deutschland werde daher die 
Grenzkontrollen an der Gren-
ze zu Österreich verlängern. Die 
Bundespolizei kontrolliere au-
ßerdem verstärkt über die soge-
nannte Schleierfahndung an der 
Grenze zu Tschechien. Sie ste-
he dazu in engem Austausch mit 
den europäischen Partnern, ver-
sicherte die Ministerin. Dabei 
gehe es vor allem um die Visaer-
leichterungen der serbischen 
Regierung und einen verstärk-
ten Einsatz von Frontex.

„Unsere Kommunen sind bei 
der Unterbringung am Anschlag“, 
unterstrich der Vorsitzende der 
Innenministerkonferenz, Bayerns 
Innenminister Joachim Herr-
mann. Die Zugangszahlen nach 
Bayern sowohl von Asylsuchen-
den als auch von Kriegsflücht-
lingen aus der Ukraine lägen in 
diesem Jahr mit weit mehr als 
200.000 Personen bereits jetzt 
über dem Niveau von 2016.

Obgleich auf allen Ebenen der 
Flüchtlingsaufnahme die Kapazi-
täten seit Monaten massiv aus-
geweitet wurden, kämen die 
Aufnahmesysteme zusehends 
an den Rand ihrer Leistungsfä-
higkeit und Belastbarkeit. Die 
Alarmsignale seien nicht zu 
übersehen. Herrmann bekräf-
tigte, dass alle Anstrengungen 
unternommen würden, um die-
jenigen, die vor Krieg und Ver-
folgung fliehen, angemessen 
unterzubringen und zu versor-
gen. Dennoch müsse anerkannt 
werden, dass Aufnahmekapazi-
täten nicht beliebig hochgefah-
ren werden können, sondern es 
sich sowohl bei Wohnraum als 
auch bei Personal um endliche 
Ressourcen handle.

Bundesregierung  
setzt falsche Signale

Herrmann kritisierte in die-
sem Zusammenhang, dass die 
Bundesregierung angesichts der 
ohnehin bereits hohen Zugangs-
zahlen völlig falsche Signale set-
ze, wenn sie weiter zusätzliche 
Aufnahmeprogramme starte 
oder weitere Fehlanreize setze, 
wie bei der Reform des Bürger-
geldes oder der Einführung des 

Chancen-Aufenthaltsrechts. 
„Am Ende führt das zu einer 
Überlastung der Kommunen 
und zu einer Überforderung un-
serer Sozialsysteme. Im Übrigen 
warten wir immer noch darauf, 
dass der Bund endlich seiner Fi-
nanzierungsverantwortung im 
Bereich Asyl und Integration ge-
recht wird. Das betrifft sowohl 
die ungedeckten Kosten im Uk-
raine-Kontext wie auch die bis-
lang fehlenden inhaltlichen Aus-
sagen zu einer künftigen Bun-
desbeteiligung an den flücht-
lingsbezogenen Kosten sowie 
den Aufwendungen für Integ-
ration.“ Auch warte man immer 
noch auf die von der Bundesre-
gierung schon vor Monaten an-
gekündigte Rückführungsoffen-
sive. „Obwohl vollmundig ange-
kündigt, ist hier praktisch noch 
überhaupt nichts passiert.“

Landkreistag verlangt 
umgehende Lösungen

Auch der Deutsche Landkreis-
tag forderte umgehende Lösun-
gen ein. Präsident Landrat Rein-
hard Sager sagte: „Die Landkrei-
se brauchen mehr Unterstüt-
zung bei der Unterbringung, 
sowohl von den Ländern als 
auch vom Bund. Die Aussagen 
der Bundesinnenministerin zur 
beabsichtigten Begrenzung der 
Zuwanderung über die Balkan-
route sind sehr zu begrüßen. In 
der aktuellen Situation geht es 
nicht nur um unzureichende Ka-
pazitäten in Aufnahmeeinrich-
tungen, um mangelnden Wohn-
raum und um fehlende Plätze in 
Kindergärten, Schulen oder In-
tegrationskursen. Vielmehr ste-
hen auch die Integrationsfähig-
keit und der gesellschaftliche 
Zusammenhalt auf dem Spiel.“

Sager zufolge ist zu erwar-
ten, dass sich das Fluchtgesche-
hen während der Wintermona-
te weiter intensiviert. „Feldla-
ger oder Turnhallen sind keine 
Ideallösung, wenn Herbst und 
Winter kommen. Die Entwick-
lung hängt für die Ukraine zu-
mindest auch davon ab, in wel-
chem Umfang es gelingt, im 
Land selbst winterfeste Unter-
künfte zur Verfügung zu stellen. 
Darüber hinaus liegen Berich-
te vor, wonach in der Türkei der 
Druck auf dort ansässige Flücht-
linge aus Syrien wächst, die des-
halb ebenfalls eine Flucht nach 
Europa in Betracht ziehen.“

Es gehe darum, das Ankunfts-
geschehen zu begrenzen und zu 
steuern. „Die Situation in den 
Landkreisen ist vielerorts mitt-
lerweile untragbar und spitzt 
sich weiter zu, die Unterbrin-
gungsmöglichkeiten gehen zur 

Neige. Deshalb bedarf es so-
wohl einer stärkeren europä-
ischen Steuerung und Vertei-
lung auf EU-Ebene als auch zum 
Beispiel einer Begrenzung von 
Flüchtlingsbewegungen z. B. aus 
Serbien, die über Österreich und 
Tschechien Deutschland errei-
chen“, so der DLT-Präsident.

Außerdem bekräftigte Sa-
ger die kommunale Forderung, 
dass der Bund alle flüchtlings-
bedingten Mehrkosten tragen 
müsse: „Das betrifft vor allem 
die Wohnkosten für anerkannte 
Flüchtlinge, die der Bund ab Jah-
resbeginn vollständig überneh-
men muss, wie es bis Ende 2021 
schon der Fall war. Auch die Ge-
sundheitskosten für Flüchtlinge 
belasten die Kommunen stark.“

In einem eindringlichen Appell 
an Bund und Länder riefen auch 
Deutscher Städtetag und DStGB 
dazu auf, mehr Verantwortung 
angesichts der steigenden Flücht-
lingszahlen zu übernehmen und 
mehr Kapazitäten für die ankom-

menden Menschen zu schaffen. 
Wie der Vizepräsident des Deut-
schen Städtetages, Oberbürger-
meister Burkhard Jung aus Leip-
zig, hervorhob, müssten bereits 
jetzt einige Städte auf Turnhallen 
und andere Notunterkünfte zu-
rückgreifen. Auch steige die Zahl 
der unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge.

DStGB: Gemeinsames  
Vorgehen von Bund, Ländern 
und Kommunen

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund mahnte ein ge-
meinsames Vorgehen von Bund, 
Ländern und Kommunen an. 
Wichtig sei nun eine rasche Ver-
ständigung über Lösungen für 
die sich abzeichnenden Heraus-
forderungen in den Kommunen. 
Dazu zählten die Schaffung von 
Unterbringungsmöglichkeiten, 
wobei zur Errichtung notwen-
diger Unterkünfte auch Ausnah-
men im Baurecht unumgäng-

lich seien, sowie eine gesicher-
te und gerechte Verteilung der 
Flüchtlinge, auch der aus der Uk-
raine, zwischen den Bundeslän-
dern und innerhalb der Kommu-
nen. Auch sei eine EU-weite Ver-
teilung sicherzustellen.

Für abgelehnte Asylbewerber 
müsse, wie im Koalitionsvertrag 
angelegt, eine Rückführungsof-
fensive vorangebracht werden. 
Asyl- und Einwanderungsrecht 
dürften nicht vermischt werden. 
Neben der weiteren Förderung 
von Sprachkitas sei eine deutlich 
bessere Finanzausstattung von-
nöten, gerade der Kommunen, 
die die Hauptlast der Unterbrin-
gung, Versorgung und Integrati-
on tragen. Aus Sicht des DStGB 
muss diese gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe von Bund und 
Länder auskömmlich und nach-
haltig finanziert werden. „Der 
Bund muss auch weiterhin die 
Unterkunftskosten anerkannter 
Flüchtlinge zu 100 Prozent über-
nehmen.“ � DKBrandbrief an Lauterbach

Bayerischer Landkreistag fordert die Zahlungsfähigkeit der 
Krankenhäuser sicherzustellen

In einem Brandbrief an Bundesgesundheitsmister Karl Lau-
terbach fordert der Präsident des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Thomas Karmasin stellvertretend für seine bayeri-
schen Kollegen kurzfristige gesetzgeberische Maßnahmen, um 
die Zahlungsfähigkeit der Krankenhäuser schnell, aber auch 
dauerhaft sicherzustellen. 

„Schon der hohe Anstieg der allgemeinen Lebenshaltungskosten 
wie auch der krankenhausspezifischen Sachkosten haben die Be-
triebskostendefizite vieler Krankenhäuser in den vergangenen Mo-
naten derart vergrößert, dass nicht wenige von ihnen in Existenz-
not geraten sind. Die nun eintretenden kurzfristigen Kostenstei-
gerungen im Bereich der Energieversorgung, mit denen auch die 
Krankenhäuser konfrontiert sind, können aufgrund der Finanzie-
rungslogik bei den Betriebskosten keinesfalls aufgefangen werden. 
Die Krankenhäuser können die Kostensteigerungen nicht weiter-
geben, weil ihre Leistungen über Fallpauschalen vergütet werden. 
Gleichzeitig werden die Kliniken von Zulieferern mit immer höhe-
ren Preisen konfrontiert.“ so Präsident Karmasin.Für ihn ist klar: 
„Wenn der Bund hier nicht mit kurzfristigen gesetzlichen Maßnah-
men für einen Ausgleich der Inflations- und Energiekosten durch 
einen kostendeckenden Aufschlag auf die Fallpauschalen reagiert, 
werden innerhalb kürzester Zeit Krankenhäuser nicht mehr zah-
lungsfähig sein. Die Landkreise als Träger von kommunalen Kran-
kenhäusern können diese zusätzlichen Kostensteigerungen kei-
nesfalls übernehmen, da sie vielfach schon heute laufende Defizi-
te aus der Betriebskostenfinanzierung stemmen müssen und nicht 
selten bereits an den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit stehen.“ �r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
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Die Sieger des Schafkopfturniers der Bayerischen GemeindeZei-
tung v.l.: Alois Scherer, Bürgermeister a.D. Deining, Anne-Marie 
von Hassel, GZ-Verlegerin, Frank Reichert, Landkreis Rhön-Grab-
feld und Spielleiter Sepp Hundegger.	 Bild: CH

(Fortsetzung von Seite 1)
tor – Stichwort Telemedizin. 
Dies setze freilich die passende 
Infrastruktur voraus.

Bewährung in der Pandemie

Wie Regierungsdirektor Bernd 
Geisler vom Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat 
erläuterte, habe sich das flä-
chendeckend schnelle Internet 
in der Pandemie bewährt. Von 
2014 bis 2020 habe der Freistaat 
im Rahmen der Bayerischen 
Breitbandrichtlinie 1,2 Mrd. Eu-
ro in unterversorgten Gebieten 
gebilligt. Über 98 Prozent der 
bayerischen Haushalte haben 
inzwischen Zugang zu schnellem 
Internet (mind. 30 Mbit/s), und 
mehr als 91 Prozent Zugang zu 
mindestens 100 Mbit/s.

Bayernweit konnten seit 2018 
bereits 3.752 Einrichtungen, da-

von 2.876 öffentliche Schulen, 
mit über 105 Millionen Euro ge-
fördert werden. Mit dem baye-
rischen Förderprogramm „Glas-
faser/WLAN-Richtlinie“ können 
alle öffentlichen Schulen im 
Freistaat direkt an leistungsstar-
ke Glasfaser angebunden wer-
den. 90 Prozent der öffentlichen 
Schulen sind bereits gigabitfähig 
versorgt. Mit der Bayerischen 
Gigabitrichtlinie hat der Frei-
staat Geisler zufolge den Weg 
geebnet und kann als erste Re-
gion in der Europäischen Union 
den Glasfaserausbau auch dort 
fördern, wo bereits ein Netzbe-
treiber mindestens 30 Mbit/s 
anbietet (sog. graue Flecken). 
Bislang sind über 1.230 Gemein-
den in das Förderverfahren ein-
gestiegen, 64 Prozent aller bay-
erischen Haushalte sind gigabit-
fähig erschlossen. Bayerns am-
bitioniertes Ziel lautet: Gigabit 
bayernweit bis 2025. � DK

In Ausgabe 24/2022 der Bayerischen GemeindeZeitung (Erschei-
nungsdatum: 15. Dezember) wird eine Sonderdokumentation 
der Tagung veröffentlicht; Links zu den Vorträgen – soweit frei-
gegeben – werden den Gästen übermittelt. Da die Dateien pass-
wortgeschützt sind, können die Links ggf. unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de angefordert werden. 
TV Bayern live berichtet über die Veranstaltung unter: 
https://www.tvbayernlive.de/mediathek/video/breitbandfo-
rum-in-amberg
und über die Aussteller unter:
https://www.otv.de/mediathek/video/70-aussteller-beim-neun-
ten-bayerischen-breitbandforum/
Weitere Infos und Links zu den Partnern: www.bayerisches-breit-
bandforum.de/ � r

9. Bayerisches BreitbandForum: 

Weitere Informationen
Sonderdruck, TV-Berichte, Vorträge, Links

Digitale Lebensversicherung ...

(Fortsetzung von Seite 1)
um die übergangsweise Sicher-
stellung des Energiebedarfs und 
nicht mehr!“

Mit Blick auf neue Flüchtlings-
ströme nach Bayern über die 
Balkanroute betonte Brandl: 
„Natürlich stecken hinter die-
sen Fluchtbewegungen mensch-
liche Schicksale, aber eben auch 
Menschen, um die wir uns zum 
Teil dauerhaft kümmern müs-
sen. Unterbringung, Ernährung, 
medizinische Versorgung, Bil-
dung: Wer trägt die Folgekos-
ten?“ Der Verbandschef forder-
te die Politik auf, „mehr Mut 
zum Nein“ aufzubringen. „Nein 
zu neuen Leistungsansprüchen, 
nein zu neuen Aufgaben, nein zu 
unbegrenztem Zuzug und unbe-
grenzten Sozialleistungen“.

Beim Thema Ganztagsbetreu-
ungsanspruch für Grundschü-

ler ab dem Schuljahr 2026/2027 
machte Brandl deutlich: „Der 
Staat kann so viel Geld nehmen 
und übers Land streuen, wir 
werden es schlicht nicht schaf-
fen, den Betreuungsanspruch si-
cherzustellen.“ Bis 2026 werden 
die Kommunen aller Voraussicht 
nach nicht über genügend Be-
treuer verfügen, aktuell rech-
ne man mit 10.000 fehlenden 
Fachkräften für die Ganztags-
betreuung. „Wo sollen die her-
kommen? Die können wir uns 
nicht einfach schnitzen“, stellte 
der Gemeindetagspräsident fest 
und ergänzte: „Kinderbetreuung 
ist im Übrigen auch und primär 
Aufgabe der Eltern. Hören wir 
endlich damit auf, der Mensch-
heit zu suggerieren, dass der 
Staat ab Geburt des Kindes für 
Bildung und Betreuung allein 
zuständig ist. Auch hier gilt die 
Subsidiarität. Jeder hat seinen 
Beitrag zu leisten: Staat, Kom-
mune und auch Eltern.“

Die Krisen meistern

Als weiteren wichtigen Auf-
gabenpunkt definierte Brandl 
die Sicherstellung einer quali-
tativ hochwertigen und preis-
werten Trinkwasserversorgung. 
Die neuen klimatischen Bedin-
gungen erforderten, der Rea-
lität ins Auge zu blicken und zu 

lernen, „in diesem Bereich aus 
dem Kirchturmkreis herauszu-
gehen“. Hilfreich könnte es etwa 
sein, Notverbundsysteme mit 
Nachbarn zu schaffen. Zudem 
müsse im Rahmen eines „richtig 
angesetzten Sturzflutmanage-
ments“ darüber nachgedacht 
werden, wie die Wasservorkom-
men sichergestellt werden kön-
nen. „Regenereignisse zu nut-
zen und gleichzeitig Überflutun-
gen zu vermeiden, indem wir 
Wasser speichern, wäre ein An-
satz“, hob der Präsident hervor.

Optimistisch gestaltete sich 
schließlich Brandls Ausblick: 
„Bayerns Gemeinden und Städ-
te werden es auch diesmal wie-
der schaffen, die aktuellen Kri-
sen zu meistern. Wir sind flexi-
bel und anpassungsfähig. Wir 
haben leistungsfähige Verwal-
tungen und genießen in der Be-
völkerung das meiste Vertrau-
en aller politischen Ebenen. Die 
Bürgerinnen und Bürger können 
darauf vertrauen, dass dies so 
bleiben wird.“

Söder: Gemeinden sind 
Seele des ländlichen Raums

Zur Freude des Hausherrn, 
Bürgermeister Martin Birner, 
war Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder in die Pfalzgrafen-
stadt gekommen, um vor knapp 
150 versammelten Delegierten 
das Hohelied der Gemeinden als 
Seele des ländlichen Raums an-
zustimmen und sich in das Gol-
dene Buch der Stadt Neunburg 
einzutragen. „Wir stehen fest 
an der Seite unserer Gemein-
den, gerade in diesen schwieri-
gen Zeiten“, betonte Söder. „Bei 
der Energie lösen wir mit dem 
bayerischen Härtefallfonds un-
ser Schutzversprechen ein. Aber 
auch die Klimakrise, die digitale 
Transformation und die Schaf-
fung von Wohnraum werden 
vom Freistaat aktiv angegangen. 
Wohlstand für alle muss be-
sonders in Bayerns ländlichem 
Raum weiterhin unser Zukunfts-
versprechen bleiben: Unsere 
Gemeinden sind das Musterbei-
spiel für eigenverantwortetes 
Gestalten unserer Heimat.“

„Dieses Jahrzehnt stellt uns 
dauernd vor Herausforderun-
gen“, konstatierte Söder. Die 
Corona-Pandemie habe die 
Kommunen vor enorme Auf-
gaben gestellt, die gemeinsam 
gut gemeistert wurden. Nach 
Expertenschätzung seien etwa 
130.000 Leben gerettet wor-
den. Nunmehr setze Bayern auf 
Sicherheit, Freiheit und Eigen-
verantwortung. Jeder habe die 
Möglichkeit, sich durch Imp-
fung, das Tragen einer Maske 
und Tests zu schützen.

Bund muss Zusagen einlösen

Mit Blick auf die Unterbrin-
gung von Geflüchteten appel-
lierte der Ministerpräsident an 
den Bund, seine finanziellen Zu-
sagen einzulösen. Gänzlich offe-
ne Grenzen ohne jegliche Kont-
rollen, wie aktuell von manchen 
Politikern gefordert, seien in 
diesen Zeiten das falsche Signal. 
„Wir bleiben solidarisch, aber 
wir müssen es vernünftig orga-
nisieren“, unterstrich Söder.

Die Kernenergie müsse so lan-
ge weiter betrieben werden, 
bis die Krise überstanden sei. 
Gleichzeitig sei der Ausbau der 
erneuerbaren Energien zu for-
cieren. Auch sei das Augenmerk 
verstärkt auf die Ertüchtigung 
der Wassersysteme zu legen.

Vorangebracht werden müsse 
auch die digitale Transformation. 
Söder hob in diesem Zusammen-
hang das „tolle Engagement der 
Kommunen“ im Rahmen des Digi-
talpakts hervor. Gut vorangekom-
men sei im Freistaat der Breit-
bandausbau. Insbesondere der 
ländliche Raum verzeichne riesi-
ge Fortschritte. Anders gestaltet 
sich die Situation beim Ausbau 
des Mobilfunknetzes. Hier gibt es 
aus Sicht des Ministerpräsidenten 
noch Luft nach oben.

Hass und Hetze gegen Lokal-
politiker und die Spaltung der 
Gesellschaft standen im Mittel-
punkt eines abschließenden Po-
diumsgesprächs mit Prof. Dr. Ur-
sula Münch, Direktorin der Aka-
demie für politische Bildung, 
Tutzing, Dr. Andreas Hollstein, 
Geschäftsführer der VKU-Lan-
desgruppe Nordrhein-Westfa-
len und ehemaliger Bürgermeis-
ter der Stadt Altena, Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glau-
ber und Erdings Oberbürger-
meister Max Gotz.

Umgang mit Zukunftsängsten

„Zum politischen und media-
len Umgang mit Zukunftsängs-
ten und Verunsicherung“ äu-
ßerte sich Prof. Münch. Aus ih-
rer Sicht befindet sich die Ge-
sellschaft durchaus noch in der 
politischen Mitte. Diese Mehr-
heit sei nur eben auch leiser als 
die lauten Gruppen an extre-
men Rändern. Neben der aktu-
ellen „Multikrise“ gebe auch der 
gesellschaftliche Wandel Anlass 
zur Sorge, bekräftigte die Po-
litikwissenschaftlerin: Kirche, 
Parteien, Gewerkschaften, Ver-
bände und Vereine verlören an 
Bedeutung, vertrauensstiftende 
Bindungen würden weniger. Zu-
dem ermögliche die Digitalisie-
rung eine ungefilterte Informa-
tionsflut, die mitunter nicht nur 
erdrückend, sondern auch ein 
Einfallstor für Propaganda, Ext-
remismus und Desinformations-
kampagnen sei.

Um keine Verdrossenheit zu 
schüren, müsse die Politik nach-
vollziehbar und kohärent han-
deln, unterstrich Münch. Auf-
gabe der politischen Bildung sei 
es, aufzuzeigen, dass auch die 
Politik vor Probleme gestellt ist 
und in einer Demokratie nicht 
wie in einer Autokratie durchre-
giert werden könne. Wichtig sei 
es, dass sich die schweigende 
Mehrheit der extremistischen 
Minderheit entgegenstelle.

Über seine Erfahrungen mit 
Hass und Hetze berichtete der 
ehemalige Rathauschef Dr. 
Andreas Hollstein. 2017 wurde 
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und Effizienz bei VERBUND ein- 
nimmt: „Wir haben auch hier in 
Bayern gezeigt, dass die Wasser-
kraft nicht nur Tradition sondern 
�auch Zukunft hat: Ein bestehen-
des Kraftwerk ohne weiteren 
Eingriff in die Natur und Umwelt 
signifikant zu verbessern war ei-
ne Meisterleistung, + 25 % zu-
sätzliche jährliche Stromerzeu-
gung zeigen uns, dass die Was-
serkraft eine verlässliche und 
starke Partnerin für die Erneu-
erbare Energiezukunft in Bayern 
ist. VERBUND und die VERBUND 
Innkraftwerke stellen dabei Tag 
für Tag unter Beweis, dass eine 
effiziente und ökologische Was-
serkraft Realität sein kann. Un-
zählige Umweltmaßnahmen für 
Natur- und Artenschutz wurden 
auch hier im Zuge des Projektes 
umgesetzt. Hier gewinnen Was-
serkraft und Umwelt.“

Mekka der Wasserkraft

„Töging ist das Mekka der Was-
serkraft in Deutschland!“, attes-
tierte Landrat Erwin Schnei- 
der aus Altötting und beton-
te die Bedeutung der Wasser-
kraft: „Die Energieerzeugung 
durch Wasserkraft war und ist 
Lebensader und Grundlage für 
die wirtschaftliche Entwicklung 
im Landkreis Altötting und hat 
deshalb herausragende Stand-
ortbedeutung. Gerade auch an-
gesichts der aktuellen Krisen-
lage bei der Energieversorgung 
kommt die Erweiterung und Er-
neuerung des Kraftwerks Töging 
genau zur richtigen Zeit!“

Mühldorfs Landrat Max Hei-
merl stellte die Inbetriebnah-
me des Neubaus in den histo-
rischen Kontext: „Der Bau des 

Kanals und Kraftwerks vor 100 
Jahren war eine außergewöhn-
liche Pionierleistung. Mit dem 
neuen Kraftwerk erlebt die-
ses Jahrhundertprojekt nicht 
nur seine Fortsetzung, sondern 
unternimmt zugleich einen 
Sprung in die Moderne. Dass 
dabei die vorhandene Subs-
tanz bestmöglich genutzt wird, 
ist ein Paradebeispiel dafür, 
wie sich der Beitrag zur Ener-
giewende ökonomisch sinnvoll 
und ökologisch verträglich er-
höhen lässt.“

Große Potenziale in Bayern

Michael Amerer, Geschäfts-
führer der VERBUND Innkraft-
werke blickte zurück in die Zeit, 
als der Beschluss für die Um-
setzung der Projektes Jetten-
bach-Töging gefasst wurde: 
„Wir haben immer an die Was-
serkraft geglaubt – unsere Ent-
scheidung von damals hat heu-
te an zusätzlicher Bedeutung ge-
wonnen. Das Projekt Töging ist 
mit dem heutigen Tag für uns 
noch nicht gänzlich abgeschlos-
sen. Denn wir werden den histo-
rischen Bestand selbst nutzen: 
für das VERBUND Kompetenz-
zentrum Wasserkraft in Bayern. 
Gemeinsam mit der Ausbildung 
von Azubis in der Ausbildungs-
stätte Töging entwickeln wir den 
Standort weiter und stärken das 
Wasserkraft-Land Bayern auf 
seinem Weg in die Erneuerbare 
Energiezukunft.“

„Wir haben hier in Töging un-
ter Beweis stellen können, dass 
in bestehenden Kraftwerken 
noch viel Energie steckt. Diese 
zu heben, ist Teil unserer Stra-
tegie. Wir müssen jedoch auch 
den Ausbau der Wasserkraft vor- 

Zuverlässiger Strom aus ...

Lösungssuche in ...

Dr. Birgit Kreß neue 
zweite Vizepräsidentin
Zur neuen zweiten Vizeprä-

sidentin des Bayerischen Ge-
meindetags wählten die De-
legierten Erste Bürgermeiste-
rin Dr. Birgit Kreß, Markt Erl-
bach (Landkreis Neustadt a. 
d. Aisch-Bad Windsheim, Mit-
telfranken). Sie tritt damit die 
Nachfolge von Birgit Erb an. 

er in einer Dönerbude von ei-
nem jungen Mann mit einem 
Messer angegriffen. Vorausge-
gangen war sein Entschluss, im 
Zuge der Flüchtlingskrise in Al-
tena freiwillig 100 Flüchtlinge 
mehr als vorgeschrieben aufzu-
nehmen. Konzepte für dezentra-
le Unterbringung, Integrations-
paten, Sprachkurse ab Tag eins 
lagen vor, kurzum: Man fühlte 
sich für diese Aufgabe gerüstet. 
In der Folge wurden Hollsteins 
Frau und Kinder belästigt, zün-
deten Jugendliche eine Flücht-
lingswohnung an. Die Intensität 
der Drohungen nahm zu und gip-
felte schließlich in der Gewalttat.

Auch nach diesem Angriff 

zeigte der Bürgermeister Rück-
grat und führte nach eigenen 
Angaben das Amt aus für den 
Staat, den es zu erhalten gilt, für 
die Demokratie und für die Men-
schen, die sich in der Mitte der 
Gesellschaft bewegen. Die Reso-
nanz war überwiegend positiv: 
Von den 2.000 E-Mails, die den 
Rathauschef nach dem Angriff 
erreichten, waren 1.700 wohl-
wollend. Hollstein riet dazu, mit 
derartigen Bedrohungen offen 
umzugehen, könne man damit 
doch auch andere Betroffene 
schützen. Trete der Bedrohungs-
fall ein, sei es ratsam, sich über 
Parteigrenzen hinweg mit den 
Opfern zu solidarisieren. � DK

Freistaat soll Energie produzieren
Glauber: Wasserkraft in staatliche Hand nehmen

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber spricht sich dafür 
aus, dass der Freistaat künftig selbst erneuerbare Energien er-
zeugen soll. Der erste Schritt einer staatlichen Energieversor-
gung könnte über die Wasserkraft erfolgen. 

Glauber: „Der brutale Angriffskrieg in der Ukraine zeigt: Wir 
müssen die Energieversorgung der Zukunft neu denken. Wir brau-
chen eine Revolution im Energiesektor. Der Dreiklang dazu lautet: 
Von Bayern, in Bayern und für Bayern. Die zentrale Aufgabe heißt 
Versorgungssicherheit für die Menschen und die Wirtschaft. Ins-
besondere der Ausbau der erneuerbaren Energien muss deutlich 
beschleunigt werden.“ Aktuell bietet die Übernahme von UNIPER 
SE durch den Bund die Möglichkeit, Wasserkraftwerke der UNI-
PER Kraftwerks GmbH zu übernehmen. Insgesamt geht es dabei 
um 97 Wasserkraftanlagen mit zusammen rund 970 Megawatt 
Leistung und rund 4.800 Gigawattstunden Stromertrag pro Jahr 
in den Kraftwerksgruppen Donau, Isar, Lech und Main. Die Was-
serkraftanlagen erzeugen rund ein Drittel der bayerischen Strom-
produktion aus Wasserkraft. „Wir stehen für eine gemeinwohl- 
orientierte, ökologisch nachhaltige und klimaneutrale Nutzung 
der Wasserkraft. Wichtig ist, dass sich jetzt schnell und konse-
quent etwas bewegt“, so Glauber.

Der Staat sollte in Zukunft laut Glauber auch über die Wasser-
kraft hinaus ein eigenständiger Energieproduzent werden. So 
könnten erneuerbare Energien ausgebaut werden, ohne dass da-
für Investoren erforderlich sind. „Der Freistaat hat eine Vorbild-
funktion. Erneuerbare Energien sind Sicherung von Daseinsvor-
sorge und Arbeitsplätzen. Wir brauchen eine ganz neue Dynamik 
beim Ausbau der erneuerbaren Energien. Außerdem brauchen 
wir deutlich höhere Investitionen in die Verteilernetze“, bekräf-
tigte Glauber. So könnten beispielsweise Windräder auf staat-
lichen Flächen oder Photovoltaik-Anlagen durch den Freistaat 
selbst errichtet werden. Finanzielle Mittel dafür könnten über ei-
ne von Bayern bereits mehrfach geforderte Beteiligung der Län-
der an den Einnahmen des Bundes aus der CO2-Bepreisung ge-
wonnen werden. � r

anbringen. Dazu haben wir Plä-
ne und Überlegungen, die wir 
gerne als Beitrag zur Energie-
wende umsetzen wollen. Kon-
kret haben wir ökologisch opti-
mierte Projekte für die Untere 
Salzach vorgelegt, bei denen Sy-
nergien aus energetischer Nut-
zung und Flusssanierung ge-
nutzt werden. Zudem wollen wir 
mit dem Energiespeicher Riedl 
auch die Speichermöglichkeiten 
für Strom aus Wind und Son-
ne aus Bayern in Bayern stär-
ken“, sprach Innkraftwerke-Ge-
schäftsführer Karl Heinz Gruber 
Projekte Zukunftsprojekte an.

Über das Kraftwerk  
Jettenbach-Töging

1919 wurde mit dem Bau des 
Ausleitungskraftwerks durch 
die Innwerk, Bayerische Alumi-
nium AG, begonnen. Bis 1924 
wurden die Wehranlage bei Jet-
tenbach-Aschau, der fast 23 km 
lange Innkanal sowie das Kraft-
werk in Töging am Inn errichtet. 
Eine technische Pionierleistung, 
die bis 2021 zuverlässig sau-
beren Strom aus erneuerbarer 
Wasserkraft lieferte. 

Bis Mitte der 1990er Jah-
re wurde auch Gleichstrom er-
zeugt; seither wird ausschließ-
lich Wechselstrom ins Netz ein-
gespeist. Im historischen Kraft-
haus erzeugten bis 2021 14 
Maschinensätze mit einer Ge-
samtleistung von 85 MW pro 
Jahr 557 GWh Strom.

Die drei Maschinensätze der 
neu errichteten Anlage ermög-
lichen nunmehr mit Kaplan-Tur-
binen eine Leistungssteigerung 
von knapp 40 % (von 85 MW auf 
118 MW) und eine Steigerung 
der Jahresstromerzeugung um 
rund 25 % (von 557 GWh auf 696 
GWh). Die Investitionssumme 
beträgt rund 250 Mio. Euro. � r
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Der Wandel kommt
überall hin. Gut, dass
wir schon da sind.

Deutschlands starke
Partnerin für Nachhaltigkeit.
 
Auf demWeg in eine nachhaltigere
Zukunft kann ganz Deutschland auf die
Unterstützung der Sparkassen-
Finanzgruppe zählen. Mit der größten
Finanzierungssumme für den
Mittelstand und als Partnerin von 40
Millionen Privatkundinnen und
-kunden machen wir uns stark für einen
Wandel, der für alle zum Erfolg wird. Im
Großen wie im Kleinen. Mehr erfahren:
sparkasse.de/mittelstand

Weil’s ummehr als Geld geht.

Kernbotschaften zum Abschied
GZ-Interview mit Roland Schmautz, Vizepräsident des Sparkassenverbands Bayern

Die Zeichen stehen auf Wechsel: Am 31. März 2023 tritt Roland 
Schmautz, Vizepräsident des Sparkassenverbands Bayern, in den 
Ruhestand. Seit April 2013 verantwortet er das Ressort Sparkas-
sen, das für Fragen des effizienten Betriebs-, der Steuerung und 
der Vertriebsförderung der Sparkassen sowie die Weiterbildung 
der Mitarbeitenden zuständig ist. Sein Nachfolger wird Stefan Pro-
ßer, derzeit Vorstandsvorsitzender der Sparkasse Freyung-Grafe-
nau. Über aktuelle finanzpolitische Herausforderungen auf euro-
päischer und deutscher Ebene sowie Fragen der Sparkassen vor 
Ort äußerte sich Schmautz im Gespräch mit GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel.

GZ: Herr Schmautz, in naher 
Zukunft werden Sie ihr Amt an 
Stefan Proßer übergeben. Rück-
blickend gesehen: Wo lagen die 
Herausforderungen bei Ihrem 
Amtsantritt und wo sehen Sie 
momentan dringenden Hand-
lungsbedarf? 

Schmautz: 2013 lagen die Her-
ausforderungen in den Themen-
feldern Regulierung, Digitalisie-
rung und Niedrigzinsphase. Aktu-
ell beschäftigen uns nach Corona 
immer noch die Regulierung und 
Digitalisierung, jetzt vor allem 
aber auch die Energiekrise, die 
Inflation sowie das Thema Nach-
haltigkeit bzw. die ökologische 
Transformation der Wirtschaft.
GZ: Sparkassen sind die Mittel-
standsfinanzierer. Haben die 
bayerischen Sparkassen nach 
Pandemie, Ukraine-Krieg und 
Energiekrise noch Spielraum für 
drohende Insolvenzen? 

Schmautz: Die Sparkassen ver-
fügen über Kreditspielraum, d.h. 
sie können ihren Kunden im Rah-
men ihrer Möglichkeiten mit Kre-
diten helfen und für finanzielle 
Stabilisierung sorgen.  Sie können 
aber auch nur Kredite gewähren, 
die ein mittelständisches Unter-
nehmen aller Wahrscheinlichkeit 
nach wieder zurückzahlen kann. 
Deshalb ist hier auch staatliche 
Unterstützung vonnöten. Insge-
samt ist das eine große Heraus-
forderung in diesen unsicheren 
Zeiten.
GZ: Wie betroffen sind die Spar-

kassen von Inflation und Lohn-
steigerungen? Wie sieht es mit 
der Energieversorgung der Filia-
len aus?

Schmautz: Die Sparkassen 
kümmern sich bereits um Ener-
gieeinsparungen und sie stel-
len die Energieversorgung si-
cher, insbesondere für die kriti-
sche Infrastruktur- für Zahlungs-
verkehr, Rechenzentren etc. Wir 
sind hier auf einem guten Weg. 
Die Kostensteigerungen dafür 
betreffen sowohl Sparkassen als 
auch Dienstleister in hohem Ma-
ße. Wir sind dabei, Lösungen zu 
finden, damit die hohen Kosten 
letztlich für alle verkraftbar sind.
GZ: Der Deutsche Sparkas-
sen-Präsident Helmut Schleweis 
hat große Sorge, dass jetzt vie-
le Bürger auf ihre Altersvorsor-
ge zurückgreifen, weil das Geld 
nicht mehr zum Leben reicht.

Schmautz: Das bereitet auch 
mir Kopfschmerzen. Wir haben 
viele Kunden, die wenig oder gar 
nicht sparen können. Diese Kun-
den trifft die Inflation hart. Hier 
versuchen wir in Gesprächen zu 
erkennen, wo mittels Finanzie-
rung und Überbrückung Hilfe 
möglich ist.
GZ:  Hat die Entscheidung der 
EZB, den Leitzins massiv zu er-
höhen, Auswirkungen auf den 
kommunalen Haushalt?

Schmautz: Bei langfristigen In-
vestitionen wird sich der höhe-
re Zins sicherlich niederschlagen. 
Grundsätzlich haben wir in Bay-

ern einen überschaubaren Anteil 
an Kassenkrediten, weil die Kom-
munen in aller Regel noch ausrei-
chend Liquidität besitzen. In den 
kommunalen Haushalten wird 
weniger der Zinsanstieg, als viel-
mehr der Energiekostenanstieg 
in den Städten und Gemeinden 
eine Rolle spielen.
GZ: Ist der Beschluss somit im 
Grunde eine Erleichterung für 
den gesamten Finanzmarkt?

Schmautz: Aus meiner Sicht 
kommt die Entscheidung der 
EZB zu spät. Wir hatten bereits 
im vergangenen Jahr wiederholt 
auf die steigende Inflationsrate 
hingewiesen. Den Leitzins zu er-
höhen, war grundsätzlich rich-
tig und ist für den Sparer sicher-
lich von Vorteil. Für die Kunden, 
die sich z.B. ein Haus finanzie-
ren möchten, wird es dagegen 
schwer, die Finanzierungsraten 
zu stemmen. Das beobachten wir 
an den Immobilienmärkten und 
insgesamt an der Nachfrage im 
Baufinanzierungsbereich, die be-
reits stark nachlässt. Insofern ge-
hen wir auch davon aus, dass der 
Fokus künftig eher auf Renovie-
rungs- und Sanierungsinvestitio-
nen liegen wird.
GZ: Eine Frage an Sie als Digital- 
experte zum Thema elektroni-
sche Bezahlverfahren: Wo geht 
die Reise hin?

Schmautz: Zunächst: Die bay-
erischen Sparkassen wollen Part-
ner für jeden und jede sein. Wir 
merken aber z. B. massiv, dass 
Barzahlungen abnehmen. Die 
Kartenzahlung hingegen, immer 
häufiger auch kontaktlos, wird – 
vor allem unterstützt durch Co-
rona – immer beliebter. Dabei 
ist die Girocard die meistgenutz-
te Karte im bundesweiten Zah-
lungsverkehr – Tendenz steigend. 
Und auch die Online-Bezahlung 
wird immer populärer. Schnell, 
einfach und sicher: Diese Vortei-
le digitaler Bezahlmöglichkeiten 
wollen die Menschen immer stär-
ker in Anspruch nehmen.

Internationale Konkurrenz

GZ: Immer mehr (auch internati-
onale) Konkurrenz (Paypal, Tra-
de Republic und Co.) tummelt 
sich auf dem Finanzmarktplatz. 
Wie positionieren sich die baye-
rischen Sparkassen?

Schmautz: Neo-Broker sind 
vom Geschäftsanteil eher nicht 
die Konkurrenz der Sparkassen, 
und immer mehr unserer Kunden 
investieren in Wertpapiere und 
Fonds. Im Payment ist insbeson-
dere Paypal ein starker Wettbe-
werber.  Wir bieten den Kunden 
hier mit unseren Bezahllösungen 
allerdings andere leistungsfähi-
ge, sichere und einfache Bezahl-
verfahren an und bauen sie im-
mer weiter aus.
GZ: Vor einigen Monaten fie-
len bundesweit Bezahltermi-
nals aus – ein gravierender Vor-
fall für den Kartenzahlungsver-
kehr. Wie beurteilen Sie diesen 
Vorgang?

Schmautz: Das war ein Son-
derfall, damit hat tatsächlich nie-
mand gerechnet. Mittlerwei-
le hat man erkannt, an welchem 
Softwarefehler es lag. Bezahlter-
minals sind insgesamt sehr stabil. 
In der Regel fallen nur einzelne 
aus. Aus dem Sonderfall haben 
alle Beteiligten ihre Lehren gezo-
gen. Insofern gehe ich davon aus, 
dass so etwas nicht mehr passie-
ren wird.
GZ: Wie ist es um die Zukunft 
des Bargelds bestellt?

Schmautz: Ich gehe davon aus, 
dass wir noch sehr lange Bargeld 
haben werden.   Die deutschen 
Bürger haben im europäischen 
Vergleich schon immer eine Vor-
liebe für Bargeld. Wir werden al-
lerdings feststellen, dass immer 
mehr, insbesondere junge Kun-
den, den Bargeldbestand für sich 
kleinhalten und einfach per Karte 
oder App bezahlen. Der Neben- 
effekt ist ja auch eine besse-
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re Buchhaltung, ein besserer 
Überblick über die Kaufaktivi-
täten. Bargeld wird also wei-
ter im Umlauf sein, insbeson-
dere bei Kleinstzahlungen, aber 
immer mehr durch Karten- und 
App-Zahlungen verdrängt wer-
den. Da bin ich mir sicher. Das 
wird aber noch ein paar Jahre 
dauern.
GZ: Das OZG verpflichtet Bund, 
Länder und Kommunen, bis En-
de 2022 ihre Verwaltungsleis-
tungen über Verwaltungspor-
tale auch digital anzubieten. 
60 Prozent der Verwaltungs-
leistungen sind mit Gebühren 
verbunden. Das heißt, dass al-
le Verwaltungsleistungen, die 
digital in Anspruch genommen 
werden, auch online bezahlt 
werden müssen. Wie setzen die 
bayerischen Sparkassen diese 
Anforderungen um und welche 
Onlineservices bietet die S-Fi-
nanzgruppe den bayerischen 
Kommunen schon jetzt an? 

Schmautz: Knapp 90 Prozent 
der bayerischen Kommunen set-
zen mittlerweile auf unsere Mul-
ti-Bezahllösung „GiroCheckout“. 
Über diese Plattform werden al-
le gängigen elektronischen Be-
zahlverfahren zur Integration in 
die kommunalen Bürgerporta-
le angeboten: vom neuen „giro-
pay“ bis hin zu Kreditkarten- oder 
Lastschriftzahlungen – allesamt 
Bezahlverfahren, die eine einfa-
che, schnelle und vor allem siche-
re Abwicklung unter Einhaltung 
höchster Sicherheitsstandards 
ermöglichen. Die zehn Prozent, 
die noch fehlen, sind oftmals klei-
nere Kommunen, die bisher noch 
keine digitalen bezahlpflichtigen 
Leistungen eingeführt haben. 

Einige Kommunen nutzen 
auch unser Eintrittsmanagement  
„Access by S-Public Services“ 
in Stadien, für Events oder 
Schwimmbäder sowie beispiels-

weise auch Vereine für ihre ver-
schiedenen Kurse. Auch unser 
E-Ladesäulen-Konzept inkl. kom-
pletter Paymentlösung wird stark 
nachgefragt. Auch hier zeigt sich 
einmal mehr: Die Sparkassen sind 
ein starker Finanzpartner der 
Kommunen. Allerdings ist gerade 
beim Thema kommunale Digitali-
sierung noch viel Luft nach oben.

Digitalisiert euch!

GZ: Nach vielen Jahren Tätigkeit 
in der bayerischen Finanzwelt: 
Welche Botschaft geben Sie an 
unsere Leser, die bayerischen, 
kommunalen Entscheidungsträ-
gerinnen und Entscheidungsträ-
ger, weiter? Was werden Sie in 
die Verantwortung Ihres Nach-
folgers übergeben?

Schmautz: Meine Kernbot-
schaft an die Kommunen lautet: 
Digitalisiert euch! Ihr besitzt jede 
Menge Potenzial, um die digita-
len Prozesse voranzutreiben und 
damit sowohl die Bürger und Un-
ternehmen als auch die Verwal-
tung zu entlasten. Unsere Bürger 
sind schon digitaler unterwegs, 

als wir es selbst glauben. Deshalb 
gilt es die bereits vorhandenen 
digitalen Lösungen zu nutzen und 
weiter auszubauen. Es lohnt sich.

Nachhaltigkeit und Klima

Ein weiteres Kernanliegen ist 
das Thema Nachhaltigkeit und 
Klima. Wir sollten hier alle Mög-
lichkeiten vor Ort nutzen, uns 
vernetzen, und alles tun, um so-
wohl private, unternehmerische 
als auch kommunale Initiativen 
in Sachen Klimaschutz zu fördern.

Wir machen dies bereits, so-
wohl bei der Finanzierung von 
Unternehmen in Sachen ökologi-
sche Transformation als auch z.B. 
für Hausbesitzer mit einem zins-
günstigen Klimakredit für ener-
getische Sanierung. Und auch 
wir Sparkassen tragen selbst zur 
CO2-Reduktion bei. 

Mein Nachfolger ist Sparkas-
senpraktiker und kennt die Her-
ausforderungen und Anliegen der 
Sparkassen und Kommunen bes-
tens. Er wird die sehr gute Zusam-
menarbeit mit den Kommunen 
partnerschaftlich fortsetzen. � DK

200 Jahre Sparkasse 
Mainfranken Würzburg

Festakt mit Ministerpräsident Söder
Mit einem Festakt hat die Sparkasse Mainfranken Würzburg ihr 
200-jähriges Bestehen gefeiert. Auf Initiative des damaligen Würz-
burger Bürgermeisters Hofrat Professor Dr. Wilhelm Joseph Behr 
war die Würzburger Sparkasse am 1. Oktober 1822 als dritte Bank 
ihrer Art in Bayern gegründet worden. Behr lag es am Herzen, dass 
die Bürger für ihre Altersvorsorge und eine mögliche Arbeitsunfähig-
keit einen Teil ihrer Einnahmen ansparen.

Am 1. Januar 2000 schlossen 
sich die Sparkassen in Stadt und 
Landkreis Würzburg, Main-Spes-
sart und Kitzingen zur Sparkasse 
Mainfranken Würzburg zusam-
men. Heutzutage unterhält die 
viertgrößte bayerische Sparkas-
se 255.000 Girokonten. Mit einer 
Bilanzsumme von 10,9 Milliarden 
Euro ist sie die viertgrößte Spar-
kasse Bayerns.

„Die viertgrößte Sparkasse in 
Bayern ist mit 1.600 Beschäftig-
ten einer der größten Arbeitge-
ber und Ausbilder der Region“, 
unterstrich Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder. Sparkassen seien 
gegründet worden, um kleine-
ren Kapitalanlagen die Möglich-
keit der Risikovorsorge zu geben. 
Für kleine und mittlere Unterneh-
men seien sie gerade in schwieri-
gen Zeiten ein verlässlicher und 
in der Region verankerter Part-
ner. „Der Freistaat steht zu sei-
nen Sparkassen und möchte, 
dass sie auch künftig eine starke 
Rolle spielen“, hob Söder hervor.

Laut Vorstandsvorsitzendem 
Bernd Fröhlich musste die Spar-
kasse im Laufe von zwei Jahrhun-
derten auf verschiedene Wäh-
rungsumstellungen sowie auf 
die Entwicklungen in der Region 
Mainfranken reagieren. Auch in 
Zeiten von Weltwirtschaftskrisen 
oder auch des Wirtschaftswun-
ders habe das Kreditinstitut sein 
Angebot und seine Strukturen 
den jeweiligen Gegebenheiten 
angepasst. Das Wichtigste aber 

sei gleichgeblieben: die enge und 
vertrauensvolle Verbindung zu 
den Kundinnen und Kunden. Tra-
ditionen wie der Weltspartag be-
stünden seit fast 100 Jahren und 
gehörten bis heute zum kollekti-
ven Gedächtnis. 

Getreu dem Motto „Tradition 
im Herzen. Zukunft im Blick“ pas-
se sich die Sparkasse Mainfran-
ken Würzburg auch neuen Trends 
und Techniken an, so Fröhlich. So 
sei es inzwischen möglich, Bar-
geld mit dem Handy oder einer 
Smartwatch abzuheben. Auch 
Online-Banking gehöre längst 
zum Standard des Geldinstituts. 
Mit Beratung@Home könnten 
sich die Kunden bequem online 
von zu Hause aus beraten lassen.

Wichtige Stütze

Tamara Bischof, Landrätin 
des Landkreises Kitzingen und  
Verwaltungsratsvorsitzende der 
Sparkasse Mainfranken Würz-
burg wies darauf hin, dass das 
Kreditinstitut im vergangenen 
Jahr rund 850 gemeinnützige 
Projekte unterstützt und 2,5 Mil-
lionen Euro ausgeschüttet ha-
be. In den vier Stiftungen, die die 
Sparkasse Mainfranken Würz-
burg gründete, werde ein Vermö-
gen von über 30 Millionen Euro 
versammelt, das karitativen Zwe-
cken zugutekommt. Davon profi-
tierten alle. Ohne die Sparkasse 
würde Mainfranken eine wichti-
ge Stütze fehlen. � DK

https://www.sparkasse.de/themen/mittelstand.html
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DSGV-Pressekonferenz:

„S-Mittelstands-Fitnessindex“
Die mittelständischen Unternehmen hierzulande leiden massiv unter 
den aktuellen Energiepreisen. Besonders für die energieintensiven 
Betriebe bedeutet das einen massiven und oft allein nicht zu bewäl-
tigenden Anstieg bei den Produktionskosten. „Auch Unternehmen, 
die an sich grundsolide aufgestellt sind, könnten an ihre Belastungs-
grenze kommen. Wenn wir gemeinsam die wirtschaftliche Bedro-
hung durch Russland bestehen wollen, dann benötigen diese Unter-
nehmen Hilfe“, betonte Helmut Schleweis, Präsident des Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbands, in Berlin bei der Vorstellung des S-Mit-
telstands-Fitnessindex. Für die Publikation wurden die anonymisier-
ten Unternehmensbilanzen des Jahres 2021 von mehr als 300.000 Fir-
menkunden der Sparkassen-Finanzgruppe ausgewertet.

Schleweis wies darauf hin, dass 
sich in der Corona-Phase öffentli-
che Förderprogramme als sehr ef-
fizientes Hilfsmittel erwiesen hät-
ten. Wegen der Vielzahl der betrof-
fenen Unternehmen sei jetzt aber 
eine klare Begrenzung der Ener-
giepreise das wirksamste Mittel 
zur Unterstützung. Die wichtigste 
Aufgabe der Wirtschaftspolitik sei  
es deshalb, die Strom- und Gas-
preise nach oben zu begrenzen 
und dafür zu sorgen, dass der 
Strompreis nicht mit einem poli-
tischen Gaspreis davongaloppiert.

Zugleich forderte der DSGV- 
Präsident konsequentes Sparen  
von Energie in Unternehmen 
und in Privathaushalten. „Wenn 
wir alle unsere industrielle Ba-
sis in Deutschland – und damit 
Arbeitsplätze – schützen wol-
len, dann müssen sowohl Un-
ternehmen wie Privathaushalte 
im Durchschnitt mindestens 20 
Prozent Energie einsparen. Jede 
nicht verbrauchte Kilowattstun-
de Strom, jeder nicht verbrauch-
te Kubikmeter Gas entlastet die 
eigenen Kosten, steigert die Ver-
sorgungssicherheit im kommen-
den Winter, sichert Arbeitsplät-
ze und reduziert zugleich im 
Sinne des Klimaschutzes den 
Ressourcenverbrauch. Wir plä-
dieren dafür, dass Wirtschaft 
und Politik dies gemeinsam noch 

viel deutlicher kommunizieren“, 
unterstrich Schleweis.

Aus seiner Sicht ist spätestens 
jetzt der richtige Zeitpunkt, mas-
siv in die Unabhängigkeit von 
fossilen Energien zu investieren. 
Dies gelte für die Unternehmen, 
aber eben auch für Privathaus-
halte. „Die Energiekosten wer-
den hoch bleiben, solche Inves-
titionen rechnen sich in aller Re-
gel schon nach wenigen Jahren – 
und sie helfen dem Klima.“

Gutes Rüstzeug

Schleweis wies darauf hin, dass 
die mittelständischen Unterneh-
men in Deutschland für die an-
stehenden Aufgaben gut gerüs-
tet sind. Sie hätten das Kapital 
zur Verfügung, das für die anste-
henden Investitionen nötig ist: Im 
Durchschnitt beträgt die Eigenka-
pitalquote knapp 40 Prozent. Da-
neben stehe eine sichere Kredit-
versorgung – rund 42 Prozent des 
Kreditvolumens für Unternehmen 
und Selbstständige allein aus der 
Sparkassen-Finanzgruppe.

Allein im ersten Halbjahr 2022 
wurden rund 60 Mrd. Euro an 
neuen Firmenkrediten zuge-
sagt – ein Zuwachs von 19 Pro-
zent. Aktuell verzeichneten die 
Sparkassen in vielen wichtigen 
Transformationsbranchen nicht 

nur hohe Neuzusagen, sondern 
auch wachsende Kreditbestän-
de, wie der Präsident darlegte: 
Für die wirtschaftsnahen Dienst-
leister, darunter Forschung und 
Entwicklung, Information und 
Kommunikation, erhöhten sich 
die Bestände im ersten Halbjahr 
um 3,8 Prozent, für das Verarbei-
tende Gewerbe um 3 Prozent. Im 
Baugewerbe steht ein Zuwachs 
der Kreditbestände von fast 5 
Prozent zu Buche – noch einmal 
deutlich mehr als im ebenfalls 
sehr starken Vorjahr.

Solide Aufstellung

Insgesamt wuchsen bei den 
Sparkassen die Bestände an Ge-
werbe- und Unternehmenskredi-
ten im ersten Halbjahr 2022 um 
3,8 Prozent bzw. 19 Mrd. Euro auf 
insgesamt 515 Mrd. Euro. „Wir 
bekennen uns klar dazu, die not-
wendige Transformation in den 
Unternehmen – und auch in den 
Privathaushalten – zu finanzieren 
und dazu alle unsere Kräfte ein-
zusetzen. Die Sparkassen-Finanz-
gruppe ist dazu sehr solide auf-
gestellt. Und auch die Zinswen-
de der Europäischen Zentralbank 
wird sich erst auf lange Sicht als 
wesentlicher Faktor in der Kos-
tenstruktur der Unternehmen 
auswirken. Schließlich sind über 
80 Prozent der Sparkassenkredi-
te an Unternehmen und Selbst-
ständige langfristige Kredite mit 
einer Laufzeit von mehr als fünf 
Jahren“, machte Schleweis deut-
lich und ergänzte: „Die große 
Mehrheit unserer Firmenkun-
denexperten bestätigt dies aus 
der Kenntnis der konkreten Un-
ternehmen. Danach wird die Er-
tragslage primär beeinflusst von 
den Entwicklungen der Materi-
alpreise und von Lohnsteigerun-

gen. Für einzelne Branchen, etwa 
die kapitalintensive Immobilien-
branche, sind steigende Zinsen 
allerdings durchaus eine ernst-
zunehmende Herausforderung.“

Ein enorm wichtiger Faktor für 
den deutschen Mittelstand und 
insbesondere für konsumnahe 
Branchen werde in den nächsten 
Monaten die Einkommenssitua-
tion und die Konsumneigung der 
privaten Haushalte sein. Die er-
heblichen Preissteigerungen der 
vergangenen Monate seien ein 
massiver Dämpfer: Bei den ak-
tuellen Preissprüngen benötig-
ten eigenen Berechnungen zufol-
ge 60 Prozent der Haushalte ihre 
gesamten monatlichen Einkünf-
te und mehr, um die laufenden 
Ausgaben zu decken. Haushalte 
mit monatlichen Nettoeinkom-
men unter 3.600 Euro werden 
am Monatsende kein Geld mehr 
übrighaben und Lücken teilwei-
se durch eigene Ersparnisse aus-
gleichen müssen. Für Gastgewer-
be, Tourismus, Einzelhandel und 
andere persönliche Dienstleis-
ter bedeute das, dass sie sich auf 
massive Änderungen im Kunden-
verhalten einstellen müssen.

Fazit: „Die Unternehmen und 
das Land als Ganzes stehen vor ei-
ner enormen Kraftanstrengung: 
Energie sparen, Energie effizien-
ter einsetzen und sich unabhängi-
ger machen von fossiler Energie – 
das ist die eine große Herausfor-
derung“, so der DSGV-Chef. Die 
andere bestehe in der Neuaufstel-
lung der Lieferketten, der Diver-
sifizierung der Lieferbeziehungen 
und dem Knüpfen neuer globaler 
Geschäftsbeziehungen. Diese Her-
ausforderung müsse Hand in Hand 
gehen mit einer Neudefinition der 
globalen Wirtschaftspolitik Euro-
pas und Deutschlands. „Wir müs-
sen jenseits von Diktaturen und 
Autokratien mehr Handelsbezie-
hungen knüpfen und uns interna-
tional breiter aufstellen.“

Mit der aktuellen Krise ent-
schlossen und klug umzugehen, 
bedeute zugleich, künftigen Krisen 
vorzubeugen sowie Wohlstand 
und Lebensqualität langfristig zu 
sichern. Die deutschen Unterneh-
men, vor allem der Mittelstand, 
trage maßgeblich zur Krisenresi-
lienz Deutschlands bei. „Nur mit 
ihm wird es eine erfolgreiche öko-
logische und energetische Trans-
formation geben. Die Sparkas-
sen stehen dabei klar und ver-
lässlich an der Seite der mit-
telständischen Unternehmen“, 
stellte Schleweis fest.� DK

S-Public Services:

„Digitales Payment 
im öffentlichen Sektor”

Gemeinsam mit Mastercard veranstaltete S-Public Services 
einen politischen Abend zur Bedeutung von E-Payment als 
Treiber der Digitalisierung in Kommunen. Die Veranstaltung 
fand mit mehr als 70 Gästen auf dem neu gegründeten AI 
Campus in Berlin statt und wurde von PUBLIC Deutschland 
realisiert. Die zentrale Frage der Veranstaltung war: „Welche 
Weichen müssen jetzt gestellt werden, um die Potenziale von 
E-Payment zum Hebel für die Digitalisierung im öffentlichen 
Sektor wird?”

Unter anderem wurden die 
Ergebnisse einer neuen, reprä-
sentativen Studie zum “E-Pay-
ment und kommunales Finanz-
management” vorgestellt, wel-
che die S-Public Services ge-
meinsam mit dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund und 
dem Kompetenzzentrum Öf-
fentliche Wirtschaft, Infrastruk-
tur und Daseinsvorsorge (Uni-
versität Leipzig) durchgeführt 
hat. Unterstützt wurde die Stu-
die durch Visa. 

Rolle der Kommunen

Diskutiert wurden die Ergeb-
nisse unter anderem von Dr. 
Annika Busse, Stellvertreten-
de CIO der Stadt Hamburg und 
Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke, 
CIO der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen. Im Zentrum 
stand dabei auch die Frage nach 
der Fortführung des Onlinezu-
gangsgesetzes und der herausra-
genden Rolle der Kommunen für 
die Digitalisierung des öffentli-
chen Sektors in Deutschland. 

Rund 70 Entscheiderinnen 
und Entscheider aus Bund, Län-
dern und Kommunen sowie Ver-
treterinnen und Vertreter des 
politischen Berlins nahmen an 
dem Event teil. 

Hamburg mit an der Spitze

Dr. Anika Busse, stellvertre-
tende CIO der Hansestadt Ham-
burg, sagt: „Die Hansestadt 
Hamburg ist bei der Digitalisie-
rung ihrer Verwaltung sicher mit 
an der Spitze in Deutschland. Ein 
großer Teil der öffentlichen Ser-
vices kann selbstverständlich di-
gital bezahlt werden. Der Grund 
dafür ist, dass wir in Hamburg 
frühzeitig mit der Digitalisie-
rung der Verwaltung begonnen 
haben und unsere Digitalstra- 

tegie konsequent umsetzen.“
Prof. Dr. Andreas Meyer-Fal-

cke, CIO der Landesregierung 
in Nordrhein-Westfalen, er-
gänzt: „Als bevölkerungsreichs-
tes Bundesland kommt Nord-
rhein-Westfalen eine besonde-
re Bedeutung bei der Digitalisie-
rung des Öffentlichen Sektors 
zu. Unsere 396 Kommunen 
und 31 Landkreise haben Nord-
rhein-Westfalen trotz aller ver-
gangenen und aktuellen Hürden 
zum am besten digitalisierten 
Flächenland gemacht. So kön-
nen sehr viele Services des Lan-
des und der Kommunen bereits 
digital bezahlt werden. 

Wir dürfen uns allerdings nicht 
ausruhen. Viel ist noch zu tun, 
um den Abstand der Bundesre-
publik zu unseren europäischen 
Nachbarn in der öffentlichen Di-
gitalisierung aufzuholen.“

Enormes Potenzial

Ralf Linden, Geschäftsführer 
S-Public Services, kommentiert 
das Event: „Die Ergebnisse der 
Studie sprechen eine eindeuti-
ge Sprache: Kommunen mit ei-
ner umfassenden und bürger-
nahen Digitalisierungsstrategie 
integrieren E-Payment frühzei-
tig und tief in ihre Prozesse. Wa-
rum? Mehr als 60 Prozent aller 
Kontakte zwischen Verwaltun-
gen und der Bevölkerung ha- 
ben eine Gebührenkomponen-
te. Diese zu digitalisieren be-
deutet eine für die Bevölkerung 
täglich erlebbare Modernisie-
rung der Verwaltung. Gleichzei-
tig steigen die Kosten der Kom-
munen für den Umgang mit Bar-
geld. Es ist in meinen Augen 
enorm wichtig, dass das Thema 
E-Payment nun im politischen 
Berlin stattfindet – das Digitali-
sierungs-Potenzial für Kommu-
nen ist hoch.”� r

eGovernment MONITOR 2022: 

Mehr als 70 Prozent wollen bei 
Behördengängen digital bezahlen

Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung möchte bei Behörden-
gängen digital bezahlen. Das zeigt der aktuelle Studie eGovernment 
MONITOR 2022 der Initiative D21 und der Technischen Universität 
München, die in Berlin vorgestellt wurde und für die Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser in diesem Jahr die Schirmherrschaft inne-
hat. S-Public Services, das Kompetenzcenter für E-Government der 
Sparkassen, ist Premium-Partner des eGovernment MONITOR.

70 Prozent der Befragten wol-
len in Zukunft Gebühren für di-
gitale Angebote des Staates on-
line bezahlen. Das ist eine der Er-
kenntnisse der neuesten Aufla-
ge des eGovernment MONITOR. 
Ralf Linden, Geschäftsführer der 
zur DSV-Gruppe gehörenden 
S-Public Services, erläutert: „Der 
eGovernment MONITOR ist die 
wichtigste Studie zur Akzeptanz 
von digitalen Dienstleistungen 
des Staates. Die aktuellen Ergeb-
nisse zeigen klar: Bürgerdiens-
te digital beantragen und digital 
bezahlen zu können, das ist der 

Anspruch der Bevölkerung und 
muss in Behörden zum Standard 
werden. Die Anreize für Kommu-
nen sind groß, denn das Handling 
von Bargeld und Überweisungen 
bedeutet einen hohen, häufig 
sechsstelligen Kostenfaktor. Der 
Ausbau von E-Payment kann die-
se Kosten für Verwaltungen mas-
siv reduzieren und ist ein einfa-
cher, aber wirksamer Hebel für 
die Digitalisierung.“

Eine zentrale Erkenntnis der 
Befragung: Die Zufriedenheit mit 
den Angeboten des Staates ist 
zwar gestiegen, die Nutzung sta-

gniert aber weiter. Dabei ist der 
Wunsch nach digitalen Verwal-
tungsleistungen groß. 90 Prozent 
der Befragten, die schon einmal 
eine solche Leistung in Anspruch 
genommen haben, würden dies 
auch weiterhin tun. 

Doch fehlendes Angebot oder 
fehlende Kenntnis über schon 
Vorhandenes sind nach wie vor 
zentrale Gründe für die digita-
le Nutzungslücke. Das zeigt sich 
auch an der prozentualen Nut-
zung verschiedener Dienste: 70 
Prozent der Befragten haben be-
reits online einen Termin für ei-
nen Behördengang vereinbart, 
während nur 30 Prozent derer, 
die einen Kindergeldantrag ge-
stellt haben, dies auch online er-
ledigt haben. Das zeigt, dass Bür-
gerinnen und Bürger Barrieren 
wahrnehmen wie „komplizier-
te Abwicklung” oder „undurch-
schaubare Strukturen”.

Nutzung stagniert

Lena-Sophie Müller, Geschäfts- 
führerin der Initiative D21 e.V. 
und Mitherausgeberin des eGo-
vernment MONITOR, ordnet die 
Ergebnisse ein: „Der Wunsch 
nach digitalen Verwaltungsleis-
tungen ist groß in der Bevölke-
rung, das zeigt der eGovernment 
MONITOR ganz deutlich. Aller-
dings stagniert die Nutzung. 

Die Fortschritte der Verwal-
tungsdigitalisierung halten nicht 
mit den Anforderungen der Bür-
ger mit. Die Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltungen muss sich 
deshalb stärker an diesen Anfor-
derungen orientieren: Vom ein-
fachen Finden von Informationen 
und Services, über deutlich weni-
ger Komplexität, bis hin zum digi-
talen Bezahlen von Gebühren.“�r

Mehr junge Menschen benötigen 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 

Erziehungsberatungen nach wie vor häufigste Hilfeart im Jahr 2021

Im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe sind im Jahr 2021 erneut 
eine Vielzahl von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch – Achtes Buch 
(SGB VIII) als Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte junge Menschen und als Hilfen für junge Volljährige 
gewährt. Wie das Bayerische Landesamt für Statistik weiter mit-
teilt, sind Erziehungsberatungen nach § 28 SGB VIII auch im Jahr 
2021 die häufigste Hilfeart. Über alle Hilfearten hinweg sind mehr 
Jungen bzw. junge Männer auf Hilfen und Beratungen angewie-
sen (57,0 Prozent) als Mädchen bzw. junge Frauen.

Für 67.567 junge Menschen 
wurden im Jahr 2021 Hilfen 
nach dem SGB VIII begonnen. 
Das sind 2,8 Prozent mehr als 
im Jahr 2020. Für 64 509 wur-
den Hilfen im Jahr 2021 be-
endet, was einem Rückgang 
von 0,5 Prozent entspricht. Für 
83.397 junge Menschen dau-
erten die Hilfen über den Jah-
reswechsel an, ein Plus von 2,0 
Prozent.

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik weiter mit-
teilt, erhalten von den jungen 
Menschen, deren Hilfen über 
den Jahreswechsel andauerten,  
23.899 Hilfe im Rahmen einer 
Erziehungsberatung nach § 28. 
Dabei fand bei 8 196 jungen 
Menschen die Beratung vor-
rangig gemeinsam mit der Fa-
milie statt, in 12.927 Fällen vor-
rangig mit den Eltern oder ei-
nem Elternteil und in 2.776 Fäl-

len vorrangig mit dem jungen 
Menschen selbst. 

19.291 Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene erhalten 
Hilfen im Rahmen der Sozialpä-
dagogischen Familienhilfe nach 
§ 31. Der Vergleich zum Vor-
jahr mit einer Gesamtzahl von 
18.703 dieser Personengrup-
pe zeigt eine Zunahme von 3,1 
Prozent. 

Eingliederungshilfe

Eingliederungshilfe für see-
lisch behinderte junge Men-
schen nach § 35a erhalten  
15.316 Personen. Hier ist ge-
genüber dem Vorjahr (14.739) 
eine Zunahme von 3,9 Prozent 
festzustellen. Von diesen Hilfen 
erfolgen 11.845 ambulant/teil-
stationär, 3.283 in einer Einrich-
tung und 188 bei einer Pflege-
person. 

7.587 junge Menschen wer-
den in Vollzeitpflege nach § 33 
betreut (2020: 7.839 Personen), 
6.661 werden in einem Heim 
oder einer betreuten Wohn-
form nach § 34 erzogen (2020: 
7.028 Personen). 

Darüber hinaus werden 589 
junge Menschen im Rahmen 
von sozialer Gruppenarbeit  
(§ 29) und 1.912 durch Erzie-
hung in einer Tagesgruppe (§ 
32) unterstützt. 5.159 erhal-
ten Einzelbetreuung nach § 30 
und 158 junge Menschen inten-
sive sozialpädagogische Einzel-
betreuung nach§ 35. 2.825 jun-
ge Menschen erhalten Hilfe zur 
Erziehung nach § 27 (ohne Ver-
bindung zu den Hilfen gemäß 
§§ 28-35).

Über alle Hilfearten hinweg 
sind 57,0 Prozent, absolut ge-
sehen 47.533, deutlich mehr 
Jungen und junge Männer als 
35.864 Mädchen und junge 
Frauen auf Hilfen und Bera-
tungen angewiesen. Die An-
teile der Jungen bzw. jungen 
Männer lagen bei den einzel-
nen Hilfearten zwischen 50,0 
Prozent (Vollzeitpflege nach 
§ 33) und 73,3 Prozent (Er-
ziehung in einer Tagesgruppe 
nach § 32).� r

Chance für Häuslebauer:

Sonder-Zinsaktion 
der BayernLabo

Die BayernLabo legt für drei Monate eine deutlich günsti- 
gere Zinsvariante im Rahmen eines Sonderkontingents in Hö-
he von 30 Millionen Euro im Bayerischen Zinsverbilligungspro-
gramm auf. Das Besondere: Häuslebauer und Eigenheimkäufer 
können vom 1.10.–31.12.2022 ein Darlehen mit 30 Jahren Lauf-
zeit und Zinsbindung anfragen und zahlen bei Bewilligung für 
die gesamte Laufzeit den niedrigeren 15-jährigen Zinssatz (der-
zeit 3,55 Prozent nom. Stand 01.10.2022). 

Interessierte können das Darlehen mit der günstigen Zins-Son-
deraktion bei ihrer zuständigen Bewilligungsstelle (Landratsamt 
oder kreisfreie Stadt) anfragen. 

Mehr Informationen zur Förderung und zum Zinssatz unter 
www.bayernlabo.de. Das Angebot ist bis zum 31.12.2022 oder 
bis zur Ausschöpfung des Sonderkontingents befristet und es 
zählt der Bearbeitungstag in der BayernLabo. Daher wird allen 
Interessierten geraten, frühzeitig einen Termin bei der Bewilli-
gungsstelle zu vereinbaren.� r
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50. Schwarzbuch des BdSt-Landesverband Bayern:

Sozialschädliche  
Steuergeldverschwendung

Eine kostspielige Abschiebungshafteinrichtung, eine Überstun-
denaffäre und eine beheizte Brücke: Auch in der Jubiläumsaus-
gabe seines 50. Schwarzbuches weist der Bund der Steuerzah-
ler in Bayern auf zahlreiche Fälle öffentlicher Verschwendung 
hin. „Seit wir 1972 unser erstes Schwarzbuch vorgestellt hatten, 
hat sich zwar einiges zum Guten gewendet. Trotzdem fehlt es in 
Politik und Verwaltung immer noch an Kostenbewusstsein und 
es kommt zu Fehlentscheidungen. Deshalb resignieren wir auch 
nach 50 Jahren Schwarzbuch nicht“, erklärte BdSt-Präsident Rolf 
von Hohenhau in München.

Laut Vizepräsidentin Maria 
Ritch wird das Schwarzbuch heu-
te dringlicher denn je gebraucht. 
Die aktuellen Krisen hätten zu ei-
ner beispiellosen Ausweitung der 
öffentlichen Ausgaben geführt. 
Doch statt zu sparen und Prioritä-
ten zu setzen, stürze sich die Po-
litik in eine immer höhere Ver-
schuldung. Sogar die grundge-
setzliche Schuldenbremse wer-
de in Frage gestellt. „Dabei zeigt 
sich: Gerade in Krisen ist es wich-
tig, solide Haushalte vorzuwei-
sen, um handlungsfähig zu sein 
und Bürger und Betriebe gezielt 
entlasten zu können“, betonte 
Ritch.

Tiefgaragen-Sanierung

Wie jedes Jahr sind Baukos-
tenüberschreitungen bei öffent-
lichen Bauvorhaben im Schwarz-
buch nicht wegzudenken. Bei-
spiel Regensburg: Da die stati-
sche Sicherheit aufgrund des 
schlechten Zustands der Tiefga-
ragen West und Ost an der Uni 
Regensburg auf Dauer nicht mehr 
gewährleistet und auch die Haus- 
technik störanfällig und überal-
tert war, war eine Sanierung un-
umgänglich. Obwohl der Umfang 
der Baumaßnahme reduziert 
wurde, explodierten die Kosten: 
von 49 Mio. Euro im Jahr 2017 auf 
80 Mio. Euro in diesem Jahr. Da-
rüber hinaus verzögerte sich die 
Fertigstellung. Ursprünglich soll-
te die Baumaßnahme 2021 abge-
schlossen sein, doch es werden 
wohl erst im Jahr 2023 die ersten 
Autos in der Tiefgarage West par-
ken können. „Eine derartig hohe 
Kostensteigerung wirft auch Fra-
gen zum Risikomanagement auf“, 
so der BdSt. „Wohl oder übel wer-
den die Steuerzahler wieder ein-
mal die ‚Gelackmeierten‘ sein.“

Ein weiteres Beispiel: Um sog. 
Abschiebungshafteinrichtungen 
für Asylbewerber zu erweitern, 
hat der Freistaat Bayern neben 
dem Gelände der Justizvollzugs-
anstalt Hof auf einem staatsei-
genen, rund 11.500 qm großen 
Grundstück, eine neue fünfge-
schossige Hafteinrichtung mit 
150 Haftplätzen gebaut. Für die-
sen Bau ging man im Jahr 2018 

von geschätzten 30 Mio. Eu-
ro aus. Schlussendlich betrugen 
die Gesamtkosten 78,5 Mio. Eu-
ro. Außerdem wurden 96 zusätz-
liche Planstellen geschaffen, von 
denen bis August 2022 86 besetzt 
waren. Zu wünschen übrig ließ  
allerdings bis jetzt die Auslastung 
des neuen „Abschiebegefängnis-
ses“. Diese lag zum z. B. im Janu-
ar 2022 noch bei 35 Prozent, im 
März bei 23 Prozent und im Mai 
bei 27 Prozent.

Pavillon-Restaurierung

Kräftige Kostensteigerung auch 
bei der Restaurierung eines his-
torischen Pavillons: Im Jahr 2010 
erwarb die Stadt Ansbach einen 
historischen hölzernen Pavillon, 
der aus dem Jahr 1850 stammt. 
2012 hat man den früher als Zei-
tungskiosk genutzten Pavillon 
im Zuge von notwendigen Infra-
strukturmaßnahmen an der sog. 
Promenade abgebaut und einge-
lagert. Nun wurde der rund 6 qm 
große Pavillon nur wenige Meter 
von seinem ehemaligen Stand-
ort an der neu gestalteten „Pro-
menade“ wieder aufgebaut und 
als Crêperie mit einer Außenbe-
stuhlung genutzt. Leider stiegen 
die Kosten für die Restaurierung 
des Pavillons mit 137.000 Euro 
um mehr als das Doppelte an. 
Auch wurde eine professionel-
le Kücheneinrichtung nebst Lüf-
tungsanlage und Fettabscheider 
angeschafft, so dass sich die Kos-
ten auf rund 250.000 Euro sum-
mierten. „Auch wenn für die Res-
taurierung des historischen Pavil-
lons ein Zuschuss aus staatlichen 
Mitteln im Rahmen der Städte-
bauförderung in Höhe von 60 
Prozent der förderfähigen Kos-
ten erwartet wird, ist dies we-
nig tröstlich für die Steuerzah-
ler. Denn Steuergeld bleibt Steu-
ergeld – gleich aus welchem Topf 
es kommt“, meint der BdSt.

Für Aufsehen sorgte auch das 
sog. Zukunftsmuseum Nürnberg 
unter der Trägerschaft des Deut-
schen Museums. Als Anstalt des 
öffentlichen Rechts und autono-
me Rechtspersönlichkeit schloss 
das Deutsche Museum mit den 
Grundstückseigentümern den 

Mietvertrag in eigener Zustän-
digkeit. Der Freistaat Bayern fi-
nanziert seit Ende 2019 die Mie-
ten für das Museumsgebäude 
auf dem Nürnberger Augustiner-
hof-Areal. In der Aufbauphase bis 
zur Eröffnung wurde das Deut-
sche Museum Nürnberg mit in-
vestiven Mitteln in Höhe von ins-
gesamt 27,6 Mio. Euro aus dem 
Staatshaushalt unterstützt. Bei 
dem Mietvertrag sorgte die lan-
ge Laufzeit von 25 Jahren wie 
auch die Höhe der Miete für De-
batten im Bayerischen Landtag. 
Die Mietausgaben einschließ-
lich der Betriebskostenvoraus-
zahlung belaufen sich auf jähr-
lich rund. 2,8 Mio. Euro. Der Frei-
staat Bayern hat die Übernah-
me der Mietkosten ab dem Jahr 
2020 für die gesamte Laufzeit des 
Mietvertrags von 25 Jahren zuge-
sagt. Dem Bund der Steuerzah-
ler gegenüber wurde allerdings 
die Angemessenheit des Miet-
preises kritisiert. „Im Sinne der 
Steuerzahler bleibt zu hoffen, 
dass das neue ‚Zukunftsmuseum 
Nürnberg‘ auch wegen der hier-
für ausgegebenen Steuergelder 
zu einem musealen Erfolg wird.“

G7-Gipfel

Teure Imagepflege auch in 
den bayerischen Bergen: Im Ju-
ni fand der G7-Gipfel im Luxus-
hotel Schloss Elmau statt – für die 
bayerischen Gastgeber eine so-
wohl organisatorische als auch si-
cherheitstechnische Herausfor-
derung. Auch wenn weitgehend 
ein störungsfreier Verlauf des De-
monstrationsgeschehens festzu-
stellen war, hat der G7-Gipfel den 
Steuerzahlern als Gastgeber dem 
Vernehmen nach mindestens 
180 Mio. Euro gekostet – über 35 
Mio. Euro mehr als die Premiere 
im Jahr 2015. Der Bund der Steu-
erzahler geht jedoch von einem 
weit höheren Personal- und Kos-
tenaufwand für das politische 
Großereignis aus. Seiner Meinung 
nach hätte eine andere Standort-
wahl für das Gipfeltreffen, z.B. in 
der Landeshauptstadt München, 
in der bereits seit Jahren die sog. 
Sicherheitskonferenz mit einem 
vergleichbar gefährdeten Perso-
nenkreis erfolgreich veranstaltet 
wird und der Sicherheitsaufwand 
wesentlich geringer wäre, erheb-
lich weniger Kosten verursacht.

Neuer Heilig-Geist-Steg

Nicht gerade vom Glück ver-
folgt war man bei der Errichtung 
des rund 2 Mio. Euro teuren Hei-
lig-Geist-Stegs über die B304 in 
Traunstein. Damit sollte eine si-
chere Querungsmöglichkeit für 
Fußgänger und Radfahrer geschaf-
fen werden, die schließlich nach 
einigen Pannen Mitte des Jahres 
2020 für den Verkehr freigegeben 
werden konnte. Zwar entstanden 
dem Steuerzahler für so manche 
Nachbesserungsmaßnahmen kei-
ne Mehrkosten, jedoch hatte sie 
die Kosten von 150.000 Euro für 
die in der Brücke verbaute Hei-
zung zu tragen. In den Belag des 
Geh- und Radweges wurden elek-
trische Heizmatten installiert, da-
mit dieser im Winter bei Schnee 
und Eis gefahrenlos benutzt wer-
den kann. Da der Stadt Traunstein 
die Unterhaltslast für den Geh- 
und Radweg oblag, hatte sie auch 
die Stromkosten für die Behei-
zung des Weges zu tragen. Hierfür 
fielen 2021 rund 23.000 Euro an 
Kosten an. Dies war offenbar auch 
dem neuen Oberbürgermeister 
der Großen Kreisstadt zu viel. Er 
veranlasste, die Brücke ab sofort 
aus finanziellen und ökologischen 
Gesichtspunkten nicht mehr zu 
beheizen. Der Geh- und Radweg 
wird künftig von Mitarbeitern des 
Winterdienstes geräumt.

Für Aufsehen sorgte schließ-

lich die sog. Überstundenaffä-
re in Augsburg: In seiner Eigen-
schaft als früherer Verwaltungs-
angestellter im Stadtplanungs-
amt sammelte der städtische 
Baureferent in den Jahren 1994 
bis 2008 weit über 4.000 Über-
stunden an, da er seinerzeit meh-
rere Sonderprojekte zu betreuen 
hatte. Da Gerd M. nächstes Jahr 
in den Ruhestand gehen möch-
te, forderte er die Auszahlung 
der angesammelten über 4.000 
Überstunden in Höhe von rund 
200.000 Euro. Grundlage hier-
für war eine Dienstvereinbarung, 
in der weder eine Höchstgrenze 
noch ein Verfall von Überstunden 
festgelegt war. In der Regel nut-
zen Mitarbeiter die Zeitkonten, 
um früher in den Ruhestand ge-
hen zu können. Dies ist aber bei 
Gerd M. nicht möglich, da er die 
Überstunden aus seiner dama-
ligen Funktion in seiner jetzigen 
Stelle als Baureferent nicht mehr 
abfeiern darf.

Fehlendes  
Fingerspitzengefühl

Aus Sicht des BdST wäre die 
Stadt Augsburg gut beraten, 
wenn sie die offenbar noch gel-
tende Dienstvereinbarung mit 
ihrem Personalrat überarbeiten 
würde, um eine außergewöhnli-
che Anhäufung von Überstunden 
über Jahre hinweg zu vermeiden. 
„Auch wenn die Stadt Augsburg 
nunmehr ein digitales Zeitwirt-
schaftssystem einführen möchte, 
das alle relevanten Aspekte – wie 
z.B. Überstunden- und Mehrar-
beitsmanagement, Fehlzeitenma-
nagement, Personaleinsatzpla-
nung etc. – berücksichtigt, lässt 
die Auszahlung von über 15 Jah-
re alten Überstunden jegliches 
Fingerspitzengefühl vermissen. 
Die Zeche zahlen jedenfalls die 
Augsburger Steuerzahler.“� DK

Energiegenossenschaften:

GVB sieht  
dritte Gründungswelle

Erneuerbare Energien ausbauen und damit sich und der Umwelt 
etwas Gutes tun – diesen Ansatz verfolgen die zahlreichen seit 
der Jahrtausendwende gegründeten Energiegenossenschaften. 
Jetzt rückt die Daseinsvorsorge stärker ins Zentrum. Der Genos-
senschaftsverband Bayern (GVB) verzeichnet eine dritte Grün-
dungswelle bei Energiegenossenschaften. 

BayernLB begibt 5-jährigen 
grünen Hypothekenpfandbrief 

Die BayernLB hat in einem herausfordernden Umfeld sehr er-
folgreich einen 5-jährigen grünen Hypothekenpfandbrief bege-
ben. Die Anleihe mit einem Volumen von 500 Mio. Euro erfreu-
te sich sehr starker Nachfrage und war fast 5-fach überzeichnet. 
Neben der Platzierung bei institutionellen Investoren im Inland 
wurde ein erheblicher Teil trotz sehr engem Pricing auch bei 
internationalen Investoren platziert. Insgesamt hatten deutlich 
über 50 Prozent der Investoren einen ESG-Hintergrund.

Zusätzliches Immobilienportfolio

Für die Emission wurde erstmalig ein zusätzliches Immobi- 
lienportfolio genutzt, das die ICMA Green Bond Principles 
Standards einhält. Die BayernLB treibt damit die nachhal-
tige Ausrichtung ihrer Geschäftstätigkeit weiter voran und 
hat dazu ihr Sustainable Financing Framework erweitert. 
Neben Solarenergie, Windkraft und Schienenverkehr bein-
haltet das Regelwerk nun auch die Kategorie Immobilien. 
Die unabhängige Nachhaltigkeitsratingagentur ISS ESG be-
stätigt die Qualität des Regelwerks der BayernLB (Second 
Party Opinion).

„Bereits im April konnten wir mit dem Sustainable Lending 
FrDer BayernLB-Konzern zählt nach zahlreichen erfolgreichen 
ESG-Kapitalmarktemissionen der BayernLB sowie ihrer Konzern-
töchter DKB und BayernLabo zu den erfahrensten und aktivsten 
Emittenten im Segment nachhaltiger ESG-Transaktionen.� r

„Das Gründungsgeschehen 
nimmt wieder Fahrt auf“, sag-
te GVB-Präsident Gregor Schel-
ler am Mittwoch in München. 
„Das Hauptmotiv ist, unabhän-
giger von der Lieferung fossiler 
Energien aus anderen Staaten 
zu werden“, fasst er die Erkennt-
nisse zusammen.

Der Krieg in der Ukraine, die 
drastisch reduzierten Gasliefe-
rungen aus Russland sowie die 
steigenden Energiepreise füh-
ren dazu, dass Energiegenos-
senschaften wieder stärker in 
den Fokus der Öffentlichkeit rü-
cken. „Genossenschaften leisten 
ihren Beitrag dabei, Probleme 
zu lösen. Diese Fähigkeit steht 
jetzt wieder im Vordergrund 
und Menschen finden sich zu-
sammen, um im Bereich der un-
mittelbaren Daseinsvorsorge ak-
tiv zu werden“, erklärte Schel-
ler. Derzeit sind 285 Energiege-
nossenschaften Mitglied beim 
GVB – 108 davon sind Nahwär-
megenossenschaften. Im Jahr 
2022 haben sich bereits neun 
Nahwärmegenossenschaften 
neu gegründet, zahlreiche wei-
tere Projekte stehen in den 
Startlöchern. Im Jahr 2021 wa-
ren es 14 – im Jahr davor vier.

In einer ersten Gründungs-
welle von Energiegenossen-
schaften zwischen 2007 und 
2013 ging es den Initiatoren in 

erster Linie darum, die Energie-
wende voranzutreiben. In der 
zweiten Welle, die 2017 begann 
und bis 2020 andauerte, wurden 
vor allem Nahwärmegenossen-
schaften gegründet. Hauptmoti-
ve waren, auf nachhaltige Ener-
gie umzusteigen und Kosten zu 
sparen. Angesichts der hohen 
Ölpreise amortisieren sich die-
se Nahwärmenetze vergleichs-
weise schnell. Die jetzt anlauf-
ende dritte Welle hat zum Ziel, 
sich unabhängig von Energie-
lieferungen aus Drittstaaten zu 
machen.

„Die Menschen sorgen sich 
um die Versorgungssicherheit 
und wollen nicht auf staatli-
che Lösungen warten, sondern 
nehmen ihre Angelegenheiten 
selbst in die Hand. Das ist eine 
ur-genossenschaftliche Gesin-
nung und steht in der Tradition 
des genossenschaftlichen Werts 
der Hilfe zu Selbsthilfe“, sagte 
Scheller.

In jeder der bisher drei Wel-
len konnten und können Ge-
nossenschaften Menschen zu-
sammenführen und den viel 
geäußerten Anspruch der un-
mittelbaren Bürgerbeteiligung 
verwirklichen. „Diese Kombi-
nation ist einzigartig und lässt 
sich nur durch Genossenschaf-
ten verwirklichen“, betonte der 
GVB-Präsident.� r

http://bayernlb.de/oeffentliche_hand
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empirica-Studie:

Seit 2008 über 1 Million  
verhinderte Wohneigentümer
Immer weniger Menschen in Deutschland schaffen den Sprung in 
die eigenen vier Wände. Im Jahr 2020 zogen nach Berechnungen 
des Berliner Forschungsinstituts empirica nur noch rund 370.000 
Haushalte aus einer gemieteten Wohnung in ein Eigenheim oder 
eine Eigentumswohnung um – gut 90.000 weniger als gemessen 
an früheren Jahren zu erwarten gewesen wären.

Da die amtliche Statistik keine 
Auskunft darüber gibt, wie vielen 
Menschen es jährlich gelingt, erst-
mals Wohneigentum zu erwer-
ben, hat empirica dies im Auftrag 
der Landesbausparkassen (LBS) 
anhand von Daten aus dem So-
zio-oekonomischen Panel (SOEP) 
rückblickend bis zum Jahr 1990 er-
mittelt. Um beurteilen zu können, 
in welchen Zeiten die Wohneigen-
tumsbildung besonders schwie-
rig oder eher leicht war, wurde die 
Zahl der Ersterwerber-Haushalte 
zusätzlich ins Verhältnis zur Ent-
wicklung der typischen Zielgrup-
pe der 30- bis 50-Jährigen gesetzt.

Das Ergebnis: In den Jahren von 
2008 bis 2020 gelang der Erster-
werb von Wohneigentum deut-
lich seltener als im konjunkturell 
unauffälligen Referenz-Zeitraum 
2003 bis 2007. Lag die Relation in 
diesen Jahren bei durchschnittlich 
2,2 Prozent der 30- bis 50-Jähri-
gen, waren es ab dem Beginn der 
Finanzkrise 2008 zumeist weniger 
als 2 Prozent. Einen Tiefpunkt mar-
kiert das Jahr 2017 mit 1,5 Prozent 
beziehungsweise 316.000 Erster-
werbern, aber auch 2020 betrug 
die Quote gerade einmal 1,8 Pro-
zent. In den 1990ern Jahren dage-
gen war eine Relation von um die 
2,5 Prozent üblich.

Axel Guthmann, LBS-Verbands-
direktor, zu den Gründen für die 
schwächelnde Eigentumsbildung: 
„Die Ersterwerberzahlen waren in 
den vergangenen Jahren vor allem 
deshalb so niedrig, weil immer we-
niger Haushalte das nötige Eigen-
kapital zur Finanzierung der stark 
gestiegenen Bau- und Kaufpreise 
aufbringen konnten. Noch Schlim-
meres hat letztlich wohl das Bau-
kindergeld verhindert.“

Durchschnittlich fiel die Wohn- 
eigentumsbildung zwischen 2008 
und 2020 um gut 84.000 Erster-
werber-Haushalte pro Jahr zu 
niedrig aus. „Deutschland blickt 
damit auf die traurige Bilanz von 
mehr als 1 Million verhinderte 
Wohneigentümer binnen 13 Jah-
ren zurück“, ordnet Guthmann 
das zentrale Ergebnis der Kurzstu-
die ein. „All diese Menschen be-
lasten den Mietwohnungsmarkt 
nun noch zusätzlich.“

Vor diesem Hintergrund sind die 
Pläne der Bundesregierung für ei-
ne Neujustierung der Förderkulis-

se kritisch zu bewerten. Die von 
Bundesministerin Klara Geywitz 
bereits kommunizierten Eck-
punkte lassen erkennen, dass für 
die Unterstützung der Wohnei-
gentumsbildung nicht mehr viel 
an Mitteln übriggeblieben ist.

Verbandsdirektor Guthmann 
zu den Knackpunkten: „Erstens: 
Verglichen mit dem Baukinder-
geld, für das der Bund über ei-
nen Zeitraum von gut drei Jah-
ren fast 10 Milliarden Euro zur 
Verfügung gestellt hat, nehmen 
sich die jetzt jährlich für einkom-
mensschwächere Familien vorge-
sehenen 350 Millionen Euro sehr 
bescheiden aus. Zweitens soll 
der Bestandserwerb – auf den 
immerhin zwei Drittel des Bau-
kindergelds entfielen – gar nicht 
mehr gefördert werden, sondern 
ausschließlich der Neubau – und 
zwar nur noch jener Neubau, der 
die höchsten energetischen An-
forderungen erfüllt.“

Darin sieht Guthmann das 
dritte Problem: Familien mit ei-
nem zu versteuernden Jahres-
einkommen unterhalb der vorge-
sehenen Grenze von 60.000 Eu-
ro werden sich die Baukosten für 
den anspruchsvollen Effizienz-
haus-40-Standard in der Regel 
schlicht nicht leisten können. Zu-
dem dürfe nicht übersehen wer-
den, dass zwar weiterhin allen 
Marktteilnehmern die Bundes-
förderung für effiziente Gebäude 
(BEG) sowohl für den Neubau als 
auch für energetischen Sanierung 
offen stehe, diese jedoch bis vor 
wenigen Monaten für jeden ein-
zelnen um einiges üppiger ausge-
fallen sei. „Kurzum: Was das Bun-
desbauministerium hier vorhat, 
ist keine Wohneigentumsförde-
rung für Familien, sondern nur ein 
kleiner Extra-Topf für Familien in-
nerhalb einer gekürzten energe-
tischen Neubauförderung für al-
le. Das wird nicht reichen, um den 
Rückgang der Eigentumsbildung 
zu stoppen, geschweige denn, die-
se unter den erschwerten Bedin-
gungen mit steigenden Zinsen und 
unkalkulierbaren Materialkosten 
wieder auf ihr einstiges Niveau 
zu heben“, so Guthmann. Mehr 
Menschen ins Wohneigentum zu 
bringen sei aber essenziell für ei-
ne bessere private Vermögensbil-
dung und Altersvorsorge.� r

Gestiegene Energiekosten:

Neues 
LfA-Kreditprogramm

Auf Initiative von Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat der Bay-
erische Ministerrat die Einführung eines „Energieliquiditätskredits“ 
bei der LfA Förderbank Bayern beschlossen. Damit sollen bayeri-
sche Unternehmen finanziell unterstützt werden, die aufgrund der 
stark gestiegenen Energiekosten in Liquiditätsschwierigkeiten gera-
ten sind. Aiwanger: „Die explosionsartig gestiegenen Energiekosten 
sind eine Gefahr für unsere gesamte Wirtschaft. Die Gaspreisbrem-
se kommt für viele Betriebe zu spät und das Kredit-Sonderprogramm 
des Bundes geht nicht weit genug.“

Wesentlicher Schwachpunkt  
des Bundesprogramms ist laut 
Aiwanger die Klausel, dass Unter-
nehmen nur dann Geld erhalten, 
wenn der Anteil der Energiekos-
ten für den Eigenverbrauch 2021 
mindestens drei Prozent des Jah-
resumsatzes betragen hat. „Des-
halb setzen wir als Freistaat auf 
ein eigenes Kreditprodukt der 
LfA, um betroffene Unterneh-
men in dieser schwierigen Lage 
noch besser unterstützen zu kön-
nen. Dieses Vorgehen hat schon 
während der Coronakrise gut 
funktioniert und das Fortbeste-
hen vieler Betriebe ermöglicht“, 
so der Wirtschaftsminister.

Antragsberechtigt sind Betrie-
be, die sich aufgrund der gestie-
genen Energiepreise in Finanzie-
rungsschwierigkeiten befinden. 
Es ist eine Selbsterklärung durch 
den Antragsteller mit anschlie-
ßender Plausibilisierung durch 
die Hausbank notwendig. „Das 
ermöglicht eine schnelle und un-
bürokratische Antragstellung. In 
der aktuellen Situation dürfen 
wir die Unternehmen nicht mit 
komplizierten Anträgen belasten. 

Der Handlungsbedarf ist groß. 
Deutschlandweit berichten laut 
KfW fast zwei Drittel aller mittel-
ständischen Betriebe über Belas-
tungen aufgrund der gestiegenen 
Energiepreise. Hinzu kommen die 
ebenfalls energiepreisbedingten 
Teuerungen von Vorprodukten. 
Allein im August haben die ge-
werblichen Erzeugerpreise im 
Vergleich zum Vorjahr um über 
45 Prozent zugelegt.“

Antragsberechtigt sind Unter-
nehmen der gewerblichen Wirt-
schaft und Angehörige der Frei-
en Berufe mit einem Jahresum-
satz von höchstens 500 Millionen 
Euro. Der Darlehenshöchstbetrag 
beläuft sich auf 10 Millionen Euro, 
die  Darlehenslaufzeit beträgt bis 
zu 10 Jahre. Die Hausbank wird zu 
80 Prozent von der Haftung frei-
gestellt. Um die Risikotragefähig-
keit der LfA zu erhalten, werden 
die Risiken aus dem Kreditpro-
gramm in die globale Rückbürg-
schaft des Freistaats Bayern ein-
bezogen werden. 

Das Programm befindet sich im 
Genehmigungsprozess und soll in 
einigen Wochen verfügbar sein.�r

Stadtwerke Kelheim:

Weitergabe aller Senkungen auf  
Gas und Fernwärme an die Kunden
Die Bundesregierung hat Ende September kurzfristig die um-
strittene Gasbeschaffungsumlage gekippt und die Mehrwert-
steuer auf Gas und Fernwärme reduziert. Die Stadtwerke Kel-
heim begrüßen das und geben die Senkung umgehend an ihre 
Kunden weiter.

Trotz der sehr kurzfristigen Entscheidung zwei Tage vor 
dem geplanten Einführungstermin konnten die Stadtwerke 
Kelheim die Erhebung der Gasumlage stoppen. Das bedeutet, 
dass der Arbeitspreis zum 1. Oktober 2022 nicht wie angekün-
digt um die Gasbeschaffungsumlage steigt. Ein Durchschnitts-
kunde mit einem Jahresverbrauch in Höhe von 20.000 kWh 
wird durch den Wegfall der Gasbeschaffungsumlage um etwa 
500 Euro jährlich entlastet.

Gaskunden der Stadtwerke Kelheim zahlen nun automa-
tisch den um die weggefallene Beschaffungsumlage niedrige-
ren Preis. Der Energieversorger senkt die Abschläge für den 
Zeitraum Oktober bis Dezember 2022 um 20 %. Diese Umstel-
lung erfolgt automatisch. Kundinnen und Kunden der Stadt-
werke müssen nicht selbst aktiv werden.

Um die Verbraucherinnen und Verbraucher zusätzlich zu ent-
lasten, wurde von der Bundesregierung beschlossen, die Mehr-
wertsteuer auf Gas und Fernwärme zum 1. Oktober 2022 von 
19 % auf 7 % zu reduzieren. Auch das geben die Stadtwerke Kel-
heim 1:1 an ihre Kundinnen und Kunden weiter.� r

Bayernwerk untersucht 
Baugrund für 

Freileitungsmodernisierung
Die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) hat an der Freileitung 
zwischen dem Umspannwerk Neustadt an der Donau (Landkreis 
Kelheim) und der Stromleitung Manching – Sittling mit Untersu-
chungen des Bodens begonnen. Hintergrund ist die geplante Mo-
dernisierung der bestehenden Hochspannungsleitung. Das regio-
nale Stromverteilnetz muss ertüchtigt werden, um langfristig den 
wachsenden Strombedarf vor Ort zu erfüllen.

Um den steigenden Strom-
bedarf in der Region um Neu-
stadt an der Donau nachhaltig 
zu decken und eine zuverlässi-
ge Stromversorgung zu gewähr-
leisten, ist ein Ersatzneubau der 
110-kV-Freileitung geplant. Die 
bayerische Industrie benötigt im 
Zuge ihrer Dekarbonisierung et-
wa für die Herstellung von Was-
serstoff künftig dreimal mehr 
Strom als heute. Durch die Mo-
dernisierung soll die Leistungs-
fähigkeit der 2,5 Kilometer lan-
gen Leitung gesteigert werden. 
Dabei werden die bestehenden 
sieben Maste standortgleich 
durch neue Maste mit einer zu-
sätzlichen Traverse ersetzt. 

Um den Erdboden vor dem 
Bau der neuen Maste auf Belast-
barkeit zu prüfen, untersuchen 
die Fachleute der Firma Buch-
holz + Partner GmbH derzeit im 
Bereich der bestehenden Strom-
masten den Boden. Dafür wird 
an festgelegten Stellen bis zu 
zehn Meter tief gebohrt, um Bo-
denproben zu entnehmen. Die 

Bohrungen haben einen Durch-
messer von bis zu zehn Zentime-
tern. Nach der Bohrung werden 
die Öffnungen wieder geschlos-
sen. Für die Arbeiten kommen 
Bohrgeräte und Raupenfahrzeu-
ge zum Einsatz. Die Ergebnisse 
der Bodenuntersuchungen hel-
fen dem Bayernwerk dabei, die 
erforderlichen Anpassungen an 
Masten und Fundamenten im 
Detail zu planen.

Bau ab frühestens 2024

Mitte 2023 plant das Bayern-
werk die Genehmigung für die 
Modernisierung der rund 2,5 Ki-
lometer langen Leitung bei der 
Regierung von Niederbayern zu 
beantragen. Die Genehmigung 
könnte 2024 vorliegen. Frühes-
tens ab Mitte 2024 soll mit dem 
Ersatzneubau der Masten begon-
nen werden. Weitere Informati-
onen und Ansprechpartner sind 
auf der Bayernwerk-Website zu 
finden: www.bayernwerk-netz.
de/neustadt-donau� r

Geplante Sparkassenfusion im Allgäu
Kurz vor dem Abschluss ihrer Fusionsverhandlungen stehen der-
zeit die Sparkasse Allgäu und die Kreis- und Stadtsparkasse Kauf-
beuren. Aus dem Zusammenschluss soll eine leistungsstarke Spar-
kasse für das gesamte Allgäu entstehen. 

Prof. Dr. Ulrich Reuter, Präsi-
dent des Sparkassenverbands 
Bayern: „Diese Initiative ist sehr 
zu begrüßen. Die beiden Spar-
kassen arbeiten auch bisher 
schon eng zusammen, um den 
gemeinsamen Wirtschaftsraum 
optimal zu versorgen, doch 
sie steigern ihre Handlungsfä-
higkeit weiter, wenn sie ihre 
Dienstleistungen im Sinne von 
Kunden und Region von vorne-
herein aus einer Hand anbieten. 
Hier gehen zwei starke Partner 
aufeinander zu, um gemein-
sam leistungsfähiger zu werden 
für die Menschen und die mit-
telständischen Unternehmen 
im Allgäu. Miteinander können 
sie Synergien heben um die He-

rausforderungen aus Digitali-
sierung und Regulierung vor 
dem Hintergrund der Zins- und  
Preisentwicklung erfolgreich zu 
bewältigen.“

Die zuständigen kommuna-
len Gremien und Sparkassen-
organe sollen jetzt zeitnah be-
raten und entscheiden, um 
den Zusammenschluss zum 
01.07.2023 (rückwirkend zum 
01.01.2023) reibungsfrei vor-
bereiten zu können. Die Um-
setzung der Fusion wird eng 
vom Sparkassenverband Bay-
ern und weiteren Experten aus 
der Finanzgruppe professionell 
begleitet, damit der Übergang 
zum neuen Modell glatt erfol-
gen kann.� r

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.tvbayernlive.de/
http://www.bayernwerk-netz.de/neustadt-donau 
http://www.bayernwerk-netz.de/neustadt-donau 


KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N 9GZ 20. Oktober 2022

Biogasanlage 
Altenstadt
Biogasanlage 
Altenstadt

m
e
ll
o
n

Heimisches 
Biogas aus 
Reststo� en

CSU-Wasserstoffgipfel in München:

Maßnahmenpaket für den  
Zukunftsstandort Bayern

Bei einem großen Wasserstoffgipfel der CSU mit zentralen Akteuren 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik wurde in München darüber 
beraten, wie langfristig die Weichen für eine unabhängige, sichere 
und klimaneutrale Energieversorgung gestellt werden können. Da-
bei war man sich einig, dass Wasserstoff einen zentralen Zukunfts-
baustein darstellt. Wie CSU-Generalsekretär Martin Huber feststell-
te, „ist Wasserstoff der Energieträger der Zukunft, deshalb müssen 
wir jetzt die richtigen Weichen stellen. Wir haben das Potenzial zum 
europäischen Wasserstoff-Drehkreuz!“

 Mit Experten aus den Berei-
chen Erzeugung, Wirtschaft und 
Logistik wurde folgendes Maß-
nahmenpaket für den Zukunfts-
standort Bayern entwickelt:

1. Pragmatismus statt Ohn-
macht: Bestehende Transportin-
frastruktur nutzen.

Es gibt bereits heute Möglich-
keiten, bestehende Infrastruktu-

ren wie zum Beispiel das Gasnetz 
zum Transport oder zur Beimi-
schung von Wasserstoff zu nut-
zen. Der Wasserstofftransport 
in Güterzügen ist eine flexibel 
einsetzbare Übergangsmöglich-
keit bis zur Fertigstellung eines  
europäischen Wasserstoffnetzes. 
Zudem besteht perspektivisch 
in der Transalpinen Ölleitung 
die Möglichkeit, flüssige Was-
serstoffverbindungen von Ita-
lien nach Österreich bis nach 
Deutschland zu transportieren. 
„Wir fordern daher die Bundes-

regierung und die Europäische 
Kommission auf, kurzfristige Lö-
sungswege zur Umnutzung der 
bestehenden Transportinfra-
struktur zu erarbeiten und einen 
konkreten Rahmen für die Um-
setzung entsprechender Konzep-
te zu setzen. Auch Containerter-
minals für den kombinierten Ver-
kehr sind in die Planungen einzu-
beziehen. Dazu müssen von der 
Deutschen Bahn geeignete Kno-
tenpunkte festgelegt werden.“
2. Wegbereiter statt Nachzügler: 
Bayern zum europäischen Was-
serstoff-Drehkreuz machen.

Die Bundesregierung sieht in 
Bayern den Endpunkt am langen 
Arm nördlicher Leitungen. Die 
Anbindung an das europäische 
Wasserstoffnetz erfolgt – nach 
derzeitigem Stand in 2050 – viel 
zu spät. Der Freistaat kann Ga-
rant für die Energieversorgung in 
Süddeutschland werden. 

Ziel: Hohe Diversifizierung

Nötig ist insbesondere auch 
eine vertiefte Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland, Öster-
reich, Italien sowie Slowenien 
und Kroatien, um zügig eine Ver-
bindung zwischen dem Süden Eu-
ropas und Deutschland über Bay-
ern zu schaffen. Neben der Um-
rüstung bestehender Gasleitun-
gen müssen dabei auch weitere, 
neue Verbindungen in den Blick 
genommen werden. Das Ziel 
muss eine hohe Diversifizierung 
von Transportwegen und Zu-
gangspunkten von Wasserstoff 
(wie zum Beispiel durch LNG-Ter-
minals) für Bayern, Deutschland 
und ganz Europa sein. 

Grenzüberschreitendes  
Wasserstoffnetz gefordert

Nötig ist dazu auch ein ent-
sprechender Finanzierungsrah-
men, beispielsweise durch die Er-
weiterung des IPCEI-Programms 
oder analoger Förderinstrumen-

te. „Wir fordern daher die Bun-
desregierung und die Europäi-
sche Kommission auf, aufbauend 
auf den aktuellen Plänen des Eu-
ropean Hydrogen Backbone ein 
grenzüberschreitendes Wasser-
stoffnetz zu konkretisieren und in 
die Umsetzung einzusteigen.“
3. Zupacken statt Zögern: Hä-
fen für Wasserstoff-Infrastruk-
tur vorbereiten.

Häfen sind immer schon Dreh-
kreuze für die Energieversorgung. 
Die Entstehung neuer LNG-Ter-
minals an der Nordseeküste zeigt 
einmal mehr die Bedeutung von 
Wasserwegen bei der Versor-
gung mit Energieimporten. 

Genehmigungsverfahren  
beschleunigen

„Wir fordern daher die Bundes-
regierung und die Europäische 
Kommission auf, Häfen als Kno-
tenpunkte von Wasserstoff-Lie-
ferketten zu etablieren und Lo-
gistikterminals durch die Anbin-
dung an den Hydrogen Backbo-
ne zu definieren. Dazu braucht 
es auch die Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren, bis Hä-
fen technisch umgerüstet wer-
den. Binnenhäfen, wie die bayeri-
schen Donauhäfen, sollen bei der 
Planung explizit Berücksichtigung 
finden.“
4. Ordnung statt Risiko: Sicher-
heit für Netzbetreiber stärken. 

Bislang fehlt ein klarer Ord-
nungsrahmen, wer Kosten und Ri-
siken des Wasserstoffinfrastruk-
turausbaus trägt. Dieser Ord-
nungsrahmen muss Rechte und 
Pflichten abbilden, die mit denen 
für Fernleitungsnetzbetreiber im 
Erdgasbereich vergleichbar sind. 
„Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, eine umfassende Zu-
sammenarbeitspflicht mit Netz-
betreibern zu schaffen, die ein 
Wasserstoffnetz der öffentlichen 
Versorgung betreiben oder bald 
betreiben könnten, um sich noch 
in diesem Jahr auf einen Netzent-

wicklungsplan für Wasserstoff zu 
verständigen.“
5. Synergien statt Bürokratie: 
Netze gemeinsam denken.

Der europäische Rechts- und 
Regulierungsrahmen für erneu-
erbare und kohlenstoffarme Ga-
se, der derzeit von der Europä-
ischen Kommission erarbeitet 
wird, wirkt sich negativ auf den 
Ausbau einer Wasserstoff-Lo-
gistik aus. Durch die regulatori-
sche Entflechtung sollen dem-
nach Energieversorgungsunter-
nehmen zahlreiche Verpflichtun-
gen eingehen. 

Synergien zulassen

Mit dem aktuellen Entwurf 
müssten unter anderem das Erd-
gas- und Wasserstoffnetz recht-
lich vollständig getrennt sein. 
Wenn die Erdgasnetze von heu-
te die Wasserstoffnetze von mor-
gen sein sollen, ist diese Regelung 
allerdings praxisfern. „Wir for-
dern daher die Europäische Kom-
mission auf, die Überarbeitung 
der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie 
und -verordnung praxisnah zu ge-
stalten. Die geplanten Unbund-
lingvorschriften verhindern Syn-
ergien, die durch den gemeinsa-
men Betrieb von Gas- und Was-
serstoffnetzen entstehen, und 
verlangsamen den Transformati-
onsprozess.“
6. Fördern statt Beschränken: 
Elektrolyseure vor Ort aufbauen.

Parallel zum Aufbau eines Was-
serstoffnetzes müssen auch die 
Anstrengungen zum Aufbau ei-
ner lokalen Wasserstoffprodukti-
on in ganz Deutschland verstärkt 
werden. „Wir fordern die Bundes-
regierung auf, eine angemessene 
und deutschlandweite Förderung 
für Elektrolyseure zu ermöglichen 
und regionale Begrenzungen auf-
zuheben. Nur so können sich In-
selnetze entwickeln bzw. vergrö-
ßern, aus denen sich am Ende ei-
ne flächendeckende Versorgung 
entwickeln kann.“ � DK

Landkreis Kulmbach:

Wasserstoff Roadshow
Der Landkreis Kulmbach als offiziell ausgezeichnete Wasserstoff-
modellregion des Bundes hat Anfang Oktober zur ersten Wasser-
stoff-Roadshow eingeladen. Unter der Federführung des Klima-
schutzmanagements des Landkreises Kulmbach präsentierten in 
der RAUMHALLE auf dem Gelände der MGTM Fleetservice GmbH in 
Kulmbach namhafte Wasserstoff-Akteure ihre Produkte und Projek-
te, um die Öffentlichkeit über den aktuellen Stand rund ums Thema 
Wasserstoff zu informieren.

Die Weiterentwicklung die-
ser alternativen Antriebsenergie-
form spielt im Landkreis Kulm-
bach eine wichtige Rolle. „Was-
serstoff ist ein bedeutender 
Mosaikstein zur Erstellung un-
serer Dekarbonisierungsstrate-
gie und damit auf unserem Weg 
zum klimaneutralen Landkreis“, 
so Klimamanagerin Ingrid Flie-
ger und fährt fort: „Wir aktuali-
siern gerade das 2010 erstellte 
Klimaschutzkonzept mit digitaler 
CO2-Bilanz und beteiligen uns am 
Zertifizierungsverfahren Europe-
an Energy Award. Über 65 Pro-
zent unseres Gesamtstromver-
brauchs erzeugen wir bereits mit 
regenerativen Energien. Diesen 
Anteil müssen wir weiter gemein-
sam erhöhen.“

Für sein Engagement ist der 
Landkreis Kulmbach bereits offizi-
ell als HyStarter-Wasserstoff-Mo-
dellregion des Bundes durch Dr. 
Volker Wissing, Bundesminister 
für Digitales und Verkehr, aus-
gezeichnet worden. „Wasser-
stoff wird künftig zwar nicht die 
alleinige Lösung sein”, erläuter-
te Landrat Klaus Peter Söllner, 
„aber es wird ein wichtiger Bei-
trag zur Energiewende sein und 
wir Kulmbacher wollen die Mög-
lichkeiten, die er bietet, nutzen. 
Dafür braucht es Investitionen, 
zum Beispiel in Wasserstofftank-
stellen – das ist unser nächstes 
großes Ziel.“

Die Wasserstoff - Roadshow, 
unter Schirmherrschaft des Bay-
erischen Staatsministers für Wirt-

schaft und Energie, Hubert Ai-
wanger, zeigte erfolgreich die 
Bandbreite der Leistungsfähigkeit 
ortsansässiger, aber auch über-
regionaler Akteure. „Wasserstoff 
ist eine Schlüsseltechnologie“, 
so Landtagsabgeordneter Rainer 
Ludwig, der stellvertretend für 
Aiwanger begrüßte. „Unser Bay-
erischer Wirtschaftsminister hat 
sich deshalb zum Ziel gesetzt, in 
jedem Landkreis einen Elektroly-
seur einzurichten, damit hier die 
Versorgung vor Ort regional und 
dezentral gewährleistet werden 
kann. Daneben müssen wir aber 
auch die entsprechenden Was-
serstoffnetze aus- und umbauen. 
80 Prozent der bestehenden Gas-
netze sind bereits wasserstoff-
tauglich und diese Pipelines sol-
len nun entsprechend umgerüs-
tet werden. Ziel ist, dies bereits 
bis 2025 zu gewährleisten.“

Ausstellung

Präsentiert wurde u.a. die 
Brennstoffzellen-Kehrmaschine 
von Green Machines Deutsch-
land GmbH, der Linde-H2-Gabel-
stapler von der Ernst Müller Gm-
bH & Co KG, der Toyota Mirai 
von Autotechnik Hahn & Toyo-
ta Deutschland, der AEM Elekt-
rolyseur EL 4.0 als Demomodell 
von der Enapter AG, eine Wasser-
stoffdrohne, optimierte Brenn-
stoffzellenbauteile und Rohr-
leitungen mit Wasserstoffbe-
schichtung vom Institut für An-
gewandte Wasserstoffforschung 
sowie die Brennstoffzelle zur 
Stromerzeugung von den Firmen 
Bosch-Thermotechnik GmbH und 
Buderus Kulmbach. 

Über Wasserstoff-Forschung 
und Anwendung berichtete das 
IfE von der OTH Amberg-Weiden. 
TubeSolar AG informierte über 
die Entwicklung und Herstellung 
von PV-Dünnschichtmodulen und 
HYREF GmbH stellte Brennstoff-
zellen auf Methanolbasis für die 
Dauerstromversorgung vor. Wei-
tere Aussteller waren der Maxi-
mator Hydrogen GmbH (Wasser-
stoff-Tankstellen) und das Real-
labor Energiezukunft Wunsiedel 
vom Zentrum Energietechnik der 
Uni Bayreuth. Über die energie-
autarke Versorgung von Immobi-
lien mit Wasserstoff als Energie-
speicher informierte MSR-Inno-
vations Kulmbach, über die Küh-
lung von Wasserstofftankstellen 
die Fa. Riedel Kooling - Glen Dim-
plex Deutschland und zur Was-
serstoff-Gewinnung aus Biogas 
die Fa. BTX Energy. Beat Hirschi, 
CEO von Hyundai Hydrogen Mo-
bility AG und Thomas Walter von 
der H2 Energy gaben per Video 
Erfahrungsberichte über den Ein-
satz von H2-LKWs und Bussen so-
wie zum wasserstoffbetriebenen 
Schnelllader. 

Bayern Innovativ informier-
te über das Bayerische Förder-
programm öffentliche und be-
triebliche H2-Tankstellen. Die 
Faun-Umwelttechnik, aus Bre-
men gab einen Überblick über 
den Einsatz von Wasserstoffbe-
triebenen Müll- und Kommunal-
fahrzeugen. � r

Gewinner des Energie 
Start-up Bayern 2022

Im Rahmen der Start-up Demo Night hat Wirtschaftsminis-
ter Hubert Aiwanger die drei Gewinner des diesjährigen Wett-
bewerbs Energie Start-up Bayern ausgezeichnet. Es handelt 
sich dabei um die Start-ups blueFLUX Energy aus Peißenberg 
(Landkreis Weilheim-Schongau), Reverion aus Eresing (Land-
kreis Landsberg am Lech) und Numbat aus Kempten. Der Wett-
bewerb ist eine gemeinsame Initiative des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums, der Bayern Innovativ GmbH mit dem 
Zentrum Digitalisierung.Bayern (ZD.B), der BayStartUp GmbH 
sowie der Bayernwerk AG, des Verbands der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft (VBEW) und der Verbund AG.

Das Sieger-Start-up blueFLUX Energy AG ist eine Ausgründung 
der Holzner Druckbehälter GmbH und beschäftigt sich mit der 
Produktion von grünem Wasserstoff auf Basis biologischer Rest-
stoffe. Das Konzept basiert auf dem seit 2015 entwickelten, pa-
tentierten und inzwischen im Betrieb laufenden, innovativen 
blueFLUXH2-Verfahren: Durch die regionale Bioabfall- & Klär-
schlammverwertung entsteht dabei preisgünstiger nachhalti-
ger Wasserstoff getreu dem Motto „Grüne Energie aus der Re-
gion, für die Region und CO2-neutral“. Die Modellregion Weil-
heim-Schongau eignet sich als Vorbild für eine regionale, kom-
munale und dezentral organisierte Energiewende.  

Als Spin-Off der Technischen Universität München hat die Re-
verion GmbH ein revolutionäres containerbasiertes Kraftwerk 
für Biogas entwickelt und patentiert. Mit dieser Technologie ist 
eine Verdoppelung der Stromerzeugung aus Biogas dank höhe-
rer elektrischer Wirkungsgrade möglich. Zusätzlich kann die-
selbe Anlage grünen Wasserstoff oder Methan aus Strom er-
zeugen. Im Gesamtprozess wird reines, lagerfähiges CO2 ab-
getrennt und ermöglicht erstmalig kosteneffiziente, negative 
CO2-Emissionen. 

Die Numbat GmbH als drittplatziertes Start-up hat eine paten-
tierte Technologie in Form eines nachhaltigen Batteriespeichers 
mit integrierter Schnellladesäule entwickelt. Der Batteriespei-
cher lädt sich laufend mit Ökostrom auf und umfasst eine Spei-
cherkapazität von 200 kWh. Gleichzeitig kann er an hauseigene 
PV-Anlagen in Unternehmen angeschlossen werden. Durch die 
integrierte Schnellladesäule wird E-Autofahrern ein ultraschnel-
les Aufladen (in 15 Minuten zu 80 Prozent) ermöglicht. 

Das Augenmerk lag heuer auf Technologien für ein klimaneu-
trales Bayern. Konzepte, die zu einer sicheren, bezahlbaren und 
nachhaltigen Energieversorgung in Bayern beitragen, standen 
im Vordergrund. Wie Minister Aiwanger betonte, „wollen wir 
fossile Brennstoffe so weit wie möglich auf erneuerbare Ener-
gien umstellen. Dafür brauchen wir auch neue und innovative 
Konzepte aus unserer Start-up-Szene.“ Die drei Gewinner und 
ihre Geschäftsmodelle hätten mit ihrer Expertise voll über-
zeugt. � DK

https://www.erdgas-schwaben.de/privat/energie-schwaben
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Energieverbände fordern 
Geothermie-Erschließungsgesetz

Die aktuelle Energiekrise macht den Handlungsdruck vor allem im 
Wärmesektor deutlich. Deshalb appellieren der Verband kommuna-
ler Unternehmen e. V. (VKU), der Energieeffizienzverband für Wär-
me, Kälte und KWK e. V. (AGFW), der Bundesverband Erneuerbare 
Energie e. V. (BEE), der Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft e. V. (BDEW) und der Bundesverband Geothermie e. V. (BVG) 
in einem gemeinsamen Positionspapier an die Politik, Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, um die großen Potenziale der Tiefen Geo-
thermie in größerem Umfang nutzen zu können.

Deutschland hat sich zum Ziel 
gesetzt, bis 2045 Klimaneutralität 
zu erreichen. Wie die Energiever-
bände darlegen, sei die Wärme-
wende elementar, um die deut-
schen und internationalen Klima-
ziele zu erfüllen und unabhängig 
von Kohle-, Gas- und Ölimporten 
zu werden. Um eben diese Klima-
ziele in den urbanen Räumen zu 
erreichen, seien die Dekarboni-
sierung der Fernwärme und der 
Ausbau der Wärmenetze erfor-
derlich. Hierzu könne eine Be-
schleunigung der Geothermie-
nutzung einen erheblichen Bei-
trag leisten.

Tiefengeothermie 

Das Potenzial der Tiefengeo-
thermie in Deutschland liegt 
zwischen 118 TWh/a und 300 
TWh/a. Demnach könnte bis zu 
einem Viertel des Gesamtwärme-
verbrauchs in Deutschland von 
ca. 1.300 TWh/a mittels Tiefen-
geothermie erbracht werden. Um 
dieses Potenzial in ganz Deutsch-
land heben zu können und damit 
die Unabhängigkeit von fossilen 
Energieträgern zu erhöhen, ruft 
das Bündnis die Politik u.a. da-
zu auf, ein Geothermie-Erschlie-
ßungsgesetz als „maßgeschnei-
dertes Mantelgesetz“ zu erlassen.

Zentrale Elemente sind die Ver-
ankerung des Grundsatzes, dass 
die Nutzung der Geothermie im 
überragenden öffentlichen Inte-
resse liegt, die Sicherstellung der 
Flächenverfügbarkeit und Privi-
legierung im Außenbereich, die 
Parallelisierung von Einzelgeneh-
migungen, die Einführung einer 
verbindliche Verfahrensfrist für 
Zulassungsverfahren, die Stan-
dardisierung von Zulassungsan-
forderungen sowie Vereinfachun-
gen im Umweltverträglichkeits-
prüfungs- und Naturschutzrecht. 
Die Gesetzesinhalte sollen dazu 
beitragen, den Ausbau der Geo-
thermie zu beschleunigen sowie 
Planungs- und Rechtssicherheit 

für alle beteiligten Akteure zu 
schaffen.

„Tiefe Geothermieanlagen in 
Deutschland zeigen: Ist eine Erd-
wärmequelle erst einmal er-
schlossen, stellt sie preisstabil 
und nachhaltig Energie zuverläs-
sig über Jahrzehnte zur Verfü-
gung. Die Technologie ist skalier-
bar. Die Branche steht bereit. Der 
Schatz, der unter unseren Füßen 
liegt, muss nur gehoben werden“, 
betonen die Energieverbände.

Veröffentlicht wurde das ge-
meinsame Papier im Rahmen der 
Veranstaltung „Wärmewende im 
urbanen Raum mit Geothermie“ 
mit Branchenvertretern und Bun-
destagsabgeordneten. Wie Ing-
bert Liebing, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Verbandes kommunaler 
Unternehmen, hervorhob, „birgt 
der Wärmesektor enorme Chan-
cen, wenn es darum geht, CO2 
einzusparen und Energiesouve-
ränität zu gewährleisten. Damit 
wir lokale Potenziale, beispiels-
weise die Geothermie noch bes-
ser heben können, brauchen wir 
die kommunale Wärmeplanung.“

„Um eine sichere und preissta-
bile Energieversorgung für uns 
und nachfolgende Generationen 
zu gewährleisten und um unsere 
Klimaziele zu erfüllen, brauchen 
wir die Geothermie. Mit ihrer Hil-
fe können wir große Teile unse-
res Nutzwärmebedarfs an Raum-
wärme und Warmwasser nach-
haltig decken. Wann, wenn nicht 
jetzt, ist die Zeit, das riesige, un-
erschlossene Potenzial der Geo-
thermie zu nutzen”, unterstrich 
Helge-Uve Braun, BVG-Präsident 
und Technischer Geschäftsführer 
der Stadtwerke München.

„Grüne Fernwärme ist der Ka-
talysator für das Erreichen der Kli-
maziele in den Städten“, erklärte 
John Miller, stellvertretender Ge-
schäftsführer des AGFW. „Geo-
thermie spielt dabei eine zent-
rale Rolle, bleibt allerdings bis-
her oft in Planung und Bürokra-
tie stecken. Das ist ein Luxus, den 

wir uns nicht länger erlauben kön-
nen. Wir brauchen deutlich mehr 
Tempo in den Verwaltungs- und 
Genehmigungsverfahren sowie 
neue, umsetzungsorientierte Ins-
trumente für einen deutschland-
weiten Ausbau von Geothermie.“

Wichtige Säule der 
urbanen Wärmewende

„Die Geothermie muss als 
wichtige Säule der urbanen Wär-
mewende über Wärmenetze viel 
schneller und umfassender er-
schlossen werden als dies bisher 
der Fall war. Wir brauchen alle 
Optionen, um die Dekarbonisie-
rung des Wärmesektors bis zum 
Jahr 2045 realisieren zu können. 

Bausteine für eine 
Landmobilität von morgen
Die Mobilitätswende in ländlichen Räumen ist Teil eines umfassen-
den sozialökologischen Wandels und eine gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung der kommenden Jahre, die aktiv begleitet und mu-
tig gestaltet werden will. Das ist besonders vor dem Hintergrund 
wichtig, als 57 Prozent der Einwohner Deutschlands (47 Millionen 
Menschen) in ländlichen Räumen auf 91 Prozent der Gesamtfläche 
leben. Damit die Mobilitätswende gelingt, muss sie aus vielen Blick-
winkeln betrachtet und angegangen werden.

Konkrete Maßnahmen vor Ort 
bzw. finanzielle und strukturel-
le Rahmenbedingungen sind aus 
NABU-Sicht:
•	 Attraktive Fußwege schaffen
•	 Naturverträglichen Ausbau von 
Mobilitätsnetzen ermöglichen
•	 Pedelecs und (E-)Lastenräder 
fördern
•	 Verbrenner- durch E- Autos er-
setzen
•	 Durch Homeoffice und digitale 
Arbeitsformen Pendelwege ver-
ringern
•	 Gemeinsames Autofahren und 
-teilen erleichtern
•	 Mobilitätsstationen sozial und 
technisch aufwerten: Mobilitäts-
stationen mit Aufenthaltsberei-
chen und W-LAN-Anschluss sol-
len als Knotenpunkte zwischen 
Umweltverbund und Motorisier-
tem Individualverkehr (MIV) die-
nen. Dafür braucht es neben aus-
reichend Park-and-Ride-Flächen 
für den MIV und Abstellanlagen 
für Fahrräder an öffentlichen Hal-
testellen auch Zugang zu Leihfahr-
zeugen. Wenn Cafés, Arztpraxen 
oder Supermärkte dazu kommen, 
können Funktionalität und Auf-
enthaltsqualität erheblich gestei-
gert werden. Mobilitätsstationen 
können so zu Orten des sozialen 
Miteianders werden.
•	 Entscheidungsspielräume für 
Kommunen stärken: Dies be-
trifft unter anderem die Regelun-
gen der Straßenverkehrsordnung, 
bzw. das Straßenverkehrsgesetz, 
denn Gemeinden wissen selbst 
am besten, wo sie beispielswei-
se Tempo 30-Zonen einrichten 
oder Parkraumbewirtschaftung 
betreiben sollen. Zu dieser Frei-
heit gehört auch finanzielle Un-

Klar ist auch, dass bei den Geo-
thermieprojekten der Schutz des 
Grundwassers immer gewährleis-
tet sein muss“, kommentierte die 
Vorsitzende der BDEW-Hauptge-
schäftsführung, Kerstin Andreae.

Laut BEE-Präsidentin Dr. Simo-
ne Peter „hat die Bundesregie-
rung die Wärmewende und damit 
die großen Potenziale der Geo-
thermie bislang nicht ausreichend 
adressiert. Dabei wird sie für un-
sere Energiesouveränität im Kon-
zert der Erneuerbaren Energien 
ebenso benötigt wie für das Errei-
chen der Klimaziele. Gerade für 
Nah- und Fernwärmenetze bietet 
die Erdwärmenutzung viele Mög-
lichkeiten. Deshalb ist jetzt unter 
anderem die Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren und die 
Förderung geologischer Landes-
aufnahmen voranzutreiben und 
die erneuerbare Wärmeerzeu-
gung in allen Gesetzen klar zu pri-
orisieren.“ � DK

Die Mitglieder der Ostallianz (v.l.): Max Kressierer (Bürgermeister 
von Finsing), Thomas Stark (Bürgermeister von Poing), Michael Stol-
ze (Bürgermeister von Markt Schwaben), Roland Frick (Bürgermeis-
ter von Pliening), Ruppert Ostermair (Bürgermeister von Forstin-
ning), Angelika Pilz-Strasser (Stadträtin und Bezirksausschussvor-
sitzende München), Andreas Bukowski (Bürgermeister von Haar), 
Kathrin Alte (Bürgermeisterin von Anzing), Leonhard Spitzauer 
(Bürgermeister von Vaterstetten), Maximilian Böltl (Bürgermeister 
von Kirchheim), Andreas Janson (Bürgermeister von Feldkirchen), 
Thomas Glashauer (Bürgermeister von Aschheim).� Bild: Ostallianz

Ostallianz gegründet
Leonhard Spitzauer zum Vorsitzenden gewählt 

Im Bürgerhaus Pliening fand die Gründungsversammlung des Ver-
eins Stadt und Land München Ost e.V. - kurz Ostallianz - statt. Der 
Verein wird sich der städte- und gemeindeübergreifenden Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der räumlichen Entwicklung widmen 
und gemeinsame Ziele und Maßnahmen im Raum München Ost 
umsetzen. Leonhard Spitzauer, Bürgermeister der Gemeinde Va-
terstetten, wurde zum Vorsitzenden des Vereins gewählt. 

Leonhard Spitzauer, Bürger-
meister der Gemeinde Vaterstet-
ten: „Ich freue mich, dass die Os-
tallianz nachlanger, intensiver 
Vorarbeit nun offiziell begründet 
wurde und mir die vertretenen 
Gemeinden vertrauensvoll den 
Vorsitz übertragen haben. Nun 
können wir durchstarten und ge-
meinsam an einem Strang ziehen, 
was die räumliche Entwicklung im 
Münchner Osten betrifft.“ 

An Infrastrukturprojekten und 
dem zugehörigen Abstimmungs-
bedarf fehlt es im Vereinsgebiet 
sicherlich nicht. 

Ein Denken über die eigenen 
Gemeindegrenzen hinaus sei 
nicht nur mit Blick auf den öffent-
lichen Personennahverkehr ein 
Thema. Auch die Verbesserung 
der Straßen- und Fahrradstre-
cken sei eine wichtigeAufgabe. 
Konkrete Ziele und Maßnahmen 
werden erarbeitet, sobald eine 
Geschäftsleitung gefunden ist. 

Der Verein umfasst zum Zeit-
punkt der Gründung die folgen-

den Gebietskörperschaften: An-
zing, Aschheim, Feldkirchen, Fin-
sing, Forstinning, Haar, Kirchheim 
b. München, Pliening, Poing, Va-
terstetten, Markt Schwaben und 
die Landeshauptstadt München 
(Stadtbezirke Bogenhausen, Tru-
dering, Riem). Die Beschlüsse 
zur Gründung und zur Finanzie-
rung des Vereins wurden von den 
Gründungsmitgliedern bereits in 
den letzten Monaten in ihren Ge-
meinde- bzw. Stadträten herbei-
geführt.

Nach der offiziellen Unterzeich-
nung der Vereinssatzung wurden 
folgende Bürgermeister von der 
Mitgliederversammlung für die 
Dauer von drei Jahren einstimmig 
in die Vorstandschaft gewählt: Le-
onhard Spitzauer (Vaterstetten) 
als Vorsitzender, Thomas Glas-
hauer (Aschheim), Roland Frick 
(Pliening) und Max Kressirer (Fin-
sing) als stellvertretende Vorsit-
zende. 

Der Oberbürgermeister der 
Stadt München, Dieter Reiter, bei 
der Gründerversammlung ver-
treten durch Stadträtin Angelika 
Pilz-Strasser, und der erste Bür-
germeister der Gemeinde Feld-
kirchen, Andreas Janson, wur-
den von den Mitgliedern einstim-
mig zu Kassenprüfern gewählt. In 
einem nächsten Schritt wird nun 
die Stelle der Geschäftsleitung 
des Vereins ausgeschrieben. Sie 
soll bis zum 1. Januar 2023 be-
setzt werden.� r

Indirekt adiabatische  
Verdunstungskühlung

Eine Zusatzfunktion für SEW®-Wärmerückgewinnungssysteme

In Gebäuden mit erhöhtem Komfort oder thermischen Anforde-
rungen werden klimatechnische Anlagen eingesetzt, welche die 
Außenluft entsprechend kühlen. Mit der Temperaturdifferenz 
zwischen Zu- und Abluft kann dann die Wärme aus dem Raum ab-
geführt werden. Zur Kühlung der Außenluft wird diese in Klimaan-
lagen üblicherweise mit mechanischer Kälteerzeugung gekühlt. Je 
nach Grad der Kühlung und Entfeuchtung bedeutet dies einen Be-
darf zwischen 3 kW bis 9 kW/1.000 m³/h. Die daraus resultierende 
Kälte- und Rückkühltechnik sowie die erforderlichen Installationen 
treiben die Investitionen und Betriebskosten in die Höhe. 

Für den Betrieb der kältetechni-
schen Anlagen fallen jedoch ho-
he Energie- und Betriebskosten 
an. Gefragt sind demnach hoch-
effiziente und wirtschaftliche Lö-
sungen.
Eine wirksame und erfolgreiche 
Möglichkeit wird von der Fa. SEW® 
seit 1986 mit der indirekt adia- 
batischen Verdunstungskühlung 
(IAVK) angeboten. Dabei wird die 
ohnehin für eine hohe Energieein-
sparung eingesetzte Wärmerück-
gewinnung multifunktional ge- 
nutzt. Während im Winter die 
Wärme von der Abluft auf die Au-
ßenluft übertragen wird, wird im 
Sommer die Kälte von der kühle-
ren Abluft übertragen. Um den 
Effekt zu verstärken, wird die Ab-
luft adiabatisch befeuchtet. Al-
lein durch das Verdunsten des 
Wassers, ähnlich wie beim Re-
gen, sinkt die Temperatur. Je 
nach Abluftkondition bis zu 10 
Grad. 
Mit der IAVK wird das WRG-Sys-
tem von SEW® multifunktional 
genutzt und arbeitet in sich effi-
zienter. Durch die kleineren Rest-
kälteanlagen ergeben sich wei-
tere positive Effekte wie z.B. 
kleinere Rückkühlwerke. Über 
das Wärme- und Kälterückgewin-

nungssystem kann dann die Kälte 
übertragen und eine Zulufttem-
peratur von 20°C bis 24°C erzielt 
werden. Ganz ohne Kältetechnik!

Seit der erfolgreichen Einfüh-
rung der indirekt adiabatischen 
Verdunstungskühlung mit Stadt-
wasser konnte 1986 damit eine 
Gesamtkälteleistung von 174.000 
kW ersetzt werden. Somit erge-
ben sich hohe Einsparungen an 
Investitionen im Gewerk Kälte-
technik.

Der Einsatz der IAVK ist jedoch 
nicht ganz unproblematisch und 
erfordert viel Erfahrung. Das Ver-
sprühen von Wasser ist, aufgrund 
der Legionellengefahr, äußerst 
problematisch. Ein Besprühen 
der Wärmetauscher zieht Korro-
sions- und Verschmutzungspro-
bleme mit sich. Des Weiteren be-
lasten Abluftstäube sowie säu-
re- und laugenbildende Gase den 
Befeuchtungskörper.

Deshalb setzt SEW® von Beginn 
an auf Verdunstung über Ober-
flächenbefeuchter. Diese Ver- 
dunstung – ohne Versprühung – 
wirkt der Legionellenproblema-
tik entgegen. Dabei wird zum Be-
feuchten meist Stadtwasser ein-
gesetzt, dies spart Kosten der 
Wasseraufbereitung.� r

Ausschreibungsergebnisse  
für Biomasseanlagen

Die Bundesnetzagentur hat die Zuschläge der Ausschreibungen 
für Biomasseanlagen zum Gebotstermin 1. September 2022 so-
wie die Zuschläge der Ausschreibung für Biomethanlagen zum  
1. Oktober 2022 bekanntgegeben. Beide Gebotsrunden waren, 
wie auch die vorherigen Ausschreibungsrunden erneut deutlich 
unterzeichnet. Bei einem ausgeschriebenen Volumen von 286 
Megawatt (MW) wurden lediglich 69 Gebote mit einem Volumen 
von knapp 78 MW bezuschlagt. Im Biomethan-Segment wurden 
bei einem ausgeschriebenen Volumen von 152 MW lediglich zwei 
Gebote mit einer Gebotsmenge von 3,5 MW bezuschlagt. 

terstützung für klima- und natur-
freundliche Verkehrsprojekte aus 
Bundes- und Landesmitteln. -
•	 Zersiedelung und Flächenver-
brauch stoppen
•	 Gute Praxis muss Schule ma-
chen
•	 Eine Mobilitätsgarantie für 
den öffentlichen Verkehr einfüh-
ren: Als Teil der Grundversorgung 
muss der ÖPNV mit einem ver-
lässlichen Angebot von 5 bis 24 
Uhr gewährleistet werden und 
damit eine Voraussetzung für den 
Umstieg auf Bus und Bahn schaf-
fen. Dafür braucht es mindestens 
einen Stundentakt zu Hauptver-
kehrszeiten und einen Halbstun-
dentakt in die nächstgrößere Ort-
schaft, der in Neben-/Schwach-
verkehrszeiten durch On-Demand 
Angebote flexibel ergänzt wird.
•	 Mobilitätswende sozial gerecht 
für alle gestalten: Alle Menschen 
in ländlichen Räumen sollen un-
abhängig von finanziellem und so-
zialem Hintergrund, Behinderung, 
Mobilitätseinschränkung, Alter 
oder Geschlecht ohne eigenes Au-
to mobil sein können. Die Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben muss 
beispielsweise durch ein 30-Eu-
ro-Ticket (Monat)/365-Euro-Ti-
cket (Jahr) von jung bis alt für den 
Regionalverkehr in ganz Deutsch-
land gewährleistet werden.

Wie eine Civey-Umfrage im 
September 2022 im Auftrag des 
NABU zeigt, wünschen sich etwa 
zwei Drittel der Befragten einen 
stärkeren Ausbau von alternati-
ven Mobilitätsangeboten zum Au-
to. Bei Befragten aus ländlichen 
Räumen bestätigen knapp 60 Pro-
zent den Wunsch nach mehr poli-
tischem Handlungswillen.� DK

Sandra Rostek, Leiterin des 
Hauptstadtbüros Bioenergie, 
kommentiert im Namen der 
Bioenergieverbände: „Die starke 
Unterzeichnung der zweiten  
Ausschreibungsrunde für Bio-
masseanlagen unterstreicht er-
neut die seit Jahren von der 
Branche kritisierte fehlende Per-
spektive für einen Weiterbe-
trieb und mangelnde Anreize 
für die Flexibilisierung und Bio-
methan im Rahmen des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG). 
Starke Kostensteigerungen so-
wie große Unsicherheiten bezüg-
lich der langfristigen politischen 
Ausgestaltung sind die bestim-
menden Treiber dieser deutli-
chen Zurückhaltung, während 
das EEG gleichzeitig kaum noch 
die Funktion eines Sicherheits-
netzes nach unten erfüllt. Hierü-
ber können auch die momentan 
guten Strommarkterlöse bei eini-

gen Marktakteuren nicht hinweg-
täuschen. Auf Basis der Schwan-
kungen am Strommarkt ist keine 
langfristige Planung möglich. Die 
Anschlussperspektiven des Anla-
genparks sind nach wie vor akut 
gefährdet. Nicht nachvollziehbar 
ist zudem, dass trotz fehlen-
der Beteiligung der Wettbewerb 
durch die endogene Mengen-
steuerung zusätzlich verschärft 
wird und zukunftsfähige Konzep-
te ausgeschlossen werden.

Die zweite Ausschreibung für 
Biomethananlagen war so gut wie 
ungenutzt. Hieran wird sich vor-
aussichtlich auch dann nichts än-
dern, wenn das Segment ab 2023 
auf bis zu 600 MW pro Jahr aus-
geweitet wird. Die dann geplan-
te Fokussierung des Einsatzes von 
Biomethan in sogenannten Pea-
kern bei gleichzeitiger Vernachläs-
sigung der Vor-Ort Verstromung 
ist ein politischer Irrweg und wird 

die Situation noch verschärfen. 
Planungssicherheit können nur 
kostenangepasste Gebotshöchst-
werte und marktgerechte Anrei-
ze bieten. Dies gilt es auch bei der 
Festlegung möglicher Erlösober-
grenzen für Biomasseanlagen zu 
beachten, die gleich einem wei-
teren Damoklesschwert über der 
Branche schweben.“� r
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Traten zum Spatenstich an, v.l.: Lars Gehrke, Geschäftsführer ESB Erneuerbare Energien, Stefanie Grill, 
Geschäftsführung 17er Oberland, Marcus Böske, Geschäftsführung ESB Energie Südbayern, Greilings 
Bürgermeister Anton Margreiter, Anton Schweiger, Solea AG, Landrat Josef Niedermaier, Landkreis 
Bad Tölz- Wolfratshausen,  Thomas Feistl, 17er Oberland Energie, André Schwihel, ESB Erneuerbare 
Energien, Joachim Kaschek, Untere Naturschutzbehörde Landratsamt, Vorstandsvorsitzende Renate 
Waßmer und Vorstand Christian Spindler, beide Sparkasse Bad Tölz-Wolfratshausen, und Adolf Horn-
steiner Geschäftsführer der Solarpark Greiling GmbH. � Bild: ps

Spatenstich für Solarpark 
Greiling An der Mühlleiten

Die Genehmigungen sind erteilt, die Planungen abgeschlossen 
und die ausführende Baufirma gefunden - nun wurde es kon-
kret: Ende September fand der Spatenstich für den Solarpark 
Greiling An der Mühlleiten statt.

Adolf Hornsteiner, Geschäfts-
führer der Solarpark Greiling 
An der Mühlleiten GmbH, freut 
sich über den bisher sehr posi-
tiven Projektverlauf: „Wir liegen 
zeitlich genau im Plan, vor allem 
dank der guten Zusammenarbeit 
und Abstimmung aller Projekt-
partner und beteiligten Stellen. 
Dafür möchte ich mich an dieser 
Stelle nochmals bedanken. Vor- 
aussichtlich werden die Bauar-
beiten, die von der Fa. Solea AG 
ausgeführt werden, Mitte No-
vember abgeschlossen sein.”

Auch der Erste Bürgermeister 
der Gemeinde Greiling, Anton 
Margreiter ist begeistert von 
dem Projekt. „Wir sind sehr froh 
mit dem PV-Park eine klima- 
freundliche, weil CO2-freie Er-
zeugungsanlage in unserem Ort 
zu haben“, sagt Anton Margrei-

ter. „Die neue PV-Anlage ist ein 
konsequenter Schritt zu einer 
eigenen und vor allem nach-
haltigen Energieerzeugung vor 
Ort. Wir erzeugen sogar mehr 
Strom, als wir als ganze Ge-
meinde verbrauchen.” Der 
Energieautarkiegrad liegt bei 
111 Prozent. 

Bürger vor Ort einbinden

Neben dem Klimaschutzge-
danken ist für die Betreiberge-
sellschaft die Einbindung der 
Bürger vor Ort sehr wichtig. Die 
Einwohner der Verwaltungs-
gemeinschaft Reichersbeuern 
können sich im Rahmen eines 
Nachrangdarlehens am PV-Park 
beteiligen. Als Kooperations-
partner konnte hier die Spar-
kasse Bad Tölz-Wolfratshausen 

gewonnen werden, sodass die 
Wertschöpfung vor Ort bleibt. 
Die genauen Rahmenbedingun-
gen werden demnächst veröf-
fentlicht.

Nach der Fertigstellung und 
Inbetriebnahme erzeugt die 
PV-Anlage mit einer elektri-
schen Leistung von 2,2 MW 
jährlich etwa 2,5 Mio. kWh. Da-
mit einhergehend ist eine jähr-
liche CO2 Einsparung von ca. 
1.200 t möglich, das entspricht 
in etwa der Menge, die 920 Bäu-
me pro Jahr aufnehmen. 

Über die Solarpark Greiling 
An der Mühlleiten GmbH 

Die Solarpark Greiling ist ein 
Zusammenschluss aus der Ge-
meinde Greiling, der regionalen 
Energieversorger 17er Oberland 
Energie GmbH und der Energie 
Südbayern GmbH. Die Gesell-
schaft engagiert sich somit regi-
onal für erneuerbare Energieer-
zeugung.� r

Energiezukunft 
im Zeichen der Sonne

Spatenstich für 10,4 Megawatt großen Solarpark in Altenschwand 

Mit einem symbolischen Spatenstich gaben Bürgermeister Georg 
Hoffmann, Gemeinde Bodenwöhr, Bürgermeister Thomas Falter, 
Gemeinde Wackersdorf, zusammen mit den Vertretern der Re-
gensburger Projektentwicklerin OSTWIND Erneuerbare Energien 
GmbH, Stefan Bachmaier, Geschäftsführer, Christian Kutschker, 
Prokurist, und Stefan Baschel-Buchwald, Projektleiter, den Start-
schuss für die Baumaßnahmen zum 10,4 Megawatt (MW) großen 
Solarpark Altenschwand. Für OSTWIND bedeutet der Solarpark 
den Neu-Einstieg in das Geschäftsfeld der Solarerzeugung. 

Auf einer Fläche von 9,75 Hek-
tar entsteht in Altenschwand 
ein Solarpark, der künftig mit 
18.972 Solarmodulen jährlich 
11,3 Millionen Kilowattstunden 
ökologisch erzeugt. Damit kön-
nen 3.800 Haushalte mit Strom 
versorgt werden. Mit rund 6.600 
Tonnen eingespartem Kohlen-
stoffdioxid pro Jahr gegenüber 
Steinkohle ist die CO2-Einspa-
rung beträchtlich. Der erzeug-
te Strom wird in der Übergabe-
station am Innovationspark Wa-
ckersdorf in das Verteilnetz ein-
gespeist. 

So profitieren  
Mensch und Natur

Die gesamte Fläche des Solar-
parks wird zwischen und unter 
den Modulen mit heimischem 
Saatgut als extensive Grünflä-
che angelegt. Sie dient damit 
Kleintieren, Insekten und Vö-
geln als Rückzugsraum und Nah-
rungshabitat. Die Bauarbeiten 
für den Solarpark haben An-
fang August begonnen. Die In-
betriebnahme ist für Mitte Ok-
tober vorgesehen. 

Bürgermeister Georg Hoff-
mann lobte in seinem Grußwort 

das Engagement von OSTWIND 
zur Gestaltung der Energiezu-
kunft in seiner Gemeinde. „Wir 
müssen mehr denn je dafür Sor-
ge tragen, die Energieerzeugung 
umbauen und regional aufstel-
len, um uns unabhängig machen 
zu können“, so Hoffmann. 

Stefan Bachmaier betonte 
für OSTWIND: “Wir haben bis-

her das Windpotenzial genutzt, 
um Energie verantwortungsbe-
wusst im Einklang mit unserer 
Umwelt zu erzeugen. Wir freu-
en uns, in der Oberpfalz unse-
ren ersten Solarpark realisieren 
und unser grünes Erzeugungs-
portfolio ausbauen zu können.“ 
OSTWIND-Prokurist Christian 
Kutschker ergänzte, dass „die 
Entwicklungsdauer des Solar-
parks von etwas mehr als zwei 
Jahren im Vergleich zu Wind-
projekten sehr kurz ist. Bei aller 
Komplexität zeigt sich, dass die 
Projekte schnell vorankommen 
können , wenn Vorhabensträ-
ger, Eigentümer, Kommune und 
Landratsamt an einem Strang 
ziehen.“� r

Die Wirtschaft ist gewillt, Neues zu wagen
Unternehmensgruppe Max Bögl nun Unterstützer im Team Energiewende Bayern 

Angesichts des Krieges in der Ukraine und des damit einhergehen-
den Öl- und Gaslieferstopp durch Russland gewinnt die Selbstver-
sorgung mit Strom an Bedeutung – besonders in der Industrie. 
„Wind und Sonne für bayerische Unternehmen – Eigenstromver-
sorgung von der Idee bis zur Umsetzung“ lautete eine vom Bayeri-
schen Bauindustrieverband (BBIV) angebotene Tagung beim Bau-
unternehmen Max Bögl in Sengenthal (bei Neumarkt/Opf.), das 
auch führend bei regenerativen Energien ist. Schirmherr war das 
Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energien; Staatsminister Hubert Aiwanger war mit dabei und 
richtete in seinem Grußwort eindringliche Worte an die rund 80 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

In doppelter Funktion – als 
BBIV-Vizepräsident und Vorsit-
zender der Unternehmensgrup-
pe Max Bögl – eröffnete Johann 
Bögl die Tagung. Er verwies da-
rauf, dass Staatsminister Aiwan-
ger die Veranstaltung angeregt 
hat. Die Energieproblematik sei, 
so Bögl, bereits vor Ausbruch 
des Ukraine-Krieges virulent ge-
wesen und durch die Entwick-
lungen seit Ende Februar be-
schleunigt worden. Die Notwen-
digkeit von Veränderungen sei 
also bekannt gewesen. „Ohne 
Veränderungen wird es nicht ge-
hen“, appellierte der BBIV-Vize 
an die Versammlung und schlug 
einen gemeinsamen Weg in eine 
gemeinsame Richtung vor, wo-
bei man aber auch Neues wa-
gen müsse. Für Bögl ist es wich-
tig, „gemeinsam mit allen Akteu-
ren Wege zu finden“, einen Kon-
sens. „Der bayerische Weg geht 
nicht regional. Die Bauindus- 
trie steht in den Startlöchern“, 
versicherte der Bögl-Vorsitzen-
de. An den Minister gewandt: 
„Tun Sie alles, dass die Projek-
te starten können. Alle kön-
nen wir viel tun, um wieder un-
abhängig zu werden. Eigen- 
energieversorgung ist heute 
schon möglich.“ Den Unterneh-

mensvertretern sprach er Mut 
zu: „Einfach machen – das hat 
uns in Bayern schon immer vor- 
angebracht! Die Wirtschaft ist 
gewillt, Neues zu wagen und zu 
investieren. Dazu brauchen wir 
aber die Ministerien als Partner.“

Team Energiewende Bayern

„Wir wollen was bewegen, die 
Unabhängigkeit vergrößern – das 
ist existenziell von Bedeutung“, 
erklärte Aiwanger zu Beginn sei-
nes Grußwortes. Angesichts der 
schwierigen Lage plädierte er für 
eine enge Zusammenarbeit von 
Wirtschaft und Politik. Kritik übte 
er an den „ewigen Nörglern und 
Verhinderern“. Am Beispiel der 
Floating-Photovoltaik auf dem 
Bögl-Firmengelände verdeutlich-
te er, dass neue Ansätze realisier-
bar sind. In diesem Kontext reg-
te er an, Wind- und Photovoltaik-
anlagen auf der selben Fläche zu 
bauen und so auch Energie um-
wandeln zu können. Hier würden 
aber Bundesvorschriften entge-
genstehen. Die Pumpspeicher-
technik, die mit zur Eigenversor-
gung beitragen könnte, brachte 
er ebenfalls in Spiel. Leider feh-
le es, so Aiwanger, an Planungs-
sicherheit, Windradgenehmigun-

gen dürften höchstens zwei Jah-
re dauern.

Zum „Unterstützer im Team 
Energiewende Bayern“ ernann-
ten Minister Aiwanger und der 
oberpfälzer Regierungsvizeprä-
sident, Florian Luderschmid, die 
Firma Max Bögl. Der Repräsen-
tant der Regierung verwies auf 
die Vorreiterrolle des Landkrei-
ses Neumarkt vor allem durch die 
weit über 60 Windkraftanlagen. 
Auch hier ist die Unternehmens-
gruppe Bögl stark involviert. „Wir 
müssen auf allen Ebenen mer-
ken, dass es losgehen muss. Da-
zu brauchen wir alle Beteiligten“, 
stellte Luderschmid fest, bekann-
te aber auch, dass die Regierung 
oft „zwischen den Fronten“ ste-
he. Auch er beklagte die oft viel 
zu langen Genehmigungsverfah-
ren und den Fachkräftemangel. 
Bei den vielen Partnern im Team 
Energiewende seien, so der Re-
gierungsvizepräsident, „die wich-
tigsten die Unternehmen“. Mit 
Blick auf die Unternehmensgrup-
pe Bögl meinte er: „Es ist etwas 
Großartiges, was Sie machen!“ 
Minister Aiwanger verwies auf 
die lange Zeit, in der die Firma 
Bögl schon in Sachen regenerati-
ve Energien aktiv ist. 

In kurzen Impulsvorträgen 
ging es um die Eigenversorgung 
mit Wärme und Strom, den Ener-
gie-Atlas Bayern, gesetzliche 
Rahmenbedingungen, Hilfen bei 
der Umsetzung von Windener-
gieprojekten, die Energiezelle, 
Fakten zur Projektentwicklung 
und die Nutzungsmöglichkei-
ten überschüssigen Stroms (Um-
wandlung in Wasserstoff). Zum 
Abschluss konnte das Floa-
ting-Photovoltaik-Projekt besich-
tigt werden.� Markus Bauer

V.l.: Christian Kutschker, Stefan Baschel-Buchwald, Stefan Bach-
maier (alle OSTWIND), Bürgermeister Georg Hoffmann, Boden-
wöhr, und Bürgermeister Thomas Falter, Wackersdorf.
� Bild: M. Winkler/OSTWIND

https://cms.zukunftland.bayern/


WA S S E R  ·  A B WA S S E R12 GZ20. Oktober 2022

Qualifikation bei Ausschreibung und Bauüberwachung:

„Erfolg muss vorbereitet werden“
Interview der RAL-Gütegemeinschaft Güteschutz Kanalbau mit Frank Diederich,  

Geschäftsführer D.S.L. Ingenieure GmbH, Ingenieurbüro für Abwasser- und Umwelttechnik, Lotte

Die Qualitätssicherung von Kanalbaumaßnahmen hat einen be-
sonderen Stellenwert, denn Entwässerungssysteme sind Einrich-
tungen mit hohen Investitionskosten und langen Nutzungsdau-
ern, die der Daseinsvorsorge und dem Schutz der Umwelt dienen. 
Neben der Ausführung der Maßnahmen tragen die zugehöri-
gen Ingenieurleistungen wie Planung, Ausschreibung und Bau-
überwachung maßgeblich zum Ergebnis bei. Deshalb liegt es im 
Interesse aller Beteiligten, auch für diese Phasen des Projektes 
geeignete Rahmenbedingungen an die Qualifikation der Verant-
wortlichen zu definieren. Ingenieurbüros und Auftraggeber selbst 
können beispielsweise im Bereich Ausschreibung (A) und Bau-
überwachung (B) über ein Gütezeichen Kanalbau die notwendige 
Erfahrung und Qualifikation getrennt für den offenen Kanalbau 
(Gruppe ABAK), für den grabenlosen Einbau (Gruppe ABV) und 
für die grabenlose Sanierung (Gruppe ABS) belegen. 

Zum Stellenwert von Qualität 
und Qualifikation sowie zur Be-
deutung der Gütesicherung Ka-
nalbau äußert sich Frank Die-
derich, Geschäftsführer D.S.L. In-
genieure GmbH, Ingenieurbüro 
für Abwasser- und Umwelttech-
nik, Lotte, im Interview. Seit 2015 
führt das Büro die Gütezeichen 
ABAK und ABS. „Qualität lohnt 
sich, aber Qualität muss definiert 
werden und: Qualität muss man 
sich leisten dürfen“, so der bera-
tende Ingenieur und Zertifizierte 
Kanalsanierungsberater. 
Herr Diederich, Sie haben die 
D.S.L. Ingenieure GmbH 2004 
gegründet, welche Marktberei-
che bedienen Sie mit Ihren Mit-
arbeitern?

Diederich: Wir sind ein Team 
von 13 Fachleuten und in den Be-
reichen Kanalsanierung, Sied-
lungswasserwirtschaft sowie dem 
Verkehrs- und Straßenbau tätig. 
In der Kanalsanierung sehen wir 
die ganzheitliche Betrachtung als 
übergeordnete Aufgabe. Eine op-

timale Verfahrensauswahl ermög-
licht in Verbindung mit einer en-
gagierten Umsetzung eine lan-
ge Nutzungsdauer des Kanals. Zu 
den Schwerpunkten unserer Ar-
beit gehören Konzepterstellung, 
Planung und Bauleitung. Darüber 
hinaus bauen wir für unsere Kun-
den Kanaldatenbanken auf und 
pflegen diese, wobei wir möglichst 
langfristige Inspektionszyklen be-
gleiten und mit dem Auftragge-
ber strategische Planungsziele er-
arbeiten. Auf dieser Basis können 
wirtschaftliche Bauabläufe opti-
mal geplant und Projekte so um-
gesetzt werden, dass die Ansprü-
che aller Projektbeteiligten im 
Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und 
Qualität erfüllt werden. 
Wann und wie kam es zur Be-
schäftigung mit dem Thema 
Gütesicherung Kanalbau und 
wie haben Sie die Entwicklung 
der Gütegemeinschaft erlebt?

Diederich: Mit dem Thema Gü-
tesicherung habe ich mich seit 
der Gründung des Ingenieurbü-

ros auseinandergesetzt, zudem 
die Entwicklung der Organisati-
on Güteschutz Kanalbau verfolgt. 
Stetig steigende Mitgliederzahlen 
belegen die breite Akzeptanz des 
Systems. Positiv finde ich auch 
den Aspekt, dass die Gütegemein-
schaft nicht nur Gütezeichen ver-
leiht, sondern sich als Partner 
im Aufbau und bei der Aufrecht-
erhaltung von Qualifikation im  
Kanalbau versteht – und das für 
ausführende Unternehmen eben-
so wie für die Auftraggeber und 
Ingenieurbüros. 
Welchen Stellenwert hat für Sie 
das Thema Qualifikation?

Diederich: Das Thema Quali-
fikation ist das Thema, dass un-
seren Alltag entscheidend be-
stimmt. Nur mit entsprechender 
Qualifikation lassen sich die ge-

zielorientiertes Arbeiten sorgt. 
Welche Vorteile sehen Sie vor 
dem Hintergrund der Zertifizie-
rung?

Diederich: Vorteile ergeben sich 
natürlich bei der Nachfrage von 
Auftraggeberseite nach entspre-
chenden Qualifikationen. In die-
sem Fall haben wir mit dem Güte-
zeichen alle erforderlichen Nach-
weise in Bezug auf Fachkunde, 
technische Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit zur Hand. Darüber 
hinaus profitieren wir von den An-
geboten für Mitglieder. Hierzu ge-
hört das umfangreiche Angebot 
an Schulungen und Erfahrungs-
austauschen, ebenso wie der Zu-
griff auf das spezifische Regelwerk. 
Auch die Anwendung der Leitfäden 
und Arbeitshilfen trägt zur Qua-
litätssicherung im Unternehmen 
und zur Qualitätssicherung in der 
Umsetzung auf der Baustelle bei. 
Zudem liegt alles in einer Hand und 
ist schnell abrufbar: Hat der Auf-
traggeber Fragen zum Unterneh-
men und zur Qualifikation, kann 
er sich auch an den Güteschutz Ka-
nalbau wenden und die gewünsch-
ten Informationen abrufen. 
Ihr Ingenieurbüro scheint gut 
gerüstet zu sein – wird das vom 
Markt honoriert?

Diederich: Qualität ist die 
Grundlage für den Erfolg einer 
Baumaßnahme. Das gilt von der 
Planung über die Ausschreibung 
und Vergabe bis hin zur Ausfüh-
rung. Die Projektbeteiligten bil-
den ein Team, welches für die qua-
lifizierte Lösung gemeinsam an ei-
nem Strang zieht. Hier ist entschei-
dend, dass auch der Auftraggeber 
das gleiche Ziel verfolgt. Wir ge-
ben dem Baupartner die Quali-
tät, die er braucht. Und wenn er 
das nicht selbst erbringen kann, 
stellen wir sie ihm zur Verfügung 
und achten auf der Baustelle dar-
auf, dass die Firmen das entspre-
chend umsetzen. Das wird zuneh-
mend genutzt und auch honoriert. 
Qualität wird bezahlt und wenn 
ein Projektpartner die für die er-
forderliche Qualität benötigte Ver-
gütung bekommt, kann der diese 
auch bereitstellen. 

Aber Qualität fordern muss 
man sich auch leisten können. Ge-
fragt sind deshalb Entscheidungs-
träger, die sowohl das Verständnis 
für eine nachhaltige Bauausfüh-
rung aufbringen als auch über nö-
tigen Spielraum bei der Ausschrei-
bung verfügen. Immerhin tragen 
sie die Verantwortung für einen 
zentralen Bereich der Infrastruk-
tur und tragen dazu bei, diese zu-
kunftssicher zu machen.

Wir verstehen uns weiterhin als 
der verlängerte Arm des Auftrag-
gebers, dessen Anforderungen 
auf der Baustelle umzusetzen sind. 
Das wir in der Lage sind, diese Leis-
tung verantwortungsbewusst und 
auf einem hohen Qualitätsstan-
dard abzuliefern, belegen unter 
anderem die interessanten Projek-
te. Wobei ich an dieser Stelle auch 
einmal die Arbeit der Prüfingeni-
eure auf den Baustellen zur Siche-
rung der Bauqualität und Arbeits-
sicherheit hervorheben möchte.
Eine Win-win-Situation für alle 
Beteiligten?

Diederich: Wir wollen die Qua-
lität nach vorne bringen, deshalb 
gibt es billig bei uns nicht. Zur Fir-
menphilosophie zählt ebenfalls, 
dass wir möglichst über den Tel-
lerrand hinausschauen und mehr 
machen, als nur eine Sanierung 
durchzuführen. Wir suchen nicht 
eine schnelle Lösung, sondern 
setzen uns mit der Frage ausein-
ander, welche Konsequenzen ei-
ne Baumaßnahme hat. Während 
früher punktuell und haltungs-
weise saniert wurde, rückt heu-
te der ganze Leitungsstrang bzw. 
das Netz in den Fokus. Zuerst un-
terhalten wir uns im Rahmen ei-
ner Art „Anamnese“ mit dem Auf-
traggeber über seine Vorstellun-
gen und Pläne, hierfür suchen wir 
dann das optimale Verfahren aus. 
Schließt sich der Projektpartner 
dieser Sichtweise an, ergeben sich 
– so unsere Erfahrung – durchaus 
Vorteile für beide Seiten.
Herr Diederich, vielen Dank für 
das Interview!� r

Frank Diederich. Bild: Güteschutz Kanalbau

forderten Planungsleistungen er-
füllen, gleichzeitig sichert sie die 
Zukunft des Ingenieurbüros. Des-
halb begreifen wir Qualifikation 
und Weiterbildung als entschei-
dende Bausteine und ewiges Ler-
nen ist in der DNA des Büros ver-
ankert. 
Insofern war es konsequent, 
Gütezeichen zu beantragen?

Diederich: Unter den eben ge-
nannten Gesichtspunkten war das 
schlüssig. Seit 2015 führen wir Gü-
tezeichen der Beurteilungsgrup-
pen ABAK und ABS. Damit ver-
fügen wir nicht nur über Bestäti-
gungen und Referenzen, die be-
legen, was wir können, sondern 
über wichtige Instrumente für un-
sere Arbeit. Mit den für die Erlan-
gung des Gütezeichens nötigen 
Belege über entsprechende Tä-
tigkeiten weisen wir die besonde-
ren Erfahrungen der Organisation 
bzw. des eingesetzten Personals 
nach. Die regelmäßige Prüfung, 
welche Prüfingenieur Achim Böh-
ne im Auftrag des Güteausschus-
ses der Gütegemeinschaft Kanal-
bau durchführt, bietet zudem die 
Sicherheit, dass wir alle Anforde-
rungen erfüllen – ein wichtiger As-
pekt, sowohl in der internen Wahr-
nehmung als auch in der Beurtei-
lung durch Auftraggeber. Darüber 
hinaus können wir das umfang-
reiche Weiterbildungsangebot der 
Gütegemeinschaft nutzen und ge-
zielt die Qualifikation unserer Mit-
arbeiter fördern. 
Welche Erfahrungen haben Sie 
bei der Erlangung der Güte-
zeichen gemacht? 

Diederich: Ehrlich gesagt hat 
uns der mögliche Aufwand und 
die zusätzliche Arbeit anfänglich 
etwas abgeschreckt. Aber die 
Fragen, die da gestellt werden, 
sind ja berechtigt. Das Prozedere 
trägt dazu bei, dass man eine ge-
wisse Nachdenklichkeit bei der 
Bearbeitung entwickelt. Das hat 
dazu geführt, dass wir uns inten-
siv mit uns beschäftigt und in-
terne Abläufe analysiert haben. 
In diesem Sinne war die schein-
bar große Anstrengung zur Qua-
lität im ersten Moment aufwän-
dig, aber es hat sich am Ende  
für uns gelohnt. Wir haben ei-
ne Basis geschaffen, die Prozes-
se verschlankt und bei der und  

Kommunen müssen Trinkwasser 
im öffentlichen Raum kostenlos 

bereitstellen
Die Bundesregierung hat beschlossen, dass künftig Trinkwasser 
aus dem Leitungsnetz an möglichst vielen öffentlichen Orten frei 
verfügbar sein muss. Kommunen sollen künftig Trinkwasserbrun-
nen beispielsweise in Parks, Fußgängerzonen und in Einkaufspas-
sagen aufstellen, sofern dies technisch machbar ist und dem loka-
len Bedarf entspricht. Die neue Regelung zielt darauf ab, möglichst 
allen Bürgerinnen und Bürgern öffentlichen Zugang zu qualitativ 
hochwertigem Trinkwasser zu gewähren. Leicht verfügbares Trink-
wasser ist darüber hinaus auch ein wichtiger Baustein kommuna-
ler Hitzeaktionspläne. So können sich die Menschen besser vor 
den gesundheitlichen Auswirkungen von Hitze schützen.

Bundesumweltministerin Stef-
fi Lemke: „Zugang zu Trinkwas-
ser muss für alle Menschen in 
Deutschland so einfach wie mög-
lich sein. Die letzten trockenen 
und heißen Sommer haben uns 
gezeigt: Andauernde Hitzewellen 
sind kein seltenes Ereignis mehr 
in Deutschland. In Zukunft wer-
den Extremwetterereignisse wie 
Hitzewellen und Trockenperio-
den häufiger und intensiver sein. 
Trinkbrunnen mit Leitungswas-
ser gehören zudem zu den Basis-
bausteinen einer guten Hitzevor-
sorge. Wenn Kommunen jetzt ak-
tiv werden, dann leisten sie einen 
wichtigen Beitrag zum Gesund-
heits- und vor allem Hitzeschutz 
von Bürgerinnen und Bürger. Lei-
tungswasser ist ein kontrolliertes 
Lebensmittel, es spart Energie 
und wird am Trinkbrunnen verpa-
ckungsfrei bereitgestellt – so pro-
fitiert auch die Umwelt.“

Der beschlossene Gesetzes- 
entwurf legt fest, dass künftig zur 
öffentlichen Wasserversorgung, 
als einer Aufgabe der Daseins-
vorsorge, auch die Bereitstel-
lung von Leitungswasser durch 
Trinkwasserbrunnen an öffent-
lichen Orten gehört. Städte und 
Gemeinden müssen die neue Re-
gelung mit Inkrafttreten des Ge-
setzes umsetzen. Dabei haben 
sie weitgehende Flexibilität, was 
Lage, Zahl und Art der Trinkwas-
serbrunnen angeht. Trinkwas-
serbrunnen sollten möglichst an 
zentralen, frequentierten und für 
die Allgemeinheit gut erreichba-
ren öffentlichen Orten, wie Plät-

zen, Fußgängerzonen oder Parks, 
aufgestellt werden. Derzeit gibt 
es deutschlandweit etwas mehr 
als 1.300 öffentliche Trinkwasser-
brunnen. In einem ersten Schritt 
sollen Kommunen etwa 1.000 
zusätzliche Trinkwasserbrunnen 
aufstellen.

Öffentliche Trinkbrunnen sind 
überdies eine wirkungsvolle Maß- 
nahme, um Menschen vor ge-
sundheitlichen Auswirkungen von 
Hitze zu schützen. Daher sind 
sie auch Teil der für Kommunen 
empfohlenen Maßnahmen für  
egionale und lokale Hitzeak- 
tionspläne. Ziel ist es, hitzebe-
dingte Erkrankungen und Todes-
fälle durch Prävention zu vermei-
den. Fachleute des Zentrums Kli-
maAnpassung unterstützen zahl-
reiche Städte und Gemeinden bei 
der Ausarbeitung von Konzepten 
zum Hitze- und UV-Schutz. Die 
mögliche Ausgestaltung eines na-
tionalen Hitzeaktionsplans lässt 
das Bundesumweltministerium 
in einem eigenen Forschungsvor-
haben erkunden.

In den meisten Bundesländern 
bestehen bereits landesrechtli-
che Vorschriften, die die öffentli-
che Wasserversorgung als Aufga-
be der Daseinsvorsorge den Kom-
munen zuweisen. Mit der neuen 
Regelung will die Bundesregie-
rung einen wichtigen Beitrag leis-
ten, um Ziel 6 der UN-Ziele für die 
nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
und die damit verbundene Ziel-
vorgabe, den Zugang zu einwand-
freiem Trinkwasser für alle, zu er-
reichen. � r

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Talsperren sind Doppelkönner 
in Zeiten des Klimawandels

Der Bau der Grundsperre am Elltershäuser See steht vor der 
Fertigstellung. Damit sind die umfangreichen Sanierungsar-
beiten zur Ertüchtigung der Talsperre an die Herausforderun-
gen des Klimawandels so weit fortgeschritten, dass mit dem 
schrittweisen Wiedereinstau des Sees begonnen werden kann. 

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte beim 
Start des Wiedereinstaus in Stadtlauringen: „Die Bedeutung 
von Wasserspeichern in Zeiten des Klimawandels ist enorm. Tal-
sperren sind wahre Doppelkönner – sowohl für den Hochwas-
serschutz als auch für die Niedrigwasseraufhöhung. Wir arbei-
ten gemeinsam mit den Kommunen für die Entwicklung unse-
rer bayerischen Gewässer zum Wohl aller Bürger- und Bürgerin-
nen. Der Ellertshäuser See ist für die Region auch ein wichtiges 
Naherholungsgebiet. Umso wichtiger ist es jetzt, dass der See 
wieder befüllt werden kann. Mein Dank gilt allen Beteiligten vor 
Ort für die gute Zusammenarbeit.“ Ziel ist die vollständige Fül-
lung des Sees bis zum Frühjahr 2023. Der Freistaat Bayern stellt 
für die Planungs- und Bauleistungen des Gesamtprojekts rund 5 
Millionen Euro bereit.

Der Ellertshäuser See ist mit 33 Hektar Fläche der größte See 
Unterfrankens und ein wichtiger Wasserspeicher für die Region. 
Der Stausee fördert zum einen den Rückhalt von Wasser in der 
Fläche und trägt somit zur Stabilisierung von Grundwasserbe-
ständen und dem Erhalt von Feuchtbiotopen bei. Zum anderen 
verhindert er in Trockenzeiten ein Versiegen der angeschlosse-
nen Bäche in der Region. Insgesamt steht mit dem See ein Vo-
lumen von rund 1,6 Millionen Kubikmeter und ein Hochwasser-
rückhalteraum von rund 930.000 Kubikmeter zur Verfügung.

Um den Bestand des Sees für die nachfolgenden Generatio-
nen zu sichern und an den Stand der Technik anzupassen, sind 
umfangreiche Sanierungsarbeiten erforderlich. Zur Gewährleis-
tung der Standsicherheit des Hauptdammes wurde aktuell ei-
ne Grundsperre rund 100 Meter vor dem Hauptdamm errich-
tet. Dadurch werden künftige Bau- und Revisionsarbeiten auch 
ohne vollständige Staulegung des Sees ermöglicht. Zudem sind 
insbesondere ein Neubau der Grundablassleitung und der Ein-
laufbauwerke sowie Arbeiten an den Mess- und Kontrollsyste-
men geplant. Um die Auswirkungen auf das Ökosystem im Zu-
ge der aktuellen Sanierungsarbeiten möglichst gering zu hal-
ten, wurde ein Vordamm ertüchtigt. Fisch- und Muschelbestän-
de konnten so während des Abstaus in den Vorsee umgesiedelt 
werden. Zudem wurden sogenannte Ökobuchten abgesperrt, 
damit der Wasserspiegel in den hochwertigen Flachwasser- 
und Verlandungsflächen gehalten werden konnte. Auch wur-
den neue Flachwasserzonen angelegt. Die Sanierungsarbeiten 
des Hauptsees sollen im Sommer 2023 abgeschlossen werden. 
Ziel ist die Fertigstellung des Gesamtprojekts bis zum Jahr 2024.

Weitere Informationen zu den Sanierungsarbeiten sind ver-
fügbar unter der Startseite wwa-ellertshaeusersee.de. � r

Kleinste Wasserfilteranlagen der Welt aus Kirchheim:

Wertvolle Hilfe für Kriegsgebiete
In der Ukraine tobt einer der schlimmsten Kriege der jüngsten 
Zeit. Es fehlt an allem zur elementaren Versorgung – an Nahrung, 
Kleidung und anderen Hilfsgütern. Viele Städte haben inzwischen 
Probleme bei der Strom -und Wasserversorgung. 

Das kriegsgeschüttelte Land 
bei der Aufbereitung von sau-
berem Wasser zu unterstützen, 
das hat sich Drita Schneider aus 
Kirchheim im bayerisch-schwäbi-
schen Landkreis Unterallgäu zur 
Aufgabe gemacht. „Wir können 
davon ausgehen, dass schwere 
Erkrankungen die Ukraine heim-
suchen werden. Sauberes Was-
ser tut not”, erzählt sie.

Ursprünglich entwickelte die 
Unternehmerin ein mobiles Sys-
tem zur Wasseraufbereitung, ei-
ne Art „Wasserkoffer“, für den 
Einsatz in Afrika und anderen 
Krisen- und Katastrophenge-
bieten. Das ist mittlerweile fünf 
Jahre her. Die erste Versorgung 
mit den UJETA-Wasserfiltern 
fand in Haiti statt. 

Unterstützt werden auch Pro-
jekte in Ghana, die Schneider 
zum Teil selbst begleitete. „Hil-
fe zur Selbsthilfe“, lautet die De-
vise. „Sauberes Trinkwasser ist 
eine der wichtigsten Ressour-
cen in der Zukunft“, ist sich die 
Schwäbin sicher. Im Verlauf des 
Ukrainekrieges kamen Hilfsor-
ganisationen und Non-Govern-
ment-Organisations (NGOs) auf 
Schneider und ihr Team zu. Ers-
te Wasserfilter gingen an die Uk-
raine. Hilfskonvoi München, da-
nach folgte die Hilfsorganisation 
„Help Ukraine“ München. Inten-
siv arbeitet Schneider mit „Di-
saster Aid Europe“ zusammen. 
Die Helferinnen und Helfer fah-
ren Hilfsgüter an die ukrainische 
Grenze und darüber hinaus und 
übergeben diese dort an die an-
sässigen Organisationen. Seit 
März wurden mehr als 230 UJE-
TA Care-Wasserfilter in die Uk-
raine transportiert. Mit einem 

Set können bis zu 30.000 Liter 
Wasser gefiltert werden. Die 
Aufbereitung erfolgt per Hand-
pumpe, ist also von Strom un-
abhängig. Entfernt werden Kei-
me und Bakterien, Pestizide und 
Medikamentenrückstände und 
andere Schmutzpartikel. 

„In der momentanen Situa-
tion in der Ukraine ist uns be-
wusst geworden, dass die Ver-
sorgung der Menschen mit fri-
schem Wasser eines der grund-
legenden Hilfsgüter ist, da die 
Infrastruktur kriegsbedingt häu-
fig ausfällt. Mit dem mobilen 
Wasseraufbereitungssystem ha-
ben wir die Lösung gefunden, 
die die Menschen vor Ort so 
dringend benötigen“, erläutert 
Stuart Amesbury. Er und seine 
Frau sind die Gründer von „Di-
saster Aid Europe“. Sie stammen 
vom Rotary Club Prag Internati-
onal und arbeiten mit vielen 
Clubs in Österreich, Polen, Aus-
tralien, Kanada und England zu-
sammen. Mit den Spenden die-
ser Clubs organisiert Stuart die 
benötigten Hilfsgüter und lie-
fert diese direkt an die Ukraine.  
Er sagt: „Die Hilfsgüter werden 
individuell zusammengestellt. 
Oberste Priorität hat defini-
tiv die Trinkwasserversorgung.“ 
Schneiders UJETA-Wasserfil-
ter wurden auf diesem Weg an 
Städte wie Kiew, Charkiw, My-
kolajiw (Nikolaev), Zaporizhzh-
ia (Saporischschja) und Polta-
wa sowie an andere Gemeinden 
im Osten und Süden der Ukrai-
ne transportiert. Dort leisten sie 
seitdem einen wertvollen Bei-
trag zur Versorgung der Men-
schen mit dem allernötigsten – 
eben mit sauberem Wasser. � r

http://wwa-ellertshaeusersee.de
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Elf Auszeichnungen für von der Energienetze Bayern GmbH betriebsgeführten kommunalen Was-
serversorgungsunternehmen (W 1000 Urkunde): Gemeindewerke Haar, Stadtwerke Mühldorf, Ge-
meinde Emmering, Markt Schierling, Gemeinde Aying, Gemeinde Ettal, Gemeinde Reichersbeuern, 
Stadt Neumarkt St. Veit, Gemeinde Ampfing, Gemeinde Brunnthal, Wasserversorgungsverband 
Helfendorf. Das Bild zeigt die Übergabe der TSM-Zertifikate (W 1000 Urkunde) an Vertreter der 
kommunalen Wasserversorger und Energienetze Bayern GmbH.	 Bild: ESB GmbH

Zertifizierte Wasserversorgung 
in Südbayern

DVGW verleiht elf TSM-Siegel an Energie Südbayern und Energienetze Bayern 

Elf Gemeinden und Stadtwerke vertrauen bei ihrer Wasserbetriebs-
führung bereits auf die Energienetze Bayern GmbH (ENB). Eine gute 
Entscheidung: Im März hat der Deutsche Verein des Gas- und Was-
serfaches (DVGW) das Technische Sicherheitsmanagement (TSM) 
der kommunalen Wasserversorgungen in einem umfangreichen Zer-
tifizierungsprozess geprüft. Der DVGW kam dabei zu dem Ergebnis, 
dass die ENB alle Kriterien hinsichtlich Qualifikation der Mitarbeiter, 
Anlagensicherheit, Organisation interner Abläufe sowie Störungsbe-
hebung und Kundenservice erfüllt. 

Im Juli übergab Robert Sche-
rer, zuständiger Prüfer und Ge-
schäftsführer der Landesgruppe 
Bayern des DVWG, die TSM Zerti-
fikate in Aying an Vertreter der elf 
kommunalen Wasserversorger. 
Die Urkunden bescheinigen den 
Gemeinden die verlässliche Ver-
sorgung ihrer Bürgerinnen und 
Bürger mit einwandfreiem Was-
ser. Scherer hebt insbesondere 
die Partnerschaft zwischen den 
Wasserversorgungsunternehmen 
und der ESB / ENB hervor: „Alles 
steht und fällt mit den richtigen 

Fachleuten. Ein guter Grund, mit 
zertifizierten Dienstleistern zu-
sammenzuarbeiten, denn insbe-
sondere kleine Gemeinden und 
Wasserversorger haben oft nicht 
die personellen Kapazitäten, um 
z. B. einen Bereitschaftsdienst 
rund um die Uhr zu gewährleis-
ten. Deshalb freut es mich ganz 
besonders, heute gleich elf Ur-
kunden zu überreichen.“ 

Als erfahrene Dienstleister vor 
Ort stehen die ESB und ENB für 
zuverlässige Infrastruktur und gu-
ten Service. Seit 1995 bieten sie 

Wasserforum Niederbayern in Ergolding:

Wasserzukunft Bayern 
neu denken

Der Klimawandel mit seinen zum Teil dramatischen Auswirkun-
gen ist immer stärker zu spüren: Waldbrände, die Städte heizen 
sich im Sommer zunehmend auf, Felder trocknen aus, manch-
erorts muss Trinkwasser gespart werden, die Grundwasserstän-
de sinken. Es ist höchste Zeit, gegenzusteuern und die Wasserzu-
kunft Bayerns neu zu denken. Welche konkreten Aufgaben stehen 
auf der Agenda? Wie kann die „Wasserzukunft Bayern 2050“ ge-
staltet werden? Diese und weitere relevante Themen zur Vorsor-
ge und Anpassung erörterten Expertinnen und Experten beim  
3. Wasserforum Niederbayern in Ergolding, an dem 120 Vertreter 
von Kommunen, Verbänden und Wasserversorgern teilnahmen.

Laut Regierungspräsident Rai-
ner Haselbeck braucht es ein 
Umdenken hin zu mehr Nach-
haltigkeit und einen bewusste-
ren Umgang mit der wertvollen 
Ressource Wasser. Hier dürfe es 
nicht zu Verteilkämpfen kom-
men. „Wir müssen jetzt gegen-
steuern. Das sind wir auch den 
zukünftigen Generationen schul-
dig“, ermutigte Haselbeck die 
Forumsteilnehmer, nicht nach-
zulassen in ihren Bemühungen, 
Wasser und Grundwasser zu 
schützen. Denn die Folgen des 
Klimawandels haben Bayern be-
reits erreicht. Seit 1951 ist ein 
Temperaturanstieg von 1,9 Grad 
zu verzeichnen.

Herausforderung:  
Struktur schaffen

Wie Bayerns Umweltminis-
ter Thorsten Glauber in sei-
ner Videobotschaft darleg-
te, stehe man nun vor der rie-
sigen Herausforderung, Struk-
tur zu schaffen. Deswegen habe 
die Staatsregierung das Projekt 
„Wasserzukunft Bayern 2050“ 
ins Leben gerufen. Um die Wi-
derstandsfähigkeit der Gewäs-
ser gegenüber Trockenheit und 
Niedrigwasser zu stabilisieren 
und um gleichzeitig die Gewäs-
serökologie zu verbessern, sei-
en umfangreiche Maßnahmen 
wie Renaturierungen, Auenent-

wicklung und Verbesserung der 
Durchgängigkeit vorgesehen. 
Weitere Säulen des Programms 
sind der Hochwasserschutz und 
die Stärkung der Sozialfunktion 
von Gewässern.

Donau-Silphie-Verfahren

Fachvorträge von Prof. Dr.-
Ing. Jörg E. Drewes (TU Mün-
chen), Prof. Dr. Martin G. Gram-
bow (Bayerisches Staatsministe-
rium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz), sowie Experten des 
Technologie- und Förderzen-
trums Straubing, des Energie-
parks Hahnennest (Ostrach) und 
der Regierung von Niederbayern 
gaben wertvolle Einblicke in das 
Thema Wasserschutz. Unter an-
derem wurden die Chancen auf-
gezeigt, die sich durch den An-
bau der „Durchwachsenen Sil-
phie“ bieten.

Seit ein paar Jahren setzen  
Biogasanlagen-Betreiber auf  
das „Donau-Silphie-Verfahren“: 
Hier werden im ersten Jahr Sil-
phie und Mais gemeinsam aus-
gesät. Die Silphie-Untersaat 
entwickelt sich in der Folge im 
Schatten der Maispflanze und 
startet nach deren Drusch im 
zweiten Jahr durch, da sie be-
reits bei niedrigeren Tempera-
turen mit dem Wachstum be-
ginnt. Auch das Unkraut-Prob-
lem wird durch das „Donau-Sil-
phie-Verfahren“ gelöst: Sät man 
beide Kulturen gemeinsam aus, 
wächst die Silphie sozusagen im 
Schatten der Maispflanze ge-
schützt heran. 

Zwar liegt der Ertrag des Silo-
maises nur bei etwa 75 Prozent 
des reinen Maises, doch über-
wiegen die Vorteile dieses Ver-
fahrens wie etwa eine lange Bo-
denruhe, eine nahezu ganzjähri-
ge Bodenbedeckung, kaum Ein-
satz von Pflanzenschutzmitteln 
sowie der Gewässerschutz bei 
weitem die Nachteile. Darüber 
hinaus sorgt die Silphie nach Ex-
pertenmeinung durch ihre inten-
sive Durchwurzelung in der Ober-
fläche für einen nachhaltigen 
Erosionsschutz. Die Zahlen spre-
chen für sich: In Bayern nahm der 
Silphieanbau seit 2015 (65 Hekt-
ar) bis 2021 (2169 Hektar) deut-
lich zu. � DK

V.l.: Sebastian Parzefall (TFZ Straubing), Prof. Dr. Jörg Drewes 
(TU München), Ralf Brodmann (Energiepark Hahnennest),  
Regierungspräsident Rainer Haselbeck, Prof. Dr. Martin Grambow 
(StMUV), Reimund Neumaier, Sachgebiet Wasserwirtschaft der Re-
gierung. � Bild: Winfried Adam, Regierung von Niederbayern

die technische Wasserbetriebs-
führung an. Die kommunalen 
Wasserversorger profitieren von 
dem Gesamtpaket aus Sicher-
heit, technischem und kaufmän-
nischem Know-How sowie einem 
effizienten Bereitschaftsdienst. 
Das Wassernetz wird dabei nicht 
auf ESB und ENB übertragen, 
sondern bleibt Eigentum der Ge-
meinden und Stadtwerke. Dem-
entsprechend bestimmten die 
Wasserversorger auch weiterhin 
nachhaltig den Wasserpreis. „Un-
ser Motto ist: Synergien nutzen – 
Kosten senken – Betriebssicher-
heit gewährleisten“, sagt Anton 
Erb, Geschäftsführer bei der ENB. 
„Eine sichere Wasserversorgung 
ist von grundlegender Bedeutung 
für die Bürgerinnen und Bürger. 
Und das spornt uns an. Die er-
neute TSM-Zertifizierung bestä-
tigt unsere Arbeit und unsere ho-
hen Qualitätsansprüche. � r

DWSV fordert leistungsfähige 
Wasserstraßen-Infrastruktur

Die DWSV-Mitgliederversammlung in Straubing stand ganz im 
Zeichen der Ertüchtigung der Wasserstraßen-Infrastruktur, be-
sonders des Donauausbaus. Die extreme Niedrigwasserlage der 
vergangenen Monate hat die Systemrelevanz des Verkehrsträgers 
Wasserstraße erneut dramatisch vor Augen geführt. 

Dr. Michael Fraas, Vorsitzen-
der des DWSV, betont die Bedeu-
tung der Wasserstraße: „Die Was-
serstraße ist systemrelevant. Für 
alle, die sich in Deutschland und 
Europa für die Binnenschifffahrt 
und die Wasserstraßeninfrastruk-
tur einsetzen ist diese Erkennt-
nis nicht neu. In der Öffentlichkeit 
muss sich diese Einschätzung erst 
mühsam durchsetzen. Schon die 
Corona-Pandemie hat gezeigt, wie 
anfällig die globalen Lieferketten 
sind. Chinas Zero-Covid-Strategie 
sorgt noch immer für erhebliche 
Störungen und Verspätungen in 
der Schifffahrt und den Container-
verkehren. Und für die Zukunft ist 
wichtig: Die Wasserstraße ist der 
ökologischste Verkehrsträger.“

Der Angriffskrieg Russlands ge-
gen die Ukraine hat die Abhän-
gigkeit von russischem Öl und Gas 
dramatisch vor Augen geführt, 
ebenso die Abhängigkeit von 
25 Mio. Tonnen Getreidetrans-
porten aus der Ukraine. Um die 
Energiekrise abzumildern, wur-
den Kohle- und Gütertransporte 
auf der Schiene priorisiert. Auch 
bei den Getreidetransporten wa-
ren Binnenschiff und Bahn so ge-
fragt, dass verfügbarer Laderaum 
bei Binnenschiffen und Bahnwag-
gons extrem knapp wurde und die 
Frachtraten sich enorm verteuer-
ten. Die sehr angespannte Nied-
rigwasserlage im August – vor al-
lem an Donau und Rhein – ver-
schärfte die Situation zusätzlich 
und führte dazu, dass Binnenschif-

fe nur noch mit rund einem Drit-
tel der sonst üblichen Tonnage be-
laden werden konnten, was ver-
fügbaren Schiffsraum weiter ver-
knappte.

Freie Kapazitäten

„Der DWSV e.V. engagiert sich 
nachdrücklich für erforderliche 
wasserbauliche Maßnahmen, um 
auf künftige Niedrigwasserphasen 
ohne erhebliche Umwelteingriffe 
besser reagieren zu können. Die 
europäischen Klimaziele im Rah-
men des ‚Green Deal‘ sind ohne 
die Wasserstraße nicht zu errei-
chen. Zudem verfügt die Wasser-
straße über freie Kapazitäten, um 
den Verkehrsträger Straße zu ent-
lasten und die Versorgung der In-
dustrie sowie der Bevölkerung si-
cher zu stellen. Wasserstraße und 
Binnenschifffahrt brauchen ver-
besserte politische Rahmenbedin-
gungen, damit Logistikdienstleis-
tungen wettbewerbsneutral er- 
bracht werden können und der 
Wirtschaftsstandort Deutschland 
gesichert werden kann. 

Eine Erhöhung der finanziellen 
und personellen Ressourcen, so-
wie eine Beschleunigung der Pla-
nungsverfahren bei Infrastruktur-
projekten sind dabei unerlässlich. 
Den Worten der Bundesregierung 
müssen endlich Taten folgen. Ei-
ne Senkung des Wasserstraßene-
tats um rund 360 Mio. Euro ab An-
fang 2023 ist absolut kontrapro-
duktiv. So wird der Flussausbau 

verlangsamt, weil Ausschreibun-
gen für mehrjährige Projekte nicht 
mehr erfolgen können“, stellte 
Fraas fest.

In Zukunft ist ein Ausbau der be-
stehenden Infrastruktur auf ho-
hem Niveau nötig, um die bis 2050 
prognostizierte Verdopplung des 
Güterverkehrs zu bewältigen und 
eine Gleichbehandlung der Was-
serstraße mit anderen Verkehrs- 
trägern zu erreichen. Ein Binnen-
schiff ersetzt bei normaler Lade-
kapazität 150 LKW und trägt so 
erheblich zur Entlastung des Ver-
kehrsträgers Straße bei. Bei der 
Ökoeffizienz liegt das Binnenschiff 
deutlich vor LKW und Bahn: Auf ei-
nem Streckenkilometer transpor-
tiert der LKW 5.600 Tonnen, die 
Bahn ca. 11.000 Tonnen – das Bin-

nenschiff liegt mit ca. 38.000 Ton-
nen mit Abstand an der Spitze. Da-
bei sollen sich die Verkehrsträger 
nicht kannibalisieren, sondern ge-
mäß Ihrer Systemvorteile einge-
setzt werden.

Neuwahlen

Im Rahmen der DWSV-Mitglie-
derversammlung fanden auch die 
turnusgemäßen Neuwahlen von 
Vorstand und Beirat für die Amts-
periode 1.1.2023 bis 31.12.2025 
statt. Im Amt bestätigt wurden Dr. 
Michael Fraas als Vorstandsvorsit-
zender (Wirtschafts- und Wissen-
schaftsreferent der Stadt Nürn-
berg) und als stellvertretender Vor-
sitzender Thomas Schmid (Haupt-
geschäftsführer des Bayerischen 
Bauindustrieverbandes in Mün-
chen. Klaus Jaschke (Ressortleiter 
Beratung & Service der IHK Nieder-
bayern in Passau) übernimmt die 
Funktion des zweiten stellver-
tretenden Vorsitzenden.� r

Südlich von Augsburg:

Testbetrieb mit Wasserstoffzug 
unter Dach und Fach

Voraussichtlich Mitte 2023 im Testbetrieb, spätestens im Januar 2024 
im Fahrgastbetrieb, wird der erste Wasserstoffzug in Bayern fahren. 
Ein Prototyp des Siemens Mireo Plus H wird 30 Monate lang auf den 
Strecken Augsburg – Weilheim – Peißenberg, Augsburg – Kaufering 
und Augsburg – Kaufbeuren – Füssen eingesetzt und übernimmt da-
bei einzelne Fahrten im regulären Fahrgastbetrieb der Bayerischen 
Regiobahn (BRB). Eine entsprechende Vereinbarung haben die Baye-
rische Eisenbahngesellschaft (BEG) und die BRB unterzeichnet. 

„Ich freue mich, dass der Test-
betrieb nun unter Dach und Fach 
ist. Das wird ein Mobilitäts-Aus-
hängeschild für den Freistaat 
und ist ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zu klimaneutralen An-
triebstechniken im bayerischen 
Regionalverkehr“, sagt Bayerns 
Verkehrsminister und BEG-Auf-
sichtsratsvorsitzender Christian 

Bernreiter. Der Minister hatte 
vor zwei Wochen auf der welt-
weit größten Bahntechnikmes-
se Innotrans in Berlin den Pro-
totyp des Siemens-Wasserstoff-
zugs erstmals selbst besichtigt. 

Wasserstoffzüge gewinnen 
Strom mit Hilfe von Brennstoff-
zellen und stoßen dabei ledig-
lich Wasserdampf aus. Sie gel-
ten als möglicher Ersatz für Die-
selzüge, die derzeit noch zahl-
reich auf nicht elektrifizierten 
Strecken im Einsatz sind.� r

http://kanalbau.com/de/
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Landrat des Landkrei-
ses Donau-Ries. Unser Land-
kreis hat knapp 137.000 Ein-
wohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit 1. Mai 2002 Land-
rat und in dieser Funktion 
hauptamtlich tätig.
Welchem Beruf sind Sie  
vor Amtsantritt nachgegan-
gen bzw. üben Sie diesen nach 
wie vor aus?

Vom 1. Mai 1996 bis 30.  
April 2002 war ich hauptamt-

neue Perspektiven eröffnet. Die 
Errichtung eines Besucherzen- 
trums ist meiner Meinung nach 
ein wichtiger Baustein in die-
sem Gesamtkonstrukt. Ein brei-
tes Feld wird auch die Umset-
zung der in unserem Landkreis 
bereits beschlossenen Nachhal-
tigkeitsstrategie einnehmen, 
die sich beispielsweise auf die 
Bereiche Energie, Umwelt, Di-
gitalisierung oder Mobilität er-
streckt. Zudem dürfen wir nach 
wie vor nicht in unseren Bemü-
hungen nachlassen, das The-
ma Fachkräftegewinnung vor-
anzutreiben, wozu auch gehört, 
dass wir uns weiterhin inten-

Stefan Rößle
Landrat im Landkreis Donau-Ries  

und Landesvorsitzender der KPV Bayern

licher Bürgermeister der Gemeinde Oberndorf 
a.Lech. Zuvor war ich in meinem Beruf als Polizei-
beamter bei der Kripo tätig.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Die Idee entstand sehr kurzfristig, als ganz un-
erwartet der frühere Bürgermeister meiner Hei-
matgemeinde schwer erkrankte und nicht wei-
termachen konnte. Bei der Polizei wusste ich da-
mals nicht, wo mich meine berufliche Zukunft 
noch hinführt. Als Bürgermeister konnte ich aber 
direkt für meine Heimatgemeinde wirken.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich habe zwei Monate frei genommen und bin 
täglich mit meinem Amtsvorgänger unterwegs 
gewesen, der mir alles zeigte. Zudem habe ich ei-
nige Seminare bei der Hanns-Seidel-Stiftung und 
beim Bürgermeisterkolleg besucht. 
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Im Jahr 2002 legte ich meinen Fokus auf die 
Förderung der Wirtschaft, die Themen Familie, 
Jugend und Schule wie auch auf das Zusammen-
wachsen unseres Landkreises. Mein besonderes 
Augenmerk richtete ich dabei auf eine fortschritt-
liche und bürgernahe Verwaltung, da eine effek-
tive Arbeit nur von einer modernen und funktio-
nierenden Behörde geleistet werden kann.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Themenpalette ist äußerst umfangreich. 
Einzelne Themen nach ihrer Wichtigkeit in der 
Kürze zu nennen, ist gar nicht so einfach. Natür-
lich stehen auch in unserem Landkreis die überall 
gegebenen Herausforderungen durch den Krieg 
in der Ukraine und die Corona-Pandemie mit an 
oberster Stelle. Trotzdem beschäftige ich mich 
genauso intensiv mit Themen wie Schule und Bil-
dung, wo wir sehr hohe Investitionen in alle unse-
re Landkreisschulen tätigen. Der gleichen Bedeu-
tung kommen aber von meiner Seite auch dem 
Ausbau eines flexiblen Angebots im öffentlichen 
Nahverkehr, der Gesundheitsversorgung, dem 
Ausbau erneuerbarer Energien, dem Naturschutz 
und der Förderung des Ehrenamtes zu. Zudem ar-
beite ich momentan auch weiterhin an der Wei-
terentwicklung der Initiative „1.000 Schulen für 
unsere Welt“ – mit diesem Projekt nehmen wir 
mittlerweile deutschlandweit eine Vorreiter- 
rolle innerhalb der kommunalen Entwicklungs-
politik ein. 
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

In der Zukunft sehe ich die drei Themen- 
blöcke Investitionen/Innovationen, Jugend/ 
Familie/Senioren/Gesundheit und Nachhaltig- 
keit im Vordergrund. Wobei natürlich jeder 
Block an sich eine Vielzahl von Einzelaufga-
ben und Anforderungen beinhaltet. Als we-
nige Beispiele möchte ich auf die kürzlich er-
folgte Anerkennung unseres Geoparks Ries als  
UNESCO Global Geopark verweisen, was völlig 

sivst darum bemühen, junge Mediziner für unse-
ren Landkreis zu gewinnen. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Unterschätzt die Aufgabenfülle und Vielfalt 
der Themen nicht, auch nicht die hohen Anfor-
derungen an das Amt. Lernt die Freiheit und 
die Möglichkeiten zu schätzen, mit eigenen  
Ideen und Strategien Themen maßgeblich mit 
weiter zu entwickeln und vor allem: lernt, die 
Menschen zu mögen (die Bandbreite ist aber 
sehr, sehr groß).
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich habe immer ein offenes Ohr für die Anlie-
gen unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Landratsamtes. In wöchentlichen Gesprä-
chen mit meinen Abteilungsleiterinnen und Ab-
teilungsleitern sowie regelmäßigen Runden mit 
allen Führungskräften im Hause bespreche ich 
alle wichtigen Themen. Die Einbindung der Bür-
gerinnen und Bürger erfolgt in unterschiedlichen 
Formen. So informieren wir über meine Arbeit 
und die Arbeit unseres Hauses anhand zahlrei-
cher Veröffentlichungen über alle Medien. Wer-
den Bürgeranliegen an mich herangetragen, ist 
mir die persönliche Kontaktaufnahme wichtig. 
Bei Themen von allgemeinem hohen Interesse, 
wie zuletzt beispielsweise die Corona-Pandemie 
oder der Krieg in der Ukraine, biete ich den Bür-
gerinnen und Bürgern Informationsveranstaltun-
gen an. 
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird all unsere Lebensberei-
che betreffen, sie wird verstärkt im Gesundheits-
wesen, im öffentlichen Personennahverkehr, ja 
letztendlich in allen Bereichen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge eine Rolle spielen. Wir wol-
len hier in unserem Landkreis daher Zeichen set-
zen und mit der Digitalisierungsbeauftragten am 
Landratsamt Donau-Ries dieses wichtige Aufga-
benfeld landkreisweit koordinieren. Dabei gilt es 
auch, die Menschen mitzunehmen und die Sor-
gen der Menschen ernst zu nehmen. Schließlich 
soll die Digitalisierung unser Leben ja erleichtern. 
Der Kreistag des Landkreises Donau-Ries hat da-
her bereits im Dezember 2020 ein Digitalisie-
rungskonzept mit fünf Handlungsfeldern verab-
schiedet: Verwaltung und Mobilität, Infrastruk-
turausbau, Digitale Teilhabe, Digitale Bildung, 
Tourismus. Auf dieser Grundlage werden wir die 
Digitalisierung in unserem Landkreis Schritt für 
Schritt voranbringen. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Ehrlich währt am längsten.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Da noch einige Jahre Amtszeit vor mir liegen, 
habe ich mir hierüber noch keine großen Gedan-
ken gemacht. Ich denke, dass mir wichtig wä-
re, als Landrat gesehen zu werden, der nach zu-
kunftsweisenden Lösungen suchte, dabei seine 
Ermessensspielräume nutzte, aber immer auf die 
Rechtmäßigkeit seiner Entscheidungen achtete 
und sich stets von Populismus distanzierte. � r
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Alle Preisträger mit Regierungspräsident Dr. Eugen Ehmann (3.v.l.).	 Bild: Regierung von Unterfranken

Verleihung des unterfränkischen Integrationspreises:

Willkommenskultur  
par excellence

Nachhaltige, erfolgreiche und insbesondere ehrenamtliche Akti-
vitäten, die in vorbildlicher Weise die Integration der Mitbürgerin-
nen und Mitbürger mit Migrationshintergrund in Unterfranken un-
terstützen, wurden von Regierungspräsident Dr. Eugen Ehmann in 
Würzburg mit dem Integrationspreis 2022 ausgezeichnet. Ausge-
wählt wurden drei Hauptpreisträger, zusätzlich wurde ein Sonder-
preis verliehen.

Mit dem 1. Preis (2.500 Euro) 
geehrt wurde die Gesellschaft 
der Freunde Lions Bad Königsho-
fen e.V. Der Lions-Club Bad Kö-
nigshofen finanziert und führt 
seit 15 Jahren Sprachkurse für 
Spätaussiedler und Migranten 
durch, für die es keine staatli-
che Förderung gibt. Es werden 
praxisbezogene Lerninhalte mit 
dem Schwerpunktthema Ge-
sundheit vermittelt. Zudem wer-
den Migranten zu Fachärzten, 
Kliniken und Behörden beglei-
tet, ihnen wird der Aufbau des 
Gesundheitssystems näherge-
bracht und die Kommunikation 
bei Erkrankungen erleichtert so-
wie Covid-19 Aufklärung geleis-
tet.

Zudem hat der Lions-Club Bad 
Königshofen die Aktion „Kultur-
gut kochen“ ins Leben gerufen. 
Bei diesen Zusammenkünften 
stellen sieben bis acht Teilneh-

mer verschiedener Nationen ihre 
Rezepte vor. Es wird gemeinsam 
gekocht und es entstehen neue 
Netzwerke und Freundschaften. 
Der Lions-Club organisiert den 
Ablauf und finanziert die benö-
tigten Lebensmittel.

Integration von Familien

Über den 2. Preis (1.500 Eu-
ro) freute sich der Verein Offe-
ne Soziale Dienste des Diakoni-
schen Werkes Schweinfurt. Seit 
fünf Jahren engagieren sich bei 
dem Projekt „Gochsheim: Im-
mer ein Plan B für die Integrati-
on von Familien“ 20 Ehrenamtli-
che im Alter von 14 bis 70 Jahren 
im Leseclub, im Begegnungscafe, 
bei ELTERNTALK, in der Hausauf-
gabenhilfe oder als Familienpa-
ten. Darüber hinaus wird für die 
geflüchteten Menschen aus der 
Ukraine eine Willkommenskultur 

gepflegt. Die Ehrenamtlichen sor-
gen mit ihrem Einsatz dafür, dass 
Familien mit Kindern eine Chan-
ce bekommen mitzuhalten, teil-
zuhaben und nicht abgehängt zu 
werden. Das Motto ist: Immer ein 
Plan B für Familien: Begleitung, 
Beratung, Bildung, Begegnung – 
auch digital.

Hilfe in Krisenzeiten

In Krisenzeiten finden dabei et-
wa Gespräche über das Küchen-
fenster statt sowie online Haus-
aufgabenhilfe, das Bilderbuch-
kino und die Gute-Nacht-Ge-
schichte. Die Kinder werden auf 
den Spielplatz begleitet und das 
Täschchen mit den Bastelsachen 
wird an den Gartenzaun gehängt. 
Auf dem YouTube-Chanel gibt es 
die Elterntalk-Info „Mein Kind 
und das Handy“. Für Erziehungs-
fragen wurde auch eine Whats-
App-Gruppe eingerichtet. Zu-
dem wurden neue Sprechstun-
den und mehrsprachige Materi-
alien für Sprachkurse organisiert. 
Das Projekt wird von der Diako-
nie Schweinfurt organisiert und 
von der Kirche und Gemeinde un-
terstützt. Die Förderung erfolgt 
durch einen Fördermix, so unter-
stützen das Projekt unter ande-
rem das Amt für Jugend und Fa-
milie im Landkreis Schweinfurt, 
die Aktion Jugendschutz Mün-
chen, die Stiftung Lesen und die 
Gemeinde Gochsheim.

Landsleuten einen  
besseren Start ermöglichen

Den 3. Preis (1.000 Euro) er-
hielt die Stadt Kitzingen/WirKT. 
Bei dem Projekt werden Men-
schen mit Migrationshintergrund 
eingesetzt, um ihren Landsleuten 
einen besseren Start zu ermögli-
chen. Eingesetzt werden die Eh-
renamtlichen vor allem bei Über-
setzungstätigkeiten und Behör-
dengängen. Das Projekt soll in 
Zukunft um einen Umzugshel-
ferservice erweitert werden. Die 
Übersetzertätigkeiten erfolgen 
etwa bei Schulen, Kindergärten, 
Behörden, Ärzten, Schwangeren-
beratungen etc. Die Gewinnung 
der Ehrenamtlichen, die Schulun-
gen und die Vermittlung der Ein-
sätze erfolgen über WirKT.

WirKT ist eine Anlaufstelle für 
Ehrenamtliche der Stadt Kitzin-
gen und wird durch die Stadt Kit-
zingen finanziert. Träger ist der 
AWO Bezirksverband Unterfran-
ken. Derzeit wird das Projekt von 
46 Ehrenamtlichen unterschied-
lichster Altersgruppen sowie un-
terschiedlicher Herkunftsländer, 
etwa Syrien, Afghanistan, Ukrai-
ne, Russland, Türkei und Bulgari-
en unterstützt.

Über die Jahre ist das Projekt 
stetig gewachsen und hat sehr 
gutes Feedback von den ver-
schiedenen Institutionen erhal-
ten, die oftmals ohne die ehren-
amtlichen Übersetzer vor einer 
großen Sprachbarriere stehen 
würden. Die Ehrenamtlichen pro-
fitieren selbst sehr stark von dem 
Projekt, da sie, wie sie selbst sa-
gen, wieder etwas Hilfe, die sie 
selbst am Anfang erfahren ha-
ben, zurückgeben können und 
sich ihre Deutschkenntnisse über 

die Jahre stetig verbessert ha-
ben. Das Projekt finanziert sich 
ausschließlich über Spenden. Zu-
dem stellt die Integrationsbeauf-
trage der Stadt Kitzingen jedes 
Jahr aus ihrem Budget eine klei-
ne Summe für das Projekt zur 
Verfügung, mit der z.B. ein Dan-
keschönfest organisiert werden 
kann.

Beratung von Geflüchteten

Der Sonderpreis (1.000 Euro) 
ging schließlich an Mrija – Ver-
ein zur Unterstützung der Uk-
raine e.V. Mrija versteht sich als 
Unterstützungsorganisation der 
ortsansässigen, ukrainisch stäm-
migen Gemeinschaft, die als Re-
aktion auf den russischen An-
griffskrieg gegründet wurde. Nie-

derschwellig werden Informati-
onen, Beratung und Begleitung 
angeboten. Wichtige Themen 
sind Sprachvermittlung, Unter-
stützung bei der Arbeitssuche, 
die Kinderbetreuung, Aufbau von 
Selbsthilfegruppen, Pflege der 
ukrainischen Kultur sowie Begeg-
nungsmöglichkeiten mit Einhei-
mischen.

Der Verein informiert und be-
rät Geflüchtete zu allen Fragen 
und Problemen, die bei der An-
kunft in Würzburg auftreten, ins-
besondere in Notunterkünften, 
aber auch Menschen, die privat 
untergekommen sind oder on-
line über ihre digitalen Kanäle. Es 
werden Dolmetscherdienste an-
geboten und Geflüchtete zu Arzt- 
und Behördengängen begleitet. 
Zudem werden Infoveranstal-

tungen zu Antragstellungen beim 
Jobcenter, Sozialamt, der Auslän-
derbehörde etc. durchgeführt, 
Sprachkurse organisiert und bei 
der Suche und Vermittlung von 
Wohnraum unterstützt. Auch 
werden eine Mutter-Kind-Be-
treuung und Freizeitangebote an-
geboten.

Etabliert wurde ein trauma-
sensibles Betreuungsangebot für 
Kinder. In Zukunft wird die Un-
terstützung ausgebaut werden 
und eine zentrale Beratungsstel-
le organisiert. Derzeit arbeiten 
15 Ehrenamtliche zwischen 21 
und 60 Jahren, ukrainischer und 
deutscher Herkunft, in dem Pro-
jekt mit. Die Finanzierung erfolgt 
über Spenden, zudem hat die 
Stadt Würzburg eine Förderung 
zugesagt. � DK

Landkreis München:

Unterstützung in 
schwierigen Zeiten
Preissteigerungen bringen Bürger in Bedrängnis –  

Landkreis will helfen 
Beratungsstellen im Landkreis, wie die Schuldner- oder Sozialbe-
ratung, haben in diesen Wochen großen Zulauf. Die Furcht, insbe-
sondere durch die immer weiter steigenden Preise für Energie in 
eine finanzielle Notlage zu geraten, ist weit verbreitet. Der Sozial-
ausschuss hat sich in seiner Sitzung Anfang Oktober mit der Frage 
beschäftigt, wie man den Bürgerinnen und Bürgern in dieser Situ-
ation am besten unter die Arme greifen könnte.

Schon seit einigen Jahren stei-
gen die Preise für Heizung und 
Energie. Sowohl der Ukraine-
krieg als auch die wirtschaftli-
chen Folgen der Coronapande-
mie haben diese Entwicklung 
noch einmal deutlich verschärft. 
Verstärkt durch die Inflation, 
geraten immer mehr Perso-
nen unverschuldet in finanzielle 
Schwierigkeiten.

„Nicht wenige Menschen 
müssen befürchten, obwohl 
sie Arbeit haben und vielleicht 
sogar über Immobilieneigen-
tum verfügen, in existentiel-
le Schwierigkeiten zu kommen. 
Sich Unterstützung zu holen, 
ist dabei für viele ein schwerer, 
oft kaum denkbarer Schritt“, so 
Landrat Christoph Göbel.

Rathäuser als Türöffner

Ein ausgewogenes Beratungs-
angebot gepaart mit aktiver Öf-
fentlichkeitsarbeit ist daher un-
abdingbar, um alle betroffe-
nen Bürgerinnen und Bürger 
im Landkreis rechtzeitig zu er-
reichen und über staatliche Hil-
fen und Unterstützungsmög-
lichkeiten zu informieren. Eine 
Schlüsselrolle als Mittler nehmen 
hier die Gemeindeverwaltungen 
ein – sie genießen das Vertrau-
en der Bürgerinnen und Bürger 
und können gezielt an speziel-

le Beratungsstellen weiterver-
mitteln. Auch die 2019 erschie-
nene Broschüre LisA („Landkreis 
in sozialen Angelegenheiten“), 
die einen Überblick über die Hil-
fen für verschiedenste Zielgrup-
pen und individuelle Problemla-
gen gibt, soll überarbeitet und 
als Print- sowie Onlineversion 
neu aufgelegt werden. Konkrete 
finanzielle Hilfen, wie zum Bei-
spiel ein Nachfolgemodell des 
Corona-Nothilfefonds, werden 
zudem in den Blick genommen. 

Niederschwellige  
Unterstützungsangebote

„Mir ist es ein besonderes An-
liegen, die Menschen mit ih-
ren Problemen nicht alleine zu 
lassen“, so Landrat Göbel. „Zu 
schnell können die Schwierig-
keiten existentiell werden, zu 
schnell besteht die Gefahr, von 
der Gesellschaft „abgehängt“ zu 
werden. Niederschwellige, un-
bürokratische Unterstützungs- 
und Beratungsangebote sind in 
dieser Situation das wichtigs-
te, um den Menschen schnell 
und effizient unter die Arme zu 
greifen. Daher sehe ich die be-
schlossenen Maßnahmen, die 
wir nun schnellstmöglich in die 
Umsetzung bringen wollen, als 
wichtiges Signal an die Bevölke-
rung“, so Göbel weiter. � r
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Ich befand mich in den letz-
ten Wochen Dank der Tatsache, 
dass ich trotz Vollalimentation 
keinerlei zeitliche Verpflichtun-
gen habe (insofern probiere 
ich schon mal das Gefühl beim 
künftigen Bürgergeld aus) 
praktisch immer vor dem Fern-
seher, wenn es etwas Roya- 
les zu berichten gab. Vor al-
lem natürlich bei den Übertra-
gungen der letzten Wege der 
verstorbenen Königin Elisabeth/Elizabeth, der 
Trauer- und Begräbnisfeiern.

Holla die Waldfee – Pomp können die Briten. 
Da geht die Inflation durch die Decke, die Wirt-
schaft leidet schwer unter dem Brexit, die Im-
mobilienzinsen würgen den Mittelstand, die 
Staatsanleihen schmieren ab, die Bank of Eng-
land muss das Pfund stützen, aber die Dudelsä-
cke schmettern, die Soldaten marschieren und 
die Uniformen strotzen vor Orden (für welche 
Verdienste?). Klar, der eine oder andere Fauxpas 
kam vor. So war wohl nicht vorgesehen, dass die 
Königin sich in Schottland von dieser Welt ver-

abschiedet, weil dort nur ein Leichenwagen der 
Marke Mercedes-Benz zu Verfügung stand. Die 
Scharte wurde dann in London ausgewetzt und 
ein Jaguar kam zum Einsatz, als Marke eines  
indischen Unternehmens (Tata Motors) wenigs-
tens in Britannien gebaut.

Insgesamt war das Spektakel ganz OK. Man-
che Reaktionen der Spezies Mensch auf solche 
Ereignisse befremden aber. So mag man noch 
verstehen, dass man sich stundenlang in eine 
Schlange für den Kondolenzbesuch einreiht. Im-
merhin war die Verstorbene Staatsoberhaupt. 
Der Hauch von Picknick an einigen Stellen mag 
dem in der Regel eher pragmatischen National-
charakter der Engländer geschuldet sein. Aber 
die wiederholten Bekundungen, an der Straße 
zu stehen und den Leichenwagen vorbeigleiten 
zu sehen, sei der größte Moment im Leben ge-
wesen, macht nachdenklich. Schließlich kennt 
doch auch das ärmste und verzweifeltste Leben 
schöne Momente – den ersten Job, den ersten 
Kuss, etwas anderes zum ersten Mal, Kinder, En-
kel. Was berührt die Menschen, wenn sie den 

Sarg einer fremden Frau an 
sich vorbeiziehen sehen, die sie 
nie getroffen haben und nur 
vom Fernseher kennen? Wie-
viel Hokuspokus vergangener 
Jahrhunderte wabert da noch 
herum? Oder ist es nur Res-
pekt vor dem Amt?

Wenn ich ein Mensch wäre, 
hätte mich der ganze Vorgang 
einschließlich Proklamation 
des neuen Königs und des neu-

en Prince of Wales in meiner republikanischen 
Grundeinstellung mehr als bestätigt. Man stel-
le sich vor: Ein hochbetagtes Staatsoberhaupt 
stirbt im biblischen Alter und es folgt ein neu-
es Staatsoberhaupt, das die gesetzliche Alters-
grenze bereits seit sechs Jahren hinter sich ge-
lassen hat (wohlgemerkt, nichts gegen älte-
re Staatslenker, siehe USA oder Italien, aber 
die wurden gewählt). Gleichzeitig weiß man als 
Staatsbürger dieses Landes, dass dem schrul-
ligen älteren Herrn, den auch wir Charles statt 
Karl nennen, ein Posterboy mit schon jetzt ho-
her Stirn und diesem wiederum ein kleiner Ho-
senscheißer nachfolgen wird – ein Alptraum.

Aber natürlich ist eine königliche Familie, 
gleich welcher Nationalität, ungleich unterhalt-
samer als republikanische Politiker. Dank der 
Vollalimentation können sie das machen, was 
die Boulevardblätter lieben, nämlich sich ge-
genseitig mobben, fremdgehen, Kinder zeugen 
oder schlicht zu Mondpreisen erstandene abge-
drehte Outfits tragen. Unsere Bundespräsiden-
ten bringen es ja höchstens zu einem Bobby-
Car mit ungeklärter Herkunft oder dem anarchi-
schen Aufbegehren der geschundenen Kreatur, 
die die FFP2-Maske im Zug fallen lässt.

Aber am Ende sollten wir nicht vergessen, 
dass ein Mensch gestorben ist, der in unserer 
Wirklichkeit präsent war – nicht als Trägerin von 
Macht, sondern als Verkörperung von Ideen. Sei 
das die Idee der Größe des British Empire oder 
die Idee der Monarchie als idealer Staatsform. 
Schlussendlich war sie ein Mensch und für uns 
Menschen hat der römische Kaiser Marc Aurel 
diese Gedanken hinterlassen: „Wir wollen un-
sere Zeit der Natur gemäß durchleben und hei-
ter beendigen, so wie die reif-gewordene Oli-
ve fällt, indem sie die Erde segnet, die sie her-
vorgebracht, und dem Baum dankt, der sie ge-
nährt hat.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Pomp  
können die Briten
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Landratsamt Dillingen:

Maßnahmen zum Energiesparen
Aufgrund der durch den Ukraine-Krieg hervorgerufenen Energiekri-
se hat die Bundesregierung die Bevölkerung, die Unternehmen und 
auch die Behörden zum Energiesparen aufgefordert. Konkrete Maß-
nahmen sind in der „Verordnung zur Sicherung der Energieversor-
gung über kurzfristig wirksame Maßnahmen“ geregelt. Diese enthält 
unter anderem Vorgaben zur Beheizung öffentlicher Nichtwohnge-
bäude und zur Beleuchtung von Gebäuden und Denkmälern.

Das Landratsamt hat sich in 
Anbetracht der aktuellen Situa-
tion knapper Ressourcen und der 
steigenden Preise mit Maßnah-
men zum Einsparen von Energie 
befasst und konkrete Maßnah-
men für die eigene Behörde in 
den kommenden Monaten fest-
gelegt. Landrat Markus Müller 
sieht das Landratsamt angesichts 
der bereits in der Vergangenheit 
getroffenen Maßnahmen zwar 
gut auf die aktuelle Situation vor-
bereitet, will jedoch mit weiteren 
Optimierungen den Status Quo 
verbessern. 

Anschluss an Fernwärme und 
energetische Sanierung

Bereits vor der energetischen 
Sanierung wurde das Landrats- 
amt an das bestehende Fernwär-
menetz im Stadtgebiet Dillingen 
angeschlossen, so dass das Land-
ratsamt unabhängig von fossilen 
Energieträgern wie Erdgas oder 
Erdöl beheizt werden kann.

Im Zuge der Erweiterung und 
der energetischen Sanierung des 
Landratsamtes wurden zudem 
bauliche Maßnahmen ergrif-
fen, um das Verwaltungsgebäu-
de umwelt- und ressourcenscho-

nend zu beheizen und mit Ener-
gie zu versorgen. Unter anderem 
wurde die Fassade des Landrats- 
amtes zusätzlich gedämmt und 
auf dreifach verglaste Schei-
ben umgerüstet. Auf den Dach-
flächen des Landratsamtes wur-
de eine Photovoltaikanlage ins-
talliert, durch welche das Land-
ratsamt mit elektrischer Energie 
versorgt wird und auch die Elek-
trofahrzeuge des Landkreises ge-
laden werden. Zuletzt wurde am 
Landratsamt eine Wärmepumpe 
für die zentrale Warmwasserver-
sorgung installiert.

Aktuelle Maßnahmen

Anlässlich der Verordnung des 
Bundes zum Energiesparen wer-
den die Büroräume des Landrat-
samtes nur noch bis 19 Grad Cel-
sius beheizt und die Durchlauf- 
erhitzer zur Bereitstellung von 
Warmwasser (dezentrale Warm-
wasserversorgung) abgeschal-
ten. Eine Ausnahme gilt für Räu-

me, in welchen ärztliche Untersu-
chungen stattfinden.

Zum Sparen elektrischer Ener-
gie wurde bereits Mitte Septem-
ber der Brunnen vor dem Land-
ratsamt abgestellt. Außerdem 
wird die Beleuchtung des Land-
ratsamtes optimiert, indem die 
Brenndauer der Lampen des 
Parkplatzes und der Flurbe-
leuchtung zeitlich verkürzt wer-
den. Weitere Einsparungen sol-
len durch die Abschaltung der 
Kühlung der Getränkeautoma-
ten sowie die Vermeidung des 
Standby-Modus bei Kopieren, 
Druckern und Bildschirmen er-
zielt werden. Mittelfristig soll die 
komplette Beleuchtung des Be-
standsgebäudes auf LED-Lam-
pen umgerüstet und die Photo-
voltaikanlage erweitert werden. 

Landrat Markus Müller ist an-
gesichts der aktuellen Situation 
erleichtert, dass man sich bereits 
vor Längerem dazu entschie-
den hat, das Landratsamt um-
welt- und ressourcenschonend 
mit Energie zu versorgen. An die-
sem Ziel möchte er festhalten 
und weitere Möglichkeiten zum 
Energiesparen prüfen. Den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Landratsamtes dankt er für 
das Verständnis für die aktuellen 
Energiesparmaßnahmen. � Hurler

Die dunkle Seite der Stadt
Berlin. Die Bundesvereinigung City- und Stadtmarketing Deutsch-
land (bcsd e.V.) nimmt Stellung zur aktuellen Diskussion um das 
Energiesparen im öffentlichen Leben. Sie fordert für die anstehen-
de dunkle und kalte Jahreszeit deutliche Energieeinsparungen bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung des städtischen Lebens, denn Kul-
tur-, Wirtschaft- und Freizeitangebote sind Begegnungsanlässe, die 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das wirtschaftliche Leben 
in den Städten stärken und unterstützen.

In den letzten 30 Monaten ha-
ben wir sie schmerzlich kennen-
gelernt – die dunkle Seite der 
Stadt. Der Verzicht auf Kulturer-
lebnisse und Begegnungsange-
bote ist gerade vorüber, die tie-
fen Spuren der Corona-Pandemie 
sind aber noch deutlich spür- und 
sichtbar: Leerstände nach Ge-
schäftsaufgaben und Fachkräfte-
mangel allerorten, seien exem-
plarisch angeführt. Der Zustand 
unserer Innenstädte und unse-
rer Stadtgesellschaften ist noch 
maßgeblich von den Pandemie-
folgen geprägt.

Herausforderung  
Energieeinsparung

Aktuell finden sich nun vie-
le Stadtmarketingorganisationen 
und Kommunen in der Debatte 
um die komplexen Herausforde-
rungen zur Einsparung von Ener-
gie zur dunklen Jahreszeit wie-
der. Durchschnittlich 25 Prozent 
Energieeinsparung für den Win-
ter, so lautet das vorgegebene 
Ziel der Bundesnetzagentur – das 
sollte für jedes Veranstaltungs-
format vom Weihnachtsmarkt 
über Opernaufführungen bis hin 
zum Public-Viewing anlässlich 
der Männer-Fußball-WM mög-
lich sein. Transparenz bei den 
Diskussionen, einhergehend mit 
einer sachlichen Fundierung, hel-
fen dabei, vor reiner Symbolpoli-
tik zu schützen. „Spielen wir nicht 
die einzelnen Formate und An-
gebote gegeneinander aus, son-
dern ermöglichen Kultur, Sport 
und Brauchtum überall dort wo 
möglich, organisieren wir gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und 
soziale Begegnungen gerade in 
Zeiten der Krisen und ermögli-
chen das wirtschaftliche Leben 
in unseren Städten“, so Berna-
dette Spinnen, die Bundesvorsit-
zende der Bundesvereinigung Ci-
ty- und Stadtmarketing Deutsch-
land (bcsd e.V.).

In diesen Tagen laufen viele der 
von Bund und Ländern geförder-
ten Stadtentwicklungsmaßnah-
men zur Belebung der Innenstäd-
te an, damit sie als Wirtschafts- 
und Begegnungsräume erhalten 
und weiterentwickelt werden. 

Sie setzen Anreize und werden 
in der Regel vom Stadtmarketing 
koordiniert. Diese Entwicklungen 
dürfen nun nicht übereilt gefähr-
det werden.

Kultur, Wirtschaft und Gesell-
schaft zeigen sich bereits heute 
kreativ und innovativ beim Ein-
sparen von Energie. In der Ver-
anstaltungsbranche gibt es bei-
spielsweise seit Jahren Leitfä-
den zur nachhaltigen Organisa-
tion und Umsetzung von Events, 
allein die Einsparungen durch 
die Umstellung auf leistungsfähi-
ge LED-Beleuchtung gilt als ener-
gie-technische Revolution. Da die 
Preise enorm steigen und eine 

Mangellage bei der Energiever-
sorgung befürchtet wird, setzt 
man sich vielerorts umfassend 
mit dem Einsparpotential der 
vorhandenen Ressourcen ausei-
nander. Die fordert alle Beteilig-
ten auf sich konzeptionell, orga-
nisatorisch und technisch so gut 
wie nur möglich auf die dunkle 

Jahreszeit vorzubereiten, um ei-
nen erneuten Lockdown-Effekt 
für das städtische Leben und die 
Innenstädte zu verhindern.

Eine Reduktion des Energiever-
brauches muss fester Bestandteil 
der Maßnahmen im Winter sein, 
dazu können auch gezielte Ein-
schränkungen energieintensiver 
Anlagen geboten sein. Ein gänz-
liches Ausbleiben jeglicher Be-
leuchtung oder gar eine Absage 

Schornsteinfeger und Feuerwehr warnen: 

Finger weg von Teelichtöfen!
In den sozialen Medien macht seit einiger Zeit ein neuer Do-
it-yourself-Trend die Runde: ein Teelichtofen zum Selber-
bauen. Einfach und preislich überschaubar in der Anschaf-
fung verspricht er scheinbar schnelle wie günstige Wärme. 
Was sich so harmlos und fast ein wenig romantisch anhört, 
kann allerdings brandgefährlich werden. Das Problem: Ab ei-
ner bestimmten Temperatur fängt Wachs an zu sieden und zu 
brennen. Stehen mehrere Teelichter eng beieinander, entste-
hen schnell höhere Temperaturen und es kann zu einem Flä-
chen-Wachsbrand kommen. 

Ein wärmespeichernder Ton- oder Terracottatopf begünstigt 
diesen Effekt und heizt sich außerdem so stark auf, dass bei Be-
rührung Verbrennungsgefahr besteht. Wer einen oder gleich 
mehrere Teelichtöfen über längere Zeit nutzt, verschlechtert zu-
dem das Raumklima. Die brennenden Teelichter verbrauchen 
Sauerstoff und geben Verbrennungsrückstände wie Ruß oder 
Feinstaub an die Umgebung ab. Nach einiger Zeit herrscht spür-
bar dicke Luft im Raum. 

Der Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks warnt 
vor dem gefährlichen Heiztrend Marke Eigenbau. „Letztend-
lich handelt es sich bei einem Teelichtofen schon um eine kleine 
Feuerstätte – nur ohne Schornstein, ohne geregelte Luftzufuhr 
und ohne Sicherheitsvorrichtung. Das sind jedoch wichtige Fak-
toren für sicheres Heizen“, so die Aussage des Verbandes, „Tee-
lichter und Blumentopf werden zweckentfremdet und sind kei-
nesfalls als Heizersatz in Innenräumen geeignet.“ 

Wachsbrand nicht mit Wasser löschen 

Wachsbrände können und sollten niemals mit Wasser ge-
löscht werden. In einem solchen Fall helfen Löschmittel für 
Fettbrände, wie sie für die Küche empfohlen werden, ergän-
zen der Deutsche Feuerwehrverband (DFV) und die Vereini-
gung zur Förderung des Deutschen Brandschutzes (vfdb). � r

von Veranstaltungsangeboten in 
Kultur, Sport und etwa von Weih-
nachtsmärkten wäre ein erneu-
ter herber Schlag für das gesell-
schaftliche Leben in den Städten 
und die betroffenen Bereiche. 
Schon heute sind diese Branchen 
von einem deutlichen Angebots-
verlust gekennzeichnet, weite-
re Einschränkungen werden die 
noch verbliebenen Betriebe in ih-
rer Existenz gefährden.� r

Dingolshausen/Gerolzhofen:

Gemeinderat informiert 
sich auf der Kläranlage

Die Gemeinde Dingolshausen und die Stadt Gerolzhofen arbeiten 
bei der Einleitung des Abwassers seit vielen Jahren zusammen: Das 
Abwasser aus Dingolshausen wird in die Kläranlage der Stadt Gerolz-
hofen eingeleitet.

In den vergangenen Jahren in-
vestierte die Stadt Gerolzhofen 
rund drei Millionen Euro in die 
Kläranlage. Weitere Millionen 
werden noch notwendig sein. 
Das nahmen Bürgermeisterin Ni-
cole Weissenseel-Brendler und 
der Dingolshäuser Gemeinderat 
zum Anlass, sich die Kläranlage 
in Gerolzhofen anzuschauen und 
die bisherigen sowie die noch an-
stehenden Maßnahmen von er-
läutern zu lassen. Nach der Be-
grüßung durch Gerolzhofens Bür-
germeister Thorsten Wozniak 
führten Stadtbaumeisterin Maria 
Hoffmann und Kläranlagenchef 
Marco Klebrig über das Gelände.

Technische Informationen

Die Kläranlage, in die Gerolzho-
fen, Rügshofen und Dingolshausen 
einleiten, ist auf 14.000 Einwoh-
nerwerte ausgelegt. Aktuell wird 
geprüft, ob sich die Gemeinde Mi-
chelau an die Gerolzhöfer Kläran-
lage anzuschließen kann.

Zuletzt wurde u.a. die mechani-
sche Reinigung des Schmutzwas-
sers erneuert. Am neuen konzi-

pierten Eingangsbereich ist eine 
Fäkalannahmestation entstanden: 
Hier können jetzt auch außerhalb 
der Öffnungszeiten Spezialfahr-
zeuge andocken, die zum Beispiel 
den abgepumpten Inhalt von Setz-
gruben und Hauskläranlagen an-
liefern. Bei der Annahmestation 
wird über Computerchips und Zu-
gangs-Codes registriert, wer wann 
was und wieviel angeliefert hat.

Geplante Investitionen

Darüber hinaus besteht weite-
rer Investitionsbedarf. Die Belüf-
tung in den Reaktoren ist am En-
de der Nutzungsdauer angelangt. 
Die Erneuerung der Belüftung 
wird wohl über 1,3 Millionen Eu-
ro kosten. Auch am Faulturm gibt 
es Sanierungsbedarf: Gerechnet 
wird mit über 500.000 Euro. Die 
Kläranlage benötigt für den lau-
fenden Reinigungsprozess täglich 
rund 20 Kubikmeter Frischwas-
ser, das bisher der dortige Brun-
nen lieferte. Der Brunnen muss 
erneuert werden – dafür wird 
ebenfalls eine sechsstellige Sum-
me notwendig sein. � r
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Vorschau auf GZ 21
In unserer Ausgabe Nr. 21/2022, die am 4. November 2022 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
•	 Kommunaler Bau
•	 Ortskernbelebung
•	 Gestaltung öffentlicher Räume, Stadtmobiliar
•	 Renovierung/Denkmalschutz
•	 Kommunalfahrzeuge, Fuhrpark
•	 Sonderdruck Bayerisches WasserkraftForum

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt das LfA-Magazin bei. Wir bitten um 
freundliche Beachtung. 	 r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademieGemeindeZeitung auf folgenden 

Social Media Kanälen:

     

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 
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Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Altersversorgung

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Bezirk Mittelfranken:

Inklusionspreis für Verein  
LebensRaum Petersaurach

Der Verein LebensRaum Petersaurach erhält den diesjährigen 
Inklusionspreis des Bezirks Mittelfranken. Der 2019 gegründe-
te gemeinnützige Verein widmet sich mit seinen 29 Mitglie-
dern einem aktuellen Gesellschaftsthema: In der rund 5.000 
Einwohner zählenden Gemeinde im Landkreis Ansbach soll 
ein inklusives, generationsübergreifendes und gemeinschaftli-
ches Wohnprojekt entstehen. Ein passendes Grundstück dafür 
konnte bereits erworben werden. Im November dieses Jahres 
ist der Spatenstich für das Projekt geplant. 

LebensRaum Petersaurach e.V. hat es sich zum Ziel gesetzt, 
das inklusive Leben für alle Bürgerinnen und Bürger der Gemein-
de Petersaurach und darüber hinaus zu ermöglichen. Gemein-
schaft, gute Nachbarschaft mit gegenseitiger Unterstützung und 
Inklusion im Alltag sollen gefördert werden. Das jetzt vom Bezirk 
Mittelfranken prämierte Wohnprojekt soll die Lebensqualität 
von Menschen verschiedener Generationen, mit und ohne Be-
hinderung oder aus verschiedenen Kulturkreisen erhöhen. Ein-
ziehen sollen Familien und Alleinstehende, die sich ein gemein-
schaftliches und selbstbestimmtes Leben wünschen. � DK

Landkreise München und Ebersberg: 

Grüner Wasserstoffkreislauf im ÖPNV
Bund beteiligt sich an der Finanzierung von Brennstoffzellenbussen und Wasserstofftankstelle  

Die Landkreise München, Ebersberg und Landshut wollen gemein-
sam mit weiteren Partnern aus der freien Wirtschaft bis 2025 einen 
grünen Wasserstoffkreislauf in der Region aufbauen und in Brenn-
stoffzellenbusse im ÖPNV investieren. Anfang Oktober fand die offi-
zielle Übergabe der Fördergeldbescheide durch das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr (BMDV) für elf neue Busse und eine 
Wasserstofftankstelle am Landratsamt München statt.

Das Vorhaben ist Teil des seit 
2019 bestehenden Projekts  
HyBayern – einer von drei Was-
serstoffregionen in Deutschland. 
Im Rahmen des Projekts wurde 
eigens die Betreibergesellschaft 
Hy2B Wasserstoff GmbH gegrün-
det, welche sich aktuell um die 
wichtigsten Infrastrukturelemen-
te des Projekts kümmert. Dazu 
gehören der 5 MW Elektrolyseur 
zur Herstellung des Wasserstoffs, 
zwei Wasserstofftankstellen so-
wie mehrere Trailer zum Trans-
port des Wasserstoffs. Alle drei 
Elemente befinden sich momen-
tan in der Bauplanung. 

Brennstoffzellenbusse sind 
ebenso Elektrobusse wie rein 
batterie-elektrische Busse. Der 
Elektromotor dient dabei als di-
rekter Antrieb des Fahrzeugs. Die 
Brennstoffzelle nimmt die Funk-
tion eines Generators wahr, der 

aus Wasserstoff über eine bei 
niedrigen Temperaturen stattfin-
dende elektrochemische Reakti-
on Strom für den Elektromotor 
erzeugt. Ein wesentlicher Vorteil 
von Brennstoffzellenbussen im 
Vergleich zu herkömmlichen Die-
selbussen ist, dass diese lediglich 
Wasserdampf emittieren. Außer-
dem sind sie wesentlich geräusch- 
ärmer.

Als Aufgabenträger im ÖPNV 
haben die Landkreise München 
und Ebersberg bereits 2020/2021 
beschlossen, die Verkehrsunter-
nehmen bei dem aktuell noch 
sehr teuren Betrieb von Brenn-
stoffzellenbussen finanziell kräf-
tig zu unterstützen. Das Gesamt-
projekt HyBayern wird unter der 
Kategorie „HyPerformer“ durch 
das Förderprogramm „HyLand – 
Wasserstoffregionen in Deutsch-
land“ mit bis zu 20 Mio. Euro vom 

Bundesministerium für Digita-
les und Verkehr (BMDV) geför-
dert. Davon sind rund 3,5 Mio. 
Euro für die Beschaffung der ge-
nannten elf Busse durch die Ver-
kehrsunternehmen Ettenhuber, 
Geldhauser und Reisberger so-
wie den Aufbau der Betriebshof-
tankstelle des Verkehrsunterneh-
men Ettenhuber im Markt Glonn 
(Landkreis Ebersberg) vorgese-
hen. Dies stellt damit einen zen-
tralen Bestandteil des HyBayern 
Projekts dar. 

Die drei Verkehrsunternehmen 
sind als erste große Abnehmer 
des grünen Wasserstoffs im Lini-
eneinsatz für den MVV geplant. 
Die Verkehrsunternehmen Etten-
huber und Geldhauser haben ge-
meinsam zehn Brennstoffzellen-
busse bestellt, die Mitte 2023 ge-
liefert werden sollen. Das Ver-

kehrsunternehmen Reisberger 
hat zusätzlich einen Brennstoff-
zellenbus in Planung. Die Busse 
sollen in den Landkreisen Mün-
chen und Ebersberg zum Einsatz 
kommen. 

Stark gestiegene Stromkosten

Für den Betrieb der Busse fal-
len im Vergleich zum herkömmli-
chen Dieselbus erhebliche Mehr-
kosten für die Landkreise an, 
denn die so ersetzten Dieselbus-
se werden zunächst noch als Er-
satzfahrzeuge aufrechterhalten. 
Die Mehrkosten dafür tragen die 
beiden Landkreise. Aufgrund der 
aktuell stark steigenden Strom-
preise und dem damit schwer 
kalkulierbaren Preis für den grü-
nen Wasserstoff der Hy2B sind 
die genauen Kosten für den Be-
trieb der Brennstoffzellenbusse 
derzeit nicht gänzlich abzuschät-
zen. Die Busse sind bereits be-
stellt und sollen im Sommer 2023 
geliefert werden. Die Busunter-
nehmen bereiten ihre Betriebs-

höfe bereits auf die neue Techno-
logie vor. Dafür fallen Umbauten 
an den Werkstätten an sowie die 
Anschaffung von Spezialwerkzeu-
gen und die Schulung von Mitar-
beitenden. Das Bundesverkehrs-
ministerium fördert 40 bis 60 
Prozent der Anschaffungsmehr-
kosten im Vergleich zum Die-
selbus. Die Höhe der Förderung 
richtet sich nach der Größe des 
Unternehmens. 

„Ich freue mich sehr, dass der 
Bund das Engagement der Land-
kreise sowie der Verkehrsunter-
nehmen mit einer finanziellen 
Förderung honoriert. ... Dass so-

wohl Politik wie Unternehmen 
gemeinsam in solch zukunfts- 
trächtige Technologien inves-
tieren, stimmt mich positiv“, so 
Landrat Christoph Göbel aus dem 
Landkreis München.

„Die Richtung stimmt in Hy-
Bayern. ... Wir unternehmen ge-
rade entscheidende und konkre-
te Schritte, um die neue Wasser-
stofftechnologie auf den Weg zu 
bringen. Sie kann dazu beitragen 
klimaschädigende fossile Ener-
gieträger zu ersetzen. Das unter-
stützen wir nach Kräften“, bestä-
tigt Robert Niedergesäß, Landrat 
des Landkreises Ebersberg.  � r

Übergabe der Förderbescheide; v.l.: Dr. Tobias Brunner (Hy2B Was-
serstoff GmbH), Josef Ettenhuber (Busbetrieb Josef Ettenhuber 
GmbH), Martin Geldhauser (Martin Geldhauser Omnibusunterneh-
men im Linien- und Reiseverkehr GmbH & Co. KG), Ruth Jürgen-
sen (Energieagentur Ebersberg-München), Prof. Dr. Klaus Bonhoff  
(Bundesministerium für Digitales und Verkehr), Landrat Christoph 
Göbel(Landkreis München)	 Bild: Landkreis München
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entdecken Sie, welche 
unternehmerischen Ideen 

den Standort Bayern 
stärken!

Sehr geehrter
Herr Mustermann,

Die Zukunft ist jetzt: 
Unternehmer denken 
um, mit innovativen 
Vorhaben und Ideen

Die Revolution der Batterie
Das Ziel des Münchner Unternehmens VoltStorage: 
mit einem lithiumfreien Speichersystem grüne Energie 
auch grün zu speichern 

Eigenkapitalförderung
Für jedes Unternehmen das passende Angebot – mit 
der LfA-Gruppe das Eigenkapital stärken 

Hoch hinaus
OroraTech warnt mithilfe von Satellitenaufnahmen 
vor Waldbränden 

Kolumne
Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger über 
perfekte Bedingungen für Transformationsprozesse

Energie für morgen
Mit diesen Technologien kann erneuerbare Energie 
gewonnen und gespeichert werden

Made in Germany
Die Wagner Möbel Manufaktur in Mindelheim setzt 
auf innovative Techniken 

„Das Bild Bayerns wird sich verändern“
Professor Thomas Hamacher spricht über die Energie-
versorgung der Zukunft und damit einhergehende 
Herausforderungen

Auf der Überholspur
GERMANTRONIC entwickelt zentrale Bedieneinheiten 
für Einsatzfahrzeuge
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Pandemie, Krieg in der Ukraine und Energiekrise 
haben die vergangenen Monate zu unruhigen Zei-
ten gemacht. Der Umgang mit der damit einherge-
henden Unsicherheit ist eine große Herausforde-
rung für Unternehmen: Wie sich die wirtschaftliche 
Situation weiterentwickelt, ist derzeit schwer vor-
hersagbar. Mit  Sicherheit wissen wir aber, dass uns 
das Thema Energieversorgung stark beschäftigen 
wird. Dieser Aspekt ist eng verbunden mit der an-
stehenden Transformation in Richtung Klimaneutra-
lität und Digitalisierung.

Zukunftsweisende Technologie und Innovationen 
bilden daher die Schwerpunkte dieser  Ausgabe. 
Viele bayerische Unternehmen gehen bereits in 
diese Richtung – so möchte ein Anbieter für Ener-
giespeichersysteme Deutschland zu 100 Prozent 
mit erneuerbaren Energien versorgen (Seite 4) und 
ein Start-up  entdeckt mit Satelliten frühzeitig Wald-
brände (Seite 10). Beide Unternehmen wurden 
mit Eigenkapital aus der LfA-Gruppe (Seite 9) bei 
ihrem Start unterstützt. Darüber hinaus automatisiert 
eine Möbelmanufaktur ihre Produktion (Seite 16), 
ein motiviertes Entwickler-Duo unterstützt die 
Digitalisierung bei der Polizei (Seite 22) und Prof. 
Dr. Thomas Hamacher spricht über die Energie-
versorgung der Zukunft (Seite 18). 

Diese Beiträge zeigen: Die Krisen der letzten Zeit 
bergen auch Chancen. Corona beispielsweise hat 
nicht nur den großen Handlungsbedarf in Sachen 
Digitalisierung aufgezeigt, sondern ihr auch einen 
kräftigen Schub gegeben. Auch wenn niemand sa-
gen kann, was kommt, sollten wir alles dafür tun, dass 
wir aus diesen unsteten Zeiten gestärkt hervorgehen.

Blicken wir gemeinsam in die Zukunft!

Liebe Leserin, lieber Leser,

Dr. Bernhard Schwab
Vorstandsvorsitzender 
LfA Förderbank Bayern
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Meldungen
50 Jahre BayBG  |  Businessplan Wettbewerbe  |   
Halbjahresbilanz 2022  |  LfA-Nachhaltigkeitsbericht  |  
Bayerns Best 50

Service
Die LfA als Arbeitgeber

Gesichter der LfA
Karina da Silva Marini, Servicefachkraft 
Marc Henrik Rößler, Kreditspezialist und -analyst



UNTERNEHMEN

DIE REVOLUTIO N DER BATTERIE
MIT ZWEI LITHIUMFREIEN SPEICHERSYSTEMEN FÜR STROM SORGT DAS MÜNCHNER  
START-UP-UNTERNEHMEN VOLTSTORAGE WELTWEIT FÜR AUFSEHEN. ERSTMALS KANN DAMIT  
ERNEUERBARE ENERGIE IN GROSSEN KAPAZITÄTEN NACHHALTIG GESPEICHERT WERDEN

TEXT MARTIN FRAAS
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E
s ist ein echtes Dilemma. Da 
wird blitzsauberer Strom aus er-
neuerbaren Energiequellen wie 
Windkraft und Photovoltaik ge-

wonnen. Aber um naturgegebene 
Versorgungslücken in wind- und son-
nenarmen Zeiten zu überbrücken, 
kann man den Strom kurzzeitig nur mit-
tels Lithiumbatterien speichern. 
Lithium, ein chemisches Element, das 
alles andere als nachhaltig ist. Als 
„notwendiges Übel“ hat es trotzdem 
eine große Karriere gemacht.

Doch was nun folgt und Lithium in 
vielen Bereichen überflüssig machen 
könnte, ist eine Erfolgsgeschichte, wie 
man sie eher aus der San Francisco Bay 
in den USA kennt. 2016 gründeten die 
Studienkollegen Jakob Bitner, Michael 
Peither und Felix Kiefl frisch von der 
Uni weg in München das Unterneh-
men VoltStorage. Ihr Ziel war es, grüne 
Energie auch grün zu speichern. Ein 
höchst nachhaltiges Anliegen, auf  
das besonders auch viele Betreiber 
von Windkraft- und Solarparks sehn-
lichst warten.

Machen wir also einen Ausflug da-
hin, wo alles begann, nach München-
Sendling. Ein lebhaftes Viertel, ge-
prägt von größeren Wohnblöcken, 
Werkstätten, kleinen Läden und 
Durchgangsstraßen. In einem Gewer-
behof in der Gmunder Straße bietet 

die Stadt München kleinen und mittel-
ständischen Betrieben die Möglichkeit 
eines attraktiven Standorts. „Die Mie-
ten sind sehr fair“, sagt Jakob Bitner, 
CEO von VoltStorage, „das hat uns am 
Anfang sehr geholfen.” Der 35-Jährige 
trägt Chinos, ein Mao-Hemd und dazu 
weiße Sneakers, die aktuellen Insigni-
en junger Start-up-Chefs.

50 Mitarbeiter aus 18 Nationen ar-
beiten in dem 550 Quadratmeter gro-
ßen Büro und in den Produktions- und 
Entwicklungsräumen, die eine Straße 
weiter angesiedelt sind. Die Unterneh-
menssprache ist Englisch. 
„Der Standort München 
hat auch den Vorteil, dass 
man genau die Top-Leu-
te bekommt, die für ein 
Unternehmen wie unse-
res unverzichtbar sind“, 
sagt Jakob Bitner. „Die 
Stadt ist international be-
kannt und beliebt. Es ist 
also alles andere als 
schwer, Leute hierherzulocken.“ Er 
selbst ist in Bayreuth aufgewachsen, 
studierte BWL in England und Mün-
chen, wo er hängen blieb.
„Next Generation Batteries“, so werden 
bei VoltStorage die beiden lithiumfreien 
Redox-Flow-Speichersysteme genannt, 
auf die sich das junge Unternehmen fo-
kussiert hat. Ein Batterietyp basiert auf 

Vanadium, der andere auf Eisen. Beides 
klimaschonende Rohstoffe mit einer bei-
nahe unbegrenzten Verfügbarkeit. Die 
Vanadium-Redox-Flow-Technologie 
wurde bereits in den 1970er-Jahren von 
der Nasa entwickelt. VoltStorage hat die-
se Speichertechnik auf ein neues Level 
gehoben und perfektioniert. 

Für alle, die den Chemieunterricht 
gerne mal geschwänzt haben: Das che-
mische Element Vanadium, das sogar 
wir Menschen in unseren Zellkernen ha-
ben, wird zur industriellen Verwendung 
aus verschiedenen Eisenerzen gewon-

nen. Das Speichermedi-
um der Vanadium-Re-
dox-Flow-Batterie ist 
flüssiger Elektrolyt, der 
auf Vanadium basiert. Die 
herausragenden Qualitä-
ten der Batterie sind ihre 
Betriebssicherheit und 
Langlebigkeit. Zudem 
sind alle Inhaltsstoffe voll-
ständig recycelbar. Als 

Anwender für die auf der Vanadium-
Redox-Flow-Speichertechnologie ba-
sierende „Commercial Battery“ möchte 
VoltStorage Unternehmen aus der 
Landwirtschaft, dem verarbeitenden 
Gewerbe oder etwa Hotels und die 
Gastronomie gewinnen. Mit selbst  
erzeugtem Strom, zum Beispiel durch 
Solarkraft, können diese Unternehmen 
in Kombination mit der Speicherlösung 
in Zukunft autarker bei der Energiever-
sorgung werden.

Den zweiten Batterietypus, mit dem 
VoltStorage künftig den Weltmarkt  
erobern möchte, präsentiert uns  
Jakob Bitner in den 750 Quadratmeter  
großen Produktionshallen. Wobei 
„Produktion“ ein sehr nüchternes  
Wort für das ist, was wir hier zu sehen 
bekommen. Das Ganze ähnelt ein 
bisschen dem Labor von „Q“ in  
„James Bond“-Filmen. Mitarbeiter mit 
Schutzbrillen schütten aus Reagenz-
gläsern Gemische zusammen, an blin-
kenden Messständen sind Geräte mit 
einem Gewirr aus Dutzenden von  

„FÜR 2023 SIND 
ERSTE PILOT-

PROJEKTE MIT 
GROSSKUNDEN 

GEPLANT“

Sein Unternehmen  
ist auf Erfolgskurs:  
Jakob Bitner, CEO  
und Mitgründer  
von VoltStorage

Im Forschungslabor von VoltStorage in München-Sendling werden auch Kleinzellen entwickelt 
und getestet. Die Mitarbeiter des Unternehmens kommen aus 18 verschiedenen Ländern
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Kabeln verbunden und überall lagern 
Minizellen sowie Prototypen in diver-
sen Entwicklungsstufen. 

„Eisen-Batterie“, so feierte die Presse 
die Erfi ndung, die hier gerade noch 
den Feinschliff am Zelldesign für den 
Realbetrieb bekommt. Für 2024 sind 
erste Pilotprojekte mit Großkunden 
geplant. „Iron-Salt-Technologie“
heißt das Speichermedium mit vollem 
Namen. Es arbeitet ebenfalls in zwei 
separaten Kreisläufen mit Elektrolyt-
fl üssigkeit. Hier basiert diese auf 
Eisenchlorid, einem äußerst günstigen 
und natürlichen Rohstoff, der biolo-
gisch abbaubar ist.

Große Chancen auf dem Weltmarkt 
sieht Jakob Bitner für die Iron Salt Bat-
tery auch deshalb, weil die Technologie 
sich für die Langzeitspeicherung eig-
net. Was insbesondere für die Betreiber 
von Solar- und Windparks interessant 
ist. Denn sie können mit diesen Spei-
chersystemen Versorgungslücken in 
wind- und sonnenarmen Zeiten über-
brücken und die Grundlast sichern. Zu-
dem sind Iron-Salt-Batterien besonders 
temperaturresistent. Das heißt, sie sind 
ideal für den Einsatz in heißen Klimazo-
nen. Insbesondere auch für die dezent-
rale Energiegewinnung in Wüstenge-
genden, bei der vor wenigen Monaten 
durch ein elektrostatisches Verfahren 
das Problem der Versandung der Mo-
duloberfl ächen gelöst wurde. Zudem 
können Module der Batterie bis in den 
Megawattstunden-Bereich miteinander 
verbunden werden. „Bei unseren bei-
den Technologien steht auch ganz klar 
die Kapazität im Vordergrund“, erklärt 
Jakob Bitner. 
Und es gibt eine weitere Gemeinsam-
keit: Bei beiden Systemen können Leis-
tung und Kapazität unabhängig vonei-
nander und je nach Bedarf angepasst 
werden. Das führt zu deutlich niedrige-
ren Betriebskosten pro Kilowattstunde 
als bei herkömmlichen Speichersyste-
men. Bei der Iron Salt Battery sind es 
derzeit circa 50 Euro pro kWh. Das gro-
ße Potenzial von VoltStorage hat auch 

die LfA Förderbank Bayern frühzeitig 
erkannt. Bereits 2020 tätigte sie über 
ihre Tochtergesellschaft Bayern Kapital 
bei dem Münchner Unternehmen ein 
Investment von knapp fünf Millionen 
Euro. Bayern Kapital wurde 1995 als 
Venture-Capital-Gesellschaft des Frei-
staats und Growth-Investor gegründet, 
um ganz gezielt innovative Technologi-
en und Start-ups in Bayern zu fördern. 

Der hohe Kapitalzufl uss, auch von 
weiteren Partnern, ermöglichte Volt-
Storage zudem einen Strategiewechsel. 
In den Anfangsjahren setzte das Unter-
nehmen auf das Endkundengeschäft, 
also auf Speichersysteme verschiede-
ner Größen für Privathaushalte und 
kleinere Betriebe. „Wir verfügen inzwi-
schen über die größte in Betrieb be-
fi ndliche Flotte an Flow-Batterien der 
Welt“, verrät Jakob Bitner nicht ohne 
Stolz. Für die Zukunft ist der Fokus je-
doch ganz klar auf Großkunden ge-
richtet. Und auch das Management-
team wurde für diese Zielsetzung 
erweitert. Seit 2022 unterstützt Verena 
Graf als COO das Gründer-Trio.

„Mit der Entwicklung unseres paten-
tierten Flow-Batteriezelldesigns ist es 
uns auch gelungen, einen Batterie-

Zellstack – das sind mehrere, aufeinan-
dergestapelte gleichartige Zellen – zu 
entwickeln, der automatisiert und so in 
hohen Stückzahlen produziert werden 
kann“, erklärt Jakob Bitner. Was zu 
niedrigeren Produktionskosten führt 
und die Flow-Batte rien damit auch 
für Entwicklungs- und Schwellenländer 
attraktiv macht.

„Mit unserer nachhaltigen Stromspei-
cherung können Produktion und Ver-
brauch entkoppelt werden, das ist ein 
wesentlicher Baustein für das Gelingen 
der Energiewende“, so fasst CEO Jakob 
Bitner die Rolle seines Unternehmens 
zusammen. Es sieht also danach aus, als 
könnte von München aus ein wesentli-
cher Beitrag dazu geleistet werden, 
dass nachhaltige Energiegewinnung 
und nachhaltige Energiespeicherung 
künftig eine Einheit werden.  

F A K T E N
VOLTSTORAGE – PRODUCTION 

AND DEVELOPMENT
Investment: Bayern Kapital

Gründungsjahr: 2016
Standort: München

Mitarbeiter: 50
www.voltstorage.com

Online unter www.lfa.de/magazin

„MIT UNSERER NACHHALTIGEN STROM-
SPEICHERUNG KÖNNEN PRODUKTION UND 

VERBRAUCH ENTKOPPELT WERDEN“

Im Forschungslabor erfolgen auch der Feinschliff und die Optimierung der 
Prototypen. Der Markt wartet mit hoher Dringlichkeit auf die lithiumfreien Energiespeicher 
des jungen Unternehmens

Eigenkapital ist ein wichtiges Finanzierungsmittel eines Unternehmens. 
Die Möglichkeiten sind je nach Entwicklungsphase unterschiedlich. Geeignet ist die 

Eigenkapitalfi nanzierung generell für alle Branchen in den entscheidenden Entwicklungs-
phasen eines Unternehmens, besonders für junge, wachsende Unternehmen. Der Vorteil: 

Eigenkapitalfi nanzierung ermöglicht bereits in der Frühphase den Zugang zu Kapital 
und wirkt sich positiv auf die Kreditwürdigkeit aus – auch bei etablierten Unternehmen.

DIE LFA UND DIE MIT IHR VERBUNDENEN GESELLSCHAFTEN BAYERN KAPITAL UND BAYBG BAYERISCHE 
BETEILIGUNGSGESELLSCHAFT MACHEN UNTERNEHMEN IN JEDER PHASE DAS PASSENDE ANGEBOT:

Worauf muss ich bei der Planung achten?
Behalten Sie die eigenen Ziele im Blick: Soll mit der Finanzierung eine dauerhafte 

Partnerschaft begründet oder eine Stärkung der Eigenkapitalbasis für eine begrenzte 
Dauer erreicht werden? Verschaff en Sie sich einen Überblick über die verschiedenen 

Möglichkeiten wie off ene oder stille Beteiligungen und Zwischen formen. Außerdem ist es 
wichtig, sich über die Art und Weise der Beteiligung genau zu informieren, wie zum 

Beispiel über Mitspracherechte oder Absichten und Konditionen des Investors. Nicht zuletzt 
sollten bei den Vertragsverhandlungen Exitszenarien und die daraus resultierenden 

Kon sequenzen besprochen werden. Bei einem Beteiligungsvertrag sollte klar geregelt sein, 
wie man sich gegebenenfalls voneinander trennt.

Mit Eigenkapital in die 
Zukunft investieren

SERVICE

LFA MAGAZIN 09

DETAILLIERTE INFORMATIONEN UNTER
 www.lfa.de/eigenkapital

GRÜNDUNGS-/
SEEDPHASE FRÜHPHASE EXPANSION WACHSTUM NACHFOLGE RESTRUKTURIERUNG

BayBG
Venture Capital

Bayern Kapital Innovationsfonds
Bayern Kapital 

Wachstumsfonds & ScaleUp-Fonds

BayBG
Kleine und junge Unternehmen

LfA Co-Investment 
(über LfA Gesellschaft für Vermögensverwaltung oder 

Transformationsfonds Bayern)

BayBG
Wachstum

BayBG
Nachfolge

BayBG
Turnaround
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TEXT ALISSA SELGE

DAS START-UP ORORATECH KARTOGRAFIERT MITHILFE EINES 
SATELLITEN DIE GANZE WELT. DIE SO GEWONNENEN 

DATEN WARNEN VOR BRÄNDEN UND SCHÜTZEN DAMIT 
WELTWEIT MEHR ALS 170 MILLIONEN HEKTAR WALD

D
er 13. Januar 2022, Florida, 
USA: Ein amerikanisches 
Raumfahrtunternehmen 
schickt erfolgreich eine Rake-

te ins Weltall. Mit an Bord: ein schuh-
kartongroßer Satellit von OroraTech, der 
die Erde umkreisen und kontinuierlich 
hochaufl ösende Wärmebilder aufneh-
men wird. Ein KI-basierter Algorithmus 
analysiert die Daten direkt in der Um-
laufbahn und übermittelt sie zur Erde. 
Was für ein Meilenstein: Der Satellit ist 
der Erste seiner Art, der eine Wärme-, 
Mittelinfrarot- und eine RGB-Kamera in 
einem kompakten Design kombiniert, 
das keine Kühlung benötigt. Die hoch-
aufl ösenden Wärmebildkameras karto-
grafi eren die ganze Welt und sind in der
Lage, Waldbrände zu entdecken. Wenn 
alles nach Plan läuft, werden die Satelli-
ten in den kommenden Jahren noch 
weitere Erkenntnisse für die Eindäm-
mung von Naturkatastrophen liefern. 

Aber kehren wir zunächst zu den An-
fängen zurück: Thomas Grübler ist 
schon früh unternehmerisch tätig. Be-
reits in jungen Jahren sucht er techni-
sche Herausforderungen, program-
miert Websites und entwickelt Apps. 
Die Weite des Weltraums ist seine 
zweite Leidenschaft. Als er 2012 ein 
Studium an der Technischen Universität  
München beginnt, stößt er auf ein 
Raumfahrtprojekt. Mit hundert Mitstu-
dierenden arbeitet er daran, einen Sa-
telliten zu bauen, und sitzt in der Hoch-
phase bis spät in die Nacht oder am 
Wochenende zwischen Pizzakartons in 
der Uni. Mit Erfolg: Der Satellit wird ins 

LFA MAGAZIN10

All geschossen. Thomas Grübler lernt 
im Rahmen dieses Projekts seine Mit-
gründer Florian Mauracher und Rupert 
Amann kennen, später schließt sich au-
ßerdem Björn Stoffers an. Während der 
Arbeit am gemeinsamen Projekt reali-
sieren sie: Die Technologie für den Sa-
telliten wird von großen Raumfahrtun-
ternehmen nicht genutzt. Dabei kann 
man mit ihr wertvolle Daten sammeln – 
und Daten sind schließlich das Gold 
der Zukunft. Im September 2018 

LFA MAGAZIN 11

HOCH 
HINAUS

Der Zeitraffer zeigt OroraTech-Aufzeichnun-
gen des über Tage andauernden Feuers auf 
der griechischen Insel Euböa im August 2021

LFA MAGAZIN10
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UNTERNEHMEN

F A K T E N
ORORATECH

Investment: Bayern Kapital
Gründungsjahr: 2018
Standort: München

Mitarbeiter: 75
www.ororatech.com

Online unter www.lfa.de/magazin

gründen Grübler, Mauracher, Amann 
und Stoffers OroraTech. Dass sie auch 
ihren Unternehmenssitz in der bayeri-
schen Hauptstadt ansiedeln, darüber 
müssen sie nicht lange nachdenken. 
„München ist der beste Standort, wenn 
du ein Hochtechnologie-Start-up 
gründen willst – egal, ob es um das 
Recruiting, das Talent, den Austausch 
mit anderen Start-ups oder das Kapital 
geht“, fi ndet Grübler. Finanziert wird 
das Start-up unter anderem von Bayern 
Kapital, dem Venture-Capital-Investor 
der LfA Förderbank Bayern. „Wir freu-
en uns, dass es in Bayern einen starken 
politischen Support für Hochtechnolo-
gien gibt. Bayern ist ein richtiger Raum-
fahrtstandort.“ Für die Wärmebild-
daten, die sie mit ihren Satelliten 
sammeln, werden sich in Zukunft viele 
Anwendungsgebiete eröffnen – bei-
spielsweise könnte das die Ermittlung 
von CO2-Ausstößen oder Dürren sein. 
Die vier Gründer konzentrieren sich 
aber zunächst auf die Detektion und 

Bekämpfung von Waldbränden. „Wäl-
der zu schützen, ist viel sinnvoller, als sie 
mühsam aufzuforsten. Deshalb ist die 
Waldbrandfrüherkennung aus Klima-
schutzperspektive so wichtig. Wir 
haben außerdem diesen Aspekt aus-
gewählt, weil es da bisher keinen be-
stehenden Markt gab“, erklärt Thomas 
Grübler. „Der Waldbrandsektor nutzt 
bislang keine bestehenden Datensätze. 
In Südamerika kann es beispielsweise 
drei Tage lang brennen und niemand 
merkt es.“ Aktuelle Alarmsysteme funkti-
onieren mit Wachposten, Kameras auf 
Türmen oder Flugzeugen, die mehr-
mals täglich Kontrollfl üge über die Are-

ale unternehmen. Diese Methoden 
sind allerdings ineffi zient und von vie-
len Variablen abhängig, darüber hinaus 
teuer. Die Wärmebilddaten der Orora-
Tech-Satelliten sind nicht nur zuverlässi-
ger als jede Drohne, jeder Turm und 
jeder Sensor, sondern auch um einiges 
kostengünstiger. Außerdem verpassen 
sie nichts: Sie tasten rund um die Uhr 
die ganze Welt ab und schlagen bei 
Feuer Alarm. „Wir digitalisieren eine 
Branche, die jetzt noch komplett ana-
log unterwegs ist“, fasst Thomas Grüb-
ler zusammen. 

Zu ihren Kunden zählt unter anderem 
das Bayerische Innenministerium, wel-
ches mit OroraTechs Lösung die Wald-
brandbeobachtung der Luftrettungs-
staffel mittels Satellitendaten rund um 
die Uhr das ganze Jahr über erweitert. 
Auch kommerzielle Forstbetriebe in 
Australien, Süd amerika oder Kanada 
nutzen die OroraTech-Software, die sie 
im Fall eines Brands per SMS oder

„IN SÜDAMERIKA 
KANN ES 

DREI TAGE LANG 
BRENNEN 

UND NIEMAND 
MERKT ES“ 

170 km170 km

Long-Wave Infrared (LWIR)

170 km

Die Wärmebildaufnahmen des 
OroraTech-Satelliten FOREST-1  
schützen mittlerweile über 
170 Millionen Hektar Wald

E-Mail alarmiert. „Unsere Kunden kön-
nen sich mit den Satellitenaufnahmen 
selbst ein Bild machen und entschei-
den, ob sie mit Löschfl ugzeugen 
ausrücken oder die Lage vorerst beob-
achten“, erklärt Grübler. Die ersten 
Aufnahmen sind ein voller Erfolg, aber 
das ist erst der Anfang. Dieses Jahr be-
zog das Start-up nahe dem Münchner 
Ostbahnhof sein neues, 1.000 Quadrat-
meter großes Büro, in dem 75 Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen sitzen. Für die 
Zukunft hat sich das Unternehmen hohe 
Ziele gesteckt: Bis Anfang 2024 sollen 
acht kleine Satelliten der nächsten 
Generation zweimal täglich Bilder aus 
dem All liefern.  

Medium-Wave Infrared (MWIR)

Das OroraTech-Gründerteam (v. l. n. r.): Thomas Grübler, 
Florian Mauracher, Rupert Amann und Björn Stoffers

Der OroraTech-Satellit 
FOREST-1 entdeckte im 
Mai 2022 Buschbrände 
im australischen Borroloola. 
Die Aufnahmen zeigen 
sowohl die Rauchfahnen 
als auch die Wärme-
signaturen des Feuers

KOLUMNE

Digitales Fundament für 
den Mittelstand
Die bayerische Metall- und Elektroindustrie, der Maschinen- und 

Fahrzeugbau und der Mittelstand stehen angesichts von Digitali-
sierung, Dekarbonisierung und Demografi e vor einem großen Um-
bruch, um beispielsweise die energieintensive Produktion mithilfe 
der Wasserstofftechnologie umzubauen. Bei der Umstellung der Pro-
zesse, Produkte und Geschäftsmodelle auf ein zukunftssicheres, digi-
tales Fundament wird der Mittelstand vonseiten des Wirtschaftsminis-
teriums durch die „Digitale Transformationsoffensive“ unterstützt.

Bei der Transformation ist die Demografi e der größte Bremsklotz. 
Angesichts der sinkenden Erwerbsbevölkerung braucht es vonseiten 
des Bundes ein Mehr an Investitionen in Ausbildung, Forschung und 
Schaffung hochwertiger Ganztagesinfrastruktur in Kitas und Schulen. 
Nur so werden wir Fachkräfte von morgen z. B. im Handwerk oder in 
naturwissenschaftlich-technischen Ausbildungs berufen gewinnen.

Im Freistaat gibt es bereits erfreuliche Beispiele, wie der Transfor-
mationsprozess erfolgreich gelingen kann. In Oberfranken wurde im 
September 2019 auf einem ehemaligen Reifenproduktionsgelände 
in Hallstadt die vom Wirtschafts ministerium geförderte Cleantech 
Innovation Park GmbH ins Leben gerufen. Hier sollen Projekte aus 
den Bereichen Wasserstofftechnologie, Elektromobilität und künstli-
che Intelligenz umgesetzt werden.

Ebenfalls vor einer tiefgehenden Transformation stehen die 
bayerische Fahrzeug-, Nutzfahrzeug- und Zuliefererindustrie mit über 
200.000 Beschäftigten. Daher freut mich die kürzlich zugesagte 
Bundesförderung in Höhe von 14,5 Millionen Euro für das Transfor-
mationsnetzwerk transform.by. Hier bieten Bayern Innovativ und 
zahlreiche Partner umfangreiche Qualifi zierungsangebote für Klein- 
und Mittelbetriebe der Zulieferindustrie an.

Beim bayerischen Weg der Transformation der Wirtschaft ist mir 
eines wichtig: So viele Menschen und Arbeitnehmer wie möglich 
müssen auf die Veränderungen professionell und ausgiebig vorbe-
reitet werden. Nur gemeinsam ist der Übergang zu einer ökologi-
schen und ressourceneffi zienten Wirtschaft zu schaffen.

HUBERT AIWANGER  
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie   
Stellvertretender Ministerpräsident
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Mit unserem Energiekredit 
Regenerativ fördern wir kleine 
und mittlere Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft sowie 

freiberufl ich Tätige bei Investitio-
nen in ihre Selbstversorgung mit 
erneuerbarer Energie. Auch die 

Kombination mit einer Förde-
rung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) bezie-
hungsweise dem 
Kraft-Wärme-

Kopplungsge-
setz (KWKG) 
ist möglich.

ILLUSTRATION ROBERT GRILL

Im Jahr 2020 wurden rund 25 Prozent des Endenergieverbrauchs in Bayern bilanziell 
mit erneuerbaren Energien gedeckt.* In unserer Grafi k sehen Sie die Anteile 

der Energieträger an der erneuerbaren Energie, die in Bayern gewonnen wurde. Die 
Grafi k zeigt zudem, wie die Energiespeicherung gelingen kann

Energie für morgen

Gewinnung ...

... und Speicherung
Mechanische Energiespeicher

Flüssige, feste oder gasförmige Körper bewe-
gen sich unter Kräfteeinwirkung. Das machen 
sich mechanische Speicher wie Pump-, Druck-
luft- und Schwungradspeicher zunutze. Sie 
 speichern Energie von Körpern (z. B. Wasser) in 
bewegter und ruhender Form. Effi zient für die 
Speicherung erneuerbarer Energie sind Pump-
speicher-Kraftwerke: Bei Stromüberschuss wird 
Wasser in ein höhergelegenes Becken gepumpt 
und Lageenergie gespeichert. Braucht man 
Strom, lässt man Wasser über Generatoren ins 
untere Becken ab.

*Quelle: Monitoringbericht zum Umbau der Energieversorgung Bayerns – Berichtsjahr 2020; StMWi 01/2022

Elektrische Energie kann schwer längere Zeit 
gespeichert werden. Es ist daher sinnvoll, sie in 
chemische Energie umzuwandeln. Das geht mit 
sogenannten Power-to-X-Verfahren. Zum Bei-
spiel Power-to-Gas, wo etwa durch Strom Was-
ser in Wasserstoff und Sauerstoff umgewandelt 
wird. Wie diese sogenannte Elektrolyse genau 
funktioniert, lesen Sie im Infokasten rechts. 
Darüber hinaus gibt es beispielsweise auch 
Power-to-Heat, die Umwandlung elektrischer 
Energie in Wärme, und Power-to-Liquid zur 
Herstellung fl üssiger Kraftstoffe.

Das sind Batteriespeicher, die vorrangig in 
kleineren Stromsystemen wie in Einfamilien-
häusern oder mittelständischen Unternehmen 
zum Einsatz kommen, um Strom aus eigenen 
Photovoltaikanlagen zu speichern. Innovative 
Lösungen helfen mittelständischen Unterneh-
men dabei, möglichst energieeffi zient zu ar-
beiten. Für die Energiespeicherung sind allen 
voran Lithium-Ionen-, Blei- und Redox-Flow-
Batterien, wie sie VoltStorage in München 
herstellt, im Gespräch. Mehr zur Redox-Flow-
Technologie ab Seite 4.

Chemische Energiespeicher

DIE WASSERELEKTROLYSE

Elektrochemische Speicher

Windkraftanlagen wandeln die 
Bewegungsleistung des Windes 

in Energie um. In Deutschland
 erzeugen Windräder aktuell ausschließlich 

netzgekoppelte Elektrizität.

WINDENERGIE
5%

Bisher der vielseitigste erneuer-
bare Energieträger in Deutsch-
land. Wird aus Getreide, Holz 

oder biogenen Reststoffen ge-
wonnen und in fester oder fl üs-

siger Form oder als Gas zur 
Strom- und Wärmeerzeugung 
sowie als Biokraftstoff genutzt. 

BIOENERGIE

Die Strahlungsenergie der Sonne wird 
ohne Umwege via Solarzellen in 

PV-Anlagen, Sonnenkollektoren oder 
solarthermischen Kraftwerken in Strom 

oder Wärme umgewandelt. 

SOLARENERGIE
17% Die Energie von Wasserströmungen

wird zum Antrieb von Maschinen 
oder Generatoren genutzt. Mit 

Wasserkraft werken erzeugt man 
heute in Deutschland fast 

ausschließlich Strom.

WASSERKRAFT
12%60%  

Bei Geothermie handelt es sich 
um in der Erde gespeicherte 

Wärme (thermische Energie), die 
sich mit verschiedenen techni-
schen Verfahren für Strom, Hei-
zung und Kühlung nutzen lässt. 

Man unterscheidet zwischen 
oberfl ächennaher Geothermie 

und Tiefengeothermie.

GEOTHERMIE 
& SONSTIGE

6%

So kann grüner Strom 
gespeichert werden
Um möglichst unabhängig von Ange-
bot, Jahreszeiten und Nachfrage zu 
sein, brauchen wir verschiedene 
Methoden, erneuerbare Energien zu 
speichern. Zum Beispiel über:

LFA MAGAZIN14

GRÜNER 
WASSERSTOFF

H2

Durch zwei Elektroden wird 
Gleichstrom in die leitfähige 

Flüssigkeit Wasser gelenkt. Das 
fördert eine chemische Reaktion: 
Wasser wird gleichzeitig am Mi-
nuspol reduziert, wobei Wasser-

stoff entsteht, und am Pluspol oxi-
diert, woraus Sauerstoff entsteht. 

Das farb- und geruchlose Gas gilt 
als ein Schlüssel zur Klimaneutralität. 
Der Hoffnungsträger ist fl exibel ein-
setzbar, z. B. als Ersatz von Kohle in 
der Stahlproduktion, von Erdgas in 

der Chemieindustrie oder zur 
Stromerzeugung. Auch in Autos mit 
Brennstoffzellen kann er verwendet 

werden. Wasserstoff kann über 
Jahre bereitgehalten werden, was 
für eine Flexibilisierung der Strom-

versorgung sorgen könnte. Er 
kommt nur in Form von Verbindun-

gen vor, die mithilfe von Energie 
gespalten werden müssen.

Die Grafi k rechts zeigt, wie Wasser-
stoff über Elektrolyse aus Wasser 

gewonnen werden kann.
Dieser sogenannte grüne Wasser-
stoff wird mit Strom aus erneuer-

baren Energien hergestellt. 
Er unterscheidet sich vom „grauen 
Wasserstoff“, der aus fossilen Roh-

stoffen wie Erdgas gewonnen wird.

hungsweise dem 
Kraft-Wärme-

Kopplungsge-
setz (KWKG) 
ist möglich.

ENERGIEKREDIT
REGENERATIV

Detaillierte Infos unter 
www.lfa.de/

energieundumwelt

AUSBL ICK
Laut Bayerischem Energieplan 

2030* soll bis 2030 die Bruttostromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien auf 78 Tera-

wattstunden (TWh) verdoppelt werden. Dies er-
fordert eine deutliche Beschleunigung des Ausbaus 
der Nutzung erneuerbarer Energien. Insbesondere 

die Stromerzeugung aus Photovoltaik soll bis 2030 von 
13 TWh auf 40 TWh verdreifacht werden. Bei der 

Windkraft strebt die Staatsregierung einen Zuwachs 
von mindestens 800 bis zu 1.000 Windenergieanla-

gen in den nächsten Jahren an. Auch das Poten-
zial der Geothermie soll stärker gehoben 

werden, um bis 2050 rund 25 Prozent 
des bayerischen Gebäudeenergie-

bedarfs mit Erdwärme 
zu decken.

A
N

O
D

E

H2 O2

H2O

STROMQUELLE
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INFOGRAFIK INFOGRAFIK

*Quelle: Bayerische Staatsregierung, Bericht aus 
Kabinettssitzung vom 6. September 2022

WASSER

WASSERSTOFF SAUERSTOFF
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MADE IN GERMANY  
TEXT MARLENE IRAUSEK

DIE WAGNER MÖBEL MANUFAKTUR WURDE MIT DER FERTIGUNG VON  
BAUERNSTUBEN BEKANNT. MITTLERWEILE WERDEN IN MINDELHEIM MIT INNOVATIVEN  
TECHNIKEN UND AUTOMATISIERUNG DESIGNAUFTRÄGE AUS ALLER WELT UMGESETZT

erfahrung muss hier keine Holzplatten 
durch die Gegend tragen.“ 
Heute zählt die Wagner Möbel Manufak-
tur zu den größten Schreinereien in Süd-
deutschland, spezialisiert auf hochwertige 
Inneneinrichtungen. Gefertigt wird sehr 
individuell, die Konzepte sind exakt auf 
den Kunden zugeschnitten. Designer 
bringen ihre Ideen in Freihandzeichnun-
gen zu Papier, bevor die Möbel Schritt für 
Schritt ihre Form annehmen. Immer mehr 
internationale Aufträge werden in Min-
delheim gefertigt, dann verschifft und vor 
Ort montiert. Kürzlich wurde sogar ein 
Yachtausbau auf Mallorca realisiert. „Spe-
ziell bei so einem Projekt braucht man 
versierte Kollegen und langjährige Mitar-
beiter, die viel Erfahrung mitbringen“, 
fasst der Marketingexperte zusammen. 

Darum sorgt der Betrieb auch vor: 
Aktuell unterstützen zehn Auszubilden-
de das Team in den verschiedensten 
Bereichen. Denn der Geschäftsführer 
Tobias Waltl weiß: „Ich kann in Zukunft 
nur gute Fachkräfte im Betrieb haben, 
wenn meine erfahrenen Leute ihr Wis-
sen weitergeben.“ Darin und im Einsatz 
innovativer Technologien sieht der 
42-Jährige Potenzial, konkurrenzfähig 
und Mitstreitern vielleicht auch mal  
einen Schritt voraus zu sein.  

F A K T E N
WAGNER MÖBEL MANUFAKTUR 

Finanzierung: Innovationskredit 4.0 
Gründungsjahr: 1948 

Standort: Mindelheim und Illertissen 
Mitarbeiter: 193 

www.wagner-moebel.de

Online unter www.lfa.de/magazin

Moderner Stilmix:   
Zum Einsatz kommen 

Holz in den ver-
schiedensten Verar-

beitungsformen, 
Glas und Stein

halb wollten wir die Produktionslinie 
automatisieren und auch Roboter ein-
setzen. In bestimmten Bereichen gibt es 
Handgriffe, die nicht gerne gemacht 
werden oder die erleichtert werden 
können“, sagt Stock. „Ein Beispiel: Eine 
elf Quadratmeter große Holzplatte ist 
schwer und unhandlich. Zwar hebt ein 
Kran diese auf die Fräsmaschine, aber 
die einzelnen Elemente müssen später 
zur nächsten Maschine gebracht wer-
den. Macht das ein Mitarbeiter, geht 
das mit der Zeit auf die Knochen.“ 

Anfang 2021 entschied sich Waltl, Ro-
boter anzuschaffen. Die LfA hat zwei 
dieser Automatisierungsvorhaben mit
finanziert: drei Roboter der Firma Kuka 
sowie eine vollautomatische Lackieran-
lage. Die Kuka-Roboter heben Bauteile 
von Maschine zu Maschine. Auch die 
Lackieranlage erspart Arbeitsschritte: 
Bevor sie in Betrieb ging, brauchte es 
zwei Leute, um die Bauteile nach der 
Grundierung noch einmal zu schleifen 
– als Vorbereitung für die Endlackie-
rung. Mitarbeiter zu finden, die diese 
Arbeit 40 Stunden die Woche über-
nehmen, wird immer schwieriger. Der 
gesamte Produktionsablauf wird auf-
grund reduzierter Trocknungszeiten 
deutlich verkürzt und mit der automati-
schen Wendeanlage erleichtert. Stock 
betont: „Wir ersetzen dadurch keinen 
Mitarbeiter. Wir haben eher das Prob-
lem, zu wenig Schreiner zu haben.  
Daher müssen wir unsere qualifizierten 
Mitarbeiter bestmöglich einsetzen.  
Ein Schreiner mit langjähriger Berufs

S
chon Peter Wagner hatte einen 
beachtlichen Kundenkreis. 1975 
übernahm er das von seinem 
Vater gegründete Schreiner-

unternehmen und verwirklichte seine 
Vision anspruchsvoller Innenausbauten. 
Wer etwas auf sich hielt und es sich 
leisten konnte, hatte in den 80er-Jah-
ren eine Bauernstube aus dem Hause 
Wagner. 2006, viele Jahre und Wohn-
trends später, stand die Schreinerei 
zum Verkauf. Tobias Waltl sucht zu die-
sem Zeitpunkt eine neue Herausforde-
rung: Die Theorie seines amerikani-
schen Wirtschaftsstudiums will er mit 
einem eigenen Unternehmen umset-
zen. Zwar hat der gelernte Bankkauf-
mann noch keinerlei Erfahrung mit 
dem Schreinerhandwerk, die Produkte 
und ihre Fertigung beeindrucken ihn 
aber sofort. Er kauft das Unternehmen 
im Alter von 26 Jahren. Sein Studium in 
den USA führt er nebenbei fort.

Entwickelt hatte sich die Wagner Mö-
bel Manufaktur auch schon vor Waltls 
Übernahme. Ausrichtung und Abläufe 
waren aber zum Teil festgefahren. Ein 
frischer Blick half dabei, Vorhandenes 
zu hinterfragen – zum Beispiel, ob es 
sinnvoll ist, Möbel auf fünf Stockwerke 
verteilt anfertigen zu lassen. Möglichst 
nachhaltig zu wirtschaften, ist Waltl 
wichtig. „Er verfügt über einen enor-
men Weitblick und geht an Herausfor-
derungen auch mal unkonventionell 
heran. Unser Chef denkt lösungsorien-
tiert und schaut, dass Dinge entspre-
chend schnell umgesetzt werden“, er-
klärt Marketingleiter Sebastian Stock. 

Am jetzigen Standort ließ der Unter-
nehmer 2011 ein neues Gebäude mit 
Produktionshalle, inklusive 2.200 Quad-
ratmetern Ausstellungsfläche errichten. 
In der Fertigung setzt Waltl auf die Un-
terstützung innovativer Technologien. 
„Er sieht sich Prozesse an und überlegt, 
ob sie zukunftsfähig sind. Genau des-



Lassen Sie uns zuerst einen Blick auf die Gegenwart und die 
Gaskrise werfen. Insbesondere energieintensive Betriebe 
in Bayern können kurzfristig nicht auf Gas als Energieträger 
verzichten. Was raten Sie diesen Unternehmen? 
Um zu sichern, dass sie auch im Winter noch genug Gas  
bekommen, müssen die Gesellschaft und die Industrie dafür 
sorgen, dass so viel Gas wie möglich gespart wird. Wir  
hören beispielsweise von Unternehmen, dass sie, wo es 
möglich ist, wieder mit Öl heizen. Wo Gas durch Strom  
zu ersetzen ist, tun sie das ebenfalls. Da ist bereits  
einiges in Bewegung.

Sie fordern auch von der Gesellschaft, Energie einzusparen. 
Wie genau kann das gelingen?
Da wäre ein deutlich hörbarer Appell der Politik an alle Bür-
ger sehr viel wert. Denn wenn Leute sagen „Die Energiekri-
se wird nicht unter der Dusche entschieden“, dann mag das 
populär klingen, aber sie gucken nicht auf die Zahlen. Denn 
die sprechen eine andere und eindeutige Sprache. In deut-
schen Haushalten werden jedes Jahr etwa 100 Terawattstun-
den für Warmwasser verbraucht. Davon werden 50 Prozent 
durch Gas erzeugt. Nehmen wir an, wir würden davon die 

FOTOS SEBASTIAN ARLT   INTERVIEW MARTIN FRAAS

AN DER TECHNISCHEN UNIVERSITÄT MÜNCHEN  
FORSCHT PROFESSOR THOMAS HAMACHER AN DER  

ENERGIEVERSORGUNG DER NAHEN ZUKUNFT.  
WIE DIE AUSSIEHT? DAS WOLLTEN WIR VON IHM WISSEN

„Das Bild  
Bayerns wird sich  

verändern“
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München in Garching
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vielen. Ja, wir benötigen Wasserstoff und syn-
thetische Treibstoffe für viele Anwendungen. 
Sie sind eine wichtige Ergänzung, aber kein 
Ersatz für die elektrische Energieversorgung, 
die die zentralen Aufgaben erfüllen muss. 

Gibt es vielleicht eine völlig neue Art  
der Energiegewinnung, die Forscher im 
Schrank haben?
Nein, wir haben im Physikunterricht in der 
Schule ja gelernt: Es gibt vier Kräfte. Gravitation, elektromag-
netische Kraft, dazu die schwache und die starke Kernkraft. 
Das ist es. Und mit allen vier Kräften arbeiten wir bereits. Wir 
können nichts Neues aus dem Hut zaubern. 

Sie arbeiten und forschen derzeit in  
Ihrem Labor „COSES“ an sogenannten Microgrids.  
Was hat man sich darunter vorzustellen?
In der Vergangenheit gab es ein paar große Kraftwerke, von 
denen aus wurde der Strom verteilt und die Stabilität des 
Systems gewährleistet. Wir haben in Zukunft aber Millionen 
von Photovoltaikanlagen und Windturbinen. Dazu kommen 
ganz viele aktive Verbraucher, die sich mal an- und dann 
wieder abschalten. Deshalb müssen wir eine Neuorganisati-
on des Systems finden, bei der viel mehr Management- und 
Regelaufgaben auf einer niedrigeren Ebene erfüllt werden. 
Stichwort: modularisieren. Wir können große Probleme  
immer nur dadurch lösen, dass wir sie in kleinere Probleme 

zerhacken. Und so müssen wir auch das 
Stromnetz in kleine Strukturen aufteilen, 
die wir dann im Griff haben. Eine dieser 
neuen Strukturen ist das Microgrid, eine 
überschaubare und abgeschlossene Or-
ganisationseinheit, bestehend zum Bei-
spiel aus etwa 100 Einfamilienhäusern. All 
die Microgrids in Deutschland werden 
künftig auch interagieren. 

Was sind die größten Herausforderungen für die  
zukünftige Energieversorgung Bayerns?
Bayern hat nach dem Zweiten Weltkrieg eine wirklich konsis-
tente Energiepolitik gemacht. Das war sicherlich die Grund-
lage des bayerischen Wirtschaftserfolgs. Eine solche strate-
gische und weitsichtige Energiepolitik brauchen wir 
dringend wieder. Da wäre die Politik gefordert, auch mal an 
mutigen Visionen zu arbeiten, die natürlich von den Bürgern 
getragen werden müssen.  

Hälfte einsparen, was für die meisten Menschen problemlos 
möglich wäre. Damit würden wir mehr als 25 Terawattstun-
den beim Gas einsparen. Zum Vergleich: Das Kernkraftwerk 
Isar 2, das in Bayern als letztes noch am Netz ist, erzeugt im 
Jahr etwa 11 Terawattstunden Strom. Aber auch unabhängig 
von der aktuellen Energiekrise wird die Einsparung von 
Energie ein zentrales Thema bleiben. Genauso wie der  
Umstieg in allen Bereichen auf Strom.

Ist Bayern denn für diesen erheblichen Mehrbedarf  
an Strom gerüstet?
Ganz ehrlich: nein! Wenn wir rechtzeitig Trassen gebaut hät-
ten und die fertig wären, wenn wir dazu die Windkraft deut-
lich mehr ausgebaut hätten, dann wäre natürlich auch mehr 
Strom da. Nun gut, wir können die Kernkraftwerke noch im 
Winter dieses Jahres laufen lassen. Oder sogar darüber hin-
aus. Ich kann die damit verbundenen Probleme allerdings 
im Detail zu wenig abschätzen, um eine 
saubere Aussage dazu treffen zu können. 
Aber rein von der Stromseite her wäre es 
wünschenswert, wenn wir diese Energie 
noch zur Verfügung hätten. Denn mit un-
serem Verzicht auf die Kernkraft stehen 
wir Deutschen fast allein. England und 
Frankreich machen weiter, die USA eben-
so. Und selbst Japan fängt an, die Anla-
gen wieder hochzufahren. In China und 
Indien soll sogar eine Vielzahl von neuen 
Reaktoren gebaut werden. 

War der kurzfristige Atomausstieg Ihrer 
Einschätzung nach richtig?
Es ist erst mal so, wie es ist. Man kann 
Kämpfe führen. Aber es lohnt sich nicht, 
gesellschaftlich und politisch jeden Kampf zu führen. Die 
Kernenergie wird nun eben an anderen Orten der Welt wei-
terentwickelt. Es gibt ja nicht nur die klassische Kernkraft, 
sondern auch neue Technologien wie beispielsweise die 
Fusion. Ob eine davon das Potenzial hat, dass man auch in 
Deutschland irgendwann wieder darüber nachdenkt, damit 
zu arbeiten, wird sich zeigen. Das Grundproblem bei der 
Kernkraft war: Der erste Entwicklungsschub wurde viel zu 
schnell durchgeführt, weil man diese Technologie unbe-
dingt haben wollte. Aber wir wissen, dass alle Technologien 
in einem Lernprozess vorangetrieben werden müssen. Die-
ser Prozess war für Kernkraft viel zu schnell, mal sehen, ob 
dies ein zweiter Anlauf besser macht. 

Sie sprachen die Windkraft an. Die Akzeptanz für Windräder 
ist in Bayern in der Bevölkerung nicht uneingeschränkt  
vorhanden, um es verhalten zu formulieren.
Windkraft trifft an vielen Orten auf Widerstand. Und sicher 

müssen wir dies immer auch ernst nehmen. Trotzdem  
müssen dann Alternativen angeboten werden. Wer keine 
Windturbinen in Bayern möchte, muss zumindest Stromtras-
sen bauen. Es gibt aber derzeit keine Bewegung, die sich 
für diese dann notwendigen Leitungen einsetzt. Und keinen 
Spitzenpolitiker, der in die von den Trassen betroffenen  
Regionen reisen und Werbung dafür machen würde. Wir 
müssen als Gesellschaft jedoch eine Entscheidung treffen. 
Wollen wir wirklich einen überwiegenden Teil der Energie  
in unserem Land erzeugen? Wenn ja, dann müssen wir sehr 
viele Erzeugungsanlagen hier bauen und auch eine ent-
sprechende Infrastruktur wie Stromleitungen. Diese Anlagen 
werden überall sichtbar sein! Ja, sie werden auch das Bild 
Bayerns verändern. Die zwei Prozent der Gesamtfläche 
Deutschlands für Windkraft, die die Bundesregierung  
genannt hat, sind keine Kleinigkeit. Im Vergleich dazu  
liegen die gesamten bebauten Flächen bei etwa acht  

Prozent der Gesamtfläche. 

Für eine Windkraftanlage eines derzeiti-
gen Typs muss ein Fundament aus  
circa 1400 Kubikmetern Stahlbeton  
ins Erdreich gegossen werden. Wird  
das Problem der Bodenversiegelung  
dadurch verstärkt?
Bodenversiegelung ist vielmehr ein 
grundsätzliches Problem unserer Sied-
lungsstruktur. In Europa und Nordamerika 
ist das frei stehende Einfamilienhaus das 
Ideal. Das kann schnell zu großen Sied-
lungsflächen und Versiegelung führen. 
Aber wir haben eine Alternative: Ich woh-
ne in Garching in einem achtstöckigen 
Haus mit 50 Wohnungen. Diese Bauform 

ist sehr effizient, auch aus dem energetischen Blickwinkel, 
und hat ein großes Zukunftspotenzial. Wir könnten künftig 
auch in Deutschland viel mehr Hochhäuser bauen und da-
durch Einfamilienhäuser ersetzen. So weit sind wir aber als 
Gesellschaft noch nicht. 

Wäre der verstärkte Einsatz von Wasserstoff als Energieträger 
eine Alternative, um eine signifikante Umgestaltung des 
Landschaftsbilds in Bayern überflüssig zu machen?
Wir haben in Deutschland das Talent, Lösungen gegenein-
ander auszuspielen. Natürlich brauchen wir auch Wasser-
stoff. Nur müssen wir klarstellen: Woher kommt dieser Was-
serstoff? Zu welchem Preis wird er geliefert? Mit welchen 
Technologien wird er zu uns gebracht? Schiffe, die flüssi-
gen Wasserstoff über 5.000 Kilometer und mehr transpor-
tieren können, gibt es noch nicht. Man weiß, wie man sie 
konstruieren müsste, aber sie sind noch nicht gebaut bzw. 
nur in ersten Prototypen. Und dies ist nur ein Problem unter 
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„WIR MÜSSEN  
AUCH ALS  

GESELLSCHAFT 
EINE ENT­

SCHEIDUNG  
TREFFEN“

„UNABHÄNGIG 
VON DER 

AKTUELLEN 
ENERGIEKRISE 

WIRD DIE  
EINSPARUNG  

VON ENERGIE EIN 
ZENTRALES  

THEMA BLEIBEN“

Ein Mann der klaren 
Worte: Professor 
Thomas Hamacher 
versteht es, wissen-
schaftliche Erkennt-
nisse gut verständ-
lich zu erklären

PROF. DR. THOMAS HAMACHER

geboren 1964, gilt als einer der führenden Experten für  
Energie- und Systemanalyse. Er studierte Physik in Bonn, Aachen  

und an der Columbia University in New York. Seit 2010 lehrt  
er an der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der  

Technischen Universität München und ist seit 2013 Inhaber  
des Lehrstuhls für Erneuerbare und Nachhaltige Energiesysteme. 

Online unter www.lfa.de/magazin
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DIE BAYERISCHE POLIZEI FÜHRT EINE ZENTRALE BEDIENEINHEIT FÜR IHRE 
EINSATZFAHRZEUGE EIN. EIN MOTIVIERTES ENTWICKLER-DUO AUS DER HALLERTAU SETZT 

DAS DIGITALISIERUNGSVORHABEN IN DIE WIRKLICHKEIT UM

gänzt: „Diese explizite Anfrage für ein 
separates Produkt, das dann verbaut 
wird, war neu. Meistens sind nur die 
Einsatzfahrzeuge ausgeschrieben und 
wir dadurch auf eine Kooperation mit 
einem Autohersteller angewiesen.“ Für 
Waltl und Jung eine Chance, die sie 
sich nicht entgehen ließen. Zu der Zeit 
arbeiteten beide bei der Firma Germa-
neers. Für das Projekt gründeten sie im 
Zuge der Teilnahme an der Ausschrei-
bung die GERMANTRONIC aus.

Sitz ihres Start-ups ist keine große Met-
ropole, sondern Geisenfeld im ober -
bayerischen Landkreis Pfaffenhofen. Ein 
großes Firmengebäude, in dem sich 
das Team jeden Tag trifft, gibt es dort 
aber nicht: „Wir sitzen alle an verschie-
denen Orten und besprechen uns 
größtenteils online. Nur wenn es wirklich 
notwendig ist, treffen wir uns“, so Jung. 
„Wir haben zwar während der Pande-
mie gegründet, aber eigentlich schon 
vorher so gearbeitet. Das kam uns 
dann zugute, weil wir von vornherein für 
Remote Working ausgestattet waren.“ 
Spezialisiert ist ihr Unternehmen auf die 

Entwicklung von Soft- und Hardware 
für Sonderfahrzeuge, darunter Polizei, 
Feuerwehr und Rettung. „Anfangs 
musst du natürlich investieren, Geld 
fl ießt ja erst später. Und wenn es um 
Finanzierung in Bayern geht, führt der 
Weg schnell zur LfA“, so Waltl. Er und 
Jung beantragten den Innovationskre-
dit 4.0 und konnten ohne Probleme 
alle Förderkriterien erfüllen. Für die 
Ausschreibung des Ministeriums bau-
ten sie zwei Fahrzeuge auf, die dann 
zehn Wochen im Echtbetrieb liefen – 
24 Stunden durchgehend, um zu 
sehen, ob das System auch in der Pra-
xis seinen Zweck erfüllt. ALEA über-
zeugte und GERMANTRONIC bekam 
den Zuschlag.

Aktuell besteht das Team aus sieben 
internen Mitarbeitern, das gesamte 
Projekt unterstützen insgesamt aber 
rund 20 Kollegen. „Wir haben mit Ger-
maneers einen starken Partner und, 
wenn nötig, Experten aus den ver-
schiedensten Bereichen an unserer 
 Seite“, schätzen sich die beiden Ge-
schäftsführer glücklich. Bis 2025 sollen 
vertraglich bis zu maximal 4.500 Autos 

mit dem Bordcomputer ausgestattet 
sein. Dem Digitalisierungsplan der Bay-
erischen Polizei hat sich auch die Polizei 
in Sachsen angeschlossen. Durch einen 
Koopera tionsvertrag sind beide bei 
GERMAN TRONIC bezugsberechtigt. 
Die Corona- und Halbleiterkrise hat das 
junge Unternehmen natürlich auch vor 
unerwartete Herausforderungen ge-
stellt, insbesondere der Mangel an 
Automotive-Mikrochips. „Mittlerweile 
konnten wir die erste Charge ausliefern 
und sind stolz darauf, unseren Teil zu 
einer verbesserten Einsatzunterstüt-
zung der Polizei beitragen zu dürfen“, 
freuen sich die beiden Entwickler. Das 
tun sie übrigens auch über das Interes-
se anderer Bundesländer und weitere 
Anfragen aus Österreich, der Schweiz 
und Dänemark.  

P
olizistinnen und Polizisten in 
Bayern und Sachsen bekommen 
digitale Unterstützung: Die 
Assistentin Leitstelle & Einsatz 

Automotive, kurz ALEA, ist der neue 
Bordcomputer des allgemeinen Strei-
fendienstes. Das Besondere: Das Sys-
tem verknüpft Sonderfunktionen wie 
Funk, Blaulicht, Martinshorn und die 
Navigation auf dem vorhandenen 
 Autodisplay. Die Streife bekommt alle 
wichtigen Informationen für ihren Ein-
satz über den Bildschirm, mithilfe einer 
Art Einsatz-SMS. Die Koordinaten sind 
in der Nachricht enthalten und werden 
automatisch übernommen. Mit einem 
Klick lässt sich die Navigation starten, 
die bei Blaulicht den schnellsten Weg 
zum Einsatzort anzeigt – und den Strei-
fenwagen, wenn nötig, sogar gegen 
die Einbahnstraße navigiert. 

ALEA ist die Idee von Andreas Waltl 
und Robert Jung. Im Rahmen einer 
Ausschreibung des Bayerischen Innen-
ministeriums brachten die IT-Spezialis-
ten die nötige Hardware und eine auf 

die Polizei abgestimmte Anwendung 
auf den Weg. Das Steuergerät ihrer Fir-
ma GERMAN TRONIC lässt sich zwischen 
Bordrechner und Display in verschiede-
ne Fahrzeugtypen einbauen. „Wir kön-

nen so neben dem Seriensystem jede 
beliebige Android-App im Auto dar-
stellen. Das wird vielleicht auch für an-
dere Bereiche interessant, bei  denen 
man viel im Auto unterwegs ist, zum 
Beispiel im Außendienst“, erklärt Jung. 
Da für Anzeige und Steuerung das vor-
handene Fahrzeugdisplay genutzt wird, 
sind keine zusätzlichen Aufbauten im 
Fahrzeug nötig, die Platz wegnehmen 
oder mit dem Airbag konkurrieren. 
Auch Datenschutz wird großgeschrie-
ben: „Die Polizei will natürlich nicht, 
dass ihre Daten irgendwo hingehen, 
wo man sie nicht kontrollieren kann. 
Deshalb funktioniert unser System kom-
plett ohne Cloud-Lösung. Es läuft alles 
lokal auf dem Rechner im Fahrzeug.“

Bisher wurde so ein Einsatzmanage-
ment-System nicht unabhängig vom 
Fahrzeug ausgeschrieben. Jung er-

F A K T E N
GERMANTRONIC

Finanzierung: Innovationskredit 4.0
Projektstart: 2020

Mitarbeiter: 7
Standort: Geisenfeld
www.alea-polizei.de
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Sondersignal ALEA kann 
die Steuerung aller CiA447- 
konformen Sondersignal-
anlagen integrieren

Funk Bietet eine intuitive und 
herstellerunabhängige Ober-
fläche zur Bedienung von 
Analog- und Digitalfunkgeräten

A L L E S  A U F  E I N E N  B L I C K

Die Anhaltesignal -
geber aktiviert man, 
wie das Blaulicht auch, 
über das Display

Leitstelle Die direkte 
Übergabe garantiert 
eine schnelle Aufga-
benübernahme

Push-to-Talk Das Funk-
gerät kann analog zum 
konventionellen Bedienteil 
gesteuert werden

Das Blaulicht wird über 
das System ein- bzw. 
ausgeschaltet, wobei 
immer der aktuelle Sta-
tus angezeigt wird

Ein Notruf lässt 
sich mit einem 
Klick an die Leit-
stelle absetzen

Aufträge und Meldungen
übermittelt die Leitstelle 
direkt an das Fahrzeug

ALEA bündelt die Komponenten eines 
modernen Funkstreifenwagens in 
einer zentralen Bedieneinheit und verbindet 
das Einsatzfahrzeug mit der Leitstelle

„BIS 2025 SOLLEN VER-
TRAGLICH BIS ZU MAXI-
MAL 4.500 AUTOS MIT 
DEM BORDCOMPUTER 
AUSGESTATTET SEIN“

AUF DER ÜBERHOLSPUR
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Mehr als 2.700 Unternehmen und Kommu-
nen profi tierten von den Angeboten der 
LfA Förderbank Bayern. Mit insgesamt 1,5 
Milliarden Euro hat die LfA im ersten Halb-
jahr 2022 die bayerische Wirtschaft in Form 
von Darlehen unterstützt. Besonders ge-
fragt: die Förderangebote für Erweite-
rungs- und Modernisierungsvorhaben 
mittelständischer Betriebe sowie für die 
Gründung und Unternehmensnachfolge. 
Zudem ist der neue Energiekredit Rege-
nerativ zur Förderung von Investitio-
nen in die Strom-, Wärme- und Kälte -
erzeugung auf Basis erneuerbarer 
Energien erfolgreich angelaufen. 
Weitere Infos unter:
www.lfa.de/energieundumwelt

Bei der Umsetzung von Zukunfts-
projekten mittelständischer Un-
ternehmen oder Start-ups ist die 

BayBG Bayerische Beteiligungsgesell-
schaft ein verlässlicher Partner – und 
das schon seit 50 Jahren. Ein Grund 
zum Feiern. Deshalb lud die BayBG 
am 30. Juni ins Münchner Werksviertel 
ein. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 

Das Thema Nachhaltigkeit ist derzeit ein 
prägender Faktor der gesellschaftlichen 
Diskussion. Für Unternehmen lautet das 
Gebot der Stunde: Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung. Viele Unternehmen se-
hen sich nun komplexen Anforderun-
gen ausgesetzt, welchen sie gesetzlich 
nachkommen müssen. Grundsätzlich 
gilt: Wer sich rechtzeitig aktiv damit aus-
einandersetzt, investiert auch in die ei-
gene Zukunft. Sofern Ihr Unternehmen 
berichtspfl ichtig ist, fi nden sich online 

der BayBG, LfA-Vorstandschef Dr. 
Bernhard Schwab, sprach gemeinsam 
mit den BayBG-Geschäftsführern Peter 
Pauli und Peter Herreiner sowie Prof. 
Dr. Christoph Kaserer, Professor für Fi-
nanzmanagement und Kapitalmärkte 
an der TUM, über die Zukunft des Be-
teiligungsmarkts. Für lockere Stim-
mung und die ein oder andere Stiche-

zahlreiche Leitfäden für die Erstel-
lung des Berichts, zum Beispiel von 
der IHK. Auch die LfA bietet Kunden, 
Stakeholdern und Mitarbeitenden 
einen Einblick in ihre unternehmeri-
schen Nachhaltigkeitsbestrebungen. 
Die Förderbank reduziert stetig den 
Einsatz von Ressourcen, um bis zum 
Jahr 2028 klimaneutral zu werden. 
Den neuen Nachhaltigkeitsbericht 
der LfA fi nden Sie unter:
www.lfa.de/nachhaltigkeit 
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Daten für Werbezwecke durch Deutsche Post Direkt widerspre-
chen wollen, wenden Sie sich bitte an Deutsche Post Direkt. Wei-
tere Informationen zu Ihren Rechten auf Auskunft, Berichtigung und 
Beschwerde erhalten Sie unter www.postdirekt.de/datenschutz und 
www.lfa.de/datenschutz

Das FSC®-Waren zeichen garantiert, dass das verwendete Papier 
aus verantwortungsvoller Waldwirtschaft und anderen kontrollier-
ten Materialien stammt. Mit der im Logo angegebenen Lizenz-
nummer können auf info.fsc.org Informationen zur zertifi zierten 
Druckerei eingesehen werden.
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Investition in Chancen
50 JAHRE BAYBG

Bayerns Best 50 wurden am 26. Juli im Schloss 
Schleißheim von Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger ausgezeichnet. Aiwanger ehrte Mittel-
ständler, die in den vergangenen Jahren die Zahl 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ihren 
Umsatz überdurchschnittlich steigern konnten. Alle 
Preisträger wurden von einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft als unabhängiger Jury nach objektiven 
Kriterien ermittelt. Mehr als 70 % der prämierten 
Unternehmen wurden von der LfA gefördert. 

Berichtspfl icht 
für Nachhaltigkeit

BAYERNS BEST 50

LFA-NACHHALTIGKEITSBERICHT

INNOVATIONEN 
VON MORGEN

BUSINESSPLAN WETTBEWERBE

Auch in diesem Jahr wurden die besten 
Businesspläne Nordbayerns sowie 

Münchens ausgezeichnet. Dabei erhielten 
alle Teilnehmenden Experten-Feedback, 
das den Weg zur Gründung erleichtern 
soll. Der Wettbewerb ist also das ideale 

Sprungbrett für die Umsetzung und 
Finanzierung ihrer Ideen. In Nordbayern 
gewann das Würzburger IT-Start-up Web 
Inclusion. Mit ihrer Software Eye-Able® 

wird die Barrierefreiheit im Internet 
gefördert. In München wurde das Start-up 
Dymium prämiert. Die Gründer entwickel-

ten eine minimalinvasive Behandlungs-
methode zur rückstandsfreien Entfernung 

von Nierensteinen.

STARKE LEISTUNG

Bei der Jubiläumsveranstaltung: 
Dr. Bernhard Schwab (links), Prof. Dr. Christoph 
Kaserer, Peter Pauli, Peter Herreiner und Moderatorin 
Julia Scharf Oben: Kabarettistin Luise Kinseher

Die Sieger 2022
Oben: Platz 1 
in München beleg-
ten Michael Wengler 
und Florian Ebel 
von Dymium
Unten: Platz 1 
in Nordbayern 
sicherten sich Eric 
Braun und Oliver 
Greiner von 
Web Inclusion

lei sorgte Luise Kinseher, besser 
bekannt als Mama Bavaria. Die 
Geschichte der BayBG begann im Jahr 
1972 mit der Mozartkugel. Reber, der 
weltbekannte Hersteller der Marzipan-
Nougat-Praline, war der erste Beteili-
gungsnehmer. Seither hat die BayBG 
viele renommierte Unternehmen be-
gleitet. Sie steht dem Mittelstand tat-
kräftig zur Seite und investiert weiter in 
dessen Chancen. Über die Jahre hat 
sich das Volumen der Investments 
kontinuierlich erhöht. Aktuell ist die 
BayBG mit 340 Mio. Euro in mittelstän-
dischen Unternehmen investiert. 

MELDUNGEN
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Attraktive Stellenangebote  
finden Sie unter 

www.lfa.de/karriere

Die LfA hat nicht nur ein besonde-
res Vertrauensverhältnis zu ihren 
Kundinnen und Kunden, son-

dern auch zu ihren Angestellten. Wir 
möchten sicherstellen, dass sich unsere 
Mitarbeitenden in einem modernen 
Umfeld entfalten können: Denn nur mit 
engagierten und zufriedenen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern kann 
die LfA die bayerische Wirtschaft nach 
vorn bringen. Wir bieten ein zeitgemä-
ßes Gesamtpaket, zugeschnitten auf die 
Bedürfnisse von heute, das wir kontinu-
ierlich weiterentwickeln. Dazu zählen 
abwechslungsreiche, sinnhafte Aufga-
ben, die zu einer positiven Entwicklung 
des Freistaats beitragen. Hinzu kommen 
eine hohe Arbeitsplatzsicherheit durch 
ein zukunftssicheres Geschäftsmodell, 

ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
Arbeit und Freizeit, flexible Möglichkei-
ten für mobiles Arbeiten und vieles 
mehr. Verlässlichkeit und dauerhaftes 
Engagement sind für uns mehr als nur 
Schlagworte: Und deshalb bringen ein 
umfangreiches Weiterbildungsangebot, 
diverse Aufstiegs- und Entwicklungs-
chancen oder etwa Hospitationen in an-
deren Abteilungen unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter voran. Talente in-
dividuell zu fördern und zu fordern, ist 
uns ein großes Anliegen. 

Moderne Teamarbeit wird in der staat-
lichen Förderbank großgeschrieben. 
Ein wertschätzendes, respektvolles und 
konstruktives Miteinander steht immer 
im Fokus. Auch das Arbeitsklima spielt 

dabei eine entscheidende Rolle.  
Darum gibt es bei der LfA auch abseits 
der eigentlichen Arbeit viele Gelegen-
heiten, abteilungsübergreifend zusam-
menzukommen: Auf gemeinsamen 
Events oder beim Betriebsausflug kön-
nen sich die über 300 Kolleginnen und 
Kollegen besser kennenlernen und Er-
folge miteinander feiern. Unsere flexi-
blen Arbeitszeitmodelle ermöglichen 
die richtige Balance zwischen Beruf 
und Freizeit. Egal, ob es um kinder-
freundliche Regelungen geht oder  
die Pflege von Angehörigen: Für jede 
Situation finden wir gemeinsam eine 
passende Lösung. Auch betriebliche  
Zusatzleistungen wie Sport- und  
Gesundheitsangebote oder die Kin-
derbetreuung in den Sommerferien 
leisten einen wichtigen Beitrag, Moti-
vation und Leistungsfähigkeit der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu stär-
ken. Klingt das gut? Dann bewerben 
Sie sich jetzt. Wir freuen uns auf Sie!

WILLKOMMEN IM TEAM
ARBEITEN BE I  DER LFA

SERVICE

MOTIVIERTE UND ZUFRIEDENE MITARBEITER SIND DAS  
FUNDAMENT JEDES ERFOLGREICHEN UNTERNEHMENS.  

ALS ATTRAKTIVER ARBEITGEBER BIETET DIE LFA FÖRDERBANK 
BAYERN REIZVOLLE ENTWICKLUNGSMÖGLICHKEITEN

B
 „Der hohe Grad an  
Eigenverantwortung  
gefällt mir sehr“

Karina 
da Silva Marini

E

Fachbereich  
Gastronomie 

Position  
Servicefachkraft

Seit 2018 bei der LfA

Marc Henrik 
Rößler

Fachbereich 
Eigenkapitalfinanzierung 
und Globaldarlehen

Position  
Kreditspezialist  
und -analyst

Seit 2009 bei der LfA„Hier herrscht nie  
Stillstand, ich bin immer 

 in Bewegung“
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Eigentlich bin ich Erzieherin. Die Ausbildung 
habe ich in Brasilien gemacht, wo ich  

ursprünglich herkomme. Aber vor 23 Jahren 
hat es mich nach Deutschland verschlagen. 

Zunächst als Au-pair-Mädchen. Mir hat es hier 
so gut gefallen, dass ich geblieben bin. Jetzt 

habe ich zwei Zuhause – eines in Brasilien 
und eines in Deutschland. Bis ich bei der LfA 
gelandet bin, war es ein langer Weg. Dazwi-

schen liegen einige Jobs. Über eine Leih
firma lernte ich die LfA kennen. Mir war  

sofort klar: Hier möchte ich arbeiten. Die 
schönen Gebäude, das viele Grün und der 

Mix des Interieurs aus Alt und Modern haben 
mich fasziniert. Nun bin ich schon vier Jahre 

hier und die LfA fühlt sich an wie mein  
Wohnzimmer. Zu Beginn meiner Anstellung 
habe ich in verschiedene Bereiche reinge-
schnuppert: Kantine, Küche, Cafeteria und 

Service. Bei Letzterem bin ich schlussendlich 
geblieben und nun fest angestellt. Gemein-
sam mit einer Kollegin sorge ich dafür, dass 
die Räume aller LfA-Gebäude für Veranstal-

tungen und Sitzungen mit dem nötigen Essen 
und mit Getränken ausgestattet sind.  

Zwischendrin helfe ich aber auch in der  
Kantine oder Cafeteria aus – je nachdem, wo 
gerade Unterstützung benötigt wird. Genau 

das ist es, was mir an der Arbeit Freude  
bereitet: Hier herrscht nie Stillstand, ich bin 

immer in Bewegung.

Bevor ich 2009 zur LfA kam, habe ich an meh-
reren Stationen in ganz unterschiedlichen Be-
reichen haltgemacht. Aufgewachsen bin ich 
im Schwabenland. Dort startete ich klassisch 
mit einer Ausbildung zum Bankkaufmann bei 
der Sparkasse. Danach studierte ich BWL und 
Recht in Aschaffenburg. Dadurch sind die 
verschiedensten Türen aufgegangen – in 
London, Belgrad, Berlin und sogar in Hof. 
Heute arbeite ich in einem thematisch breit 
aufgestellten Team und bin für Spezialkredite 
und das Beteiligungsmanagement der LfA 
zuständig. Die LfA-Gruppe ist auf unter-
schiedliche Arten als Beteiligungsnehmerin in 
Unternehmen engagiert. Ich persönlich bin 
beispielsweise Gesellschaftervertreter der LfA 
bei zwei unserer Unternehmensbeteiligun-
gen und kümmere mich ansonsten um die 
LfA Globaldarlehen. Der hohe Grad an ei-
genverantwortlichem Arbeiten gefällt mir 
sehr. Als zweiter stellvertretender Vorsitzender 
des Personalrats kümmere ich mich zudem 
um die Belange der Mitarbeiter. Das Verhält-
nis zwischen LfA und Personalrat ist sehr kons-
truktiv. Als Beispiel sei hier die neue Dienst-
vereinbarung zum mobilen Arbeiten genannt, 
welche uns eine zeitgemäße und großzügige 
Regelung für Homeoffice ermöglicht. Mein 
persönliches Highlight 2022 war die Planung 
des Sommerfests für die Kollegen und deren 
Familien im Tierpark Hellabrunn. Nach zwei 
Jahren Pandemiemaßnahmen war das für alle 
ein sehr schönes Erlebnis!

Attraktives Arbeitsumfeld 
Mitarbeitende der  
LfA Förderbank Bayern



WIR FÖRDERN 
ENERGIESCHAFFEN 
UND ENERGIESPAREN
Bayerns Mittelstand ist stark in seiner Vielfalt. Als Förderbank für Bayern unterstützen
wir Unternehmen darin, die Energieeffi zienz ihrer Gebäude und Maschinen zu optimieren.
Mit unserem Energiekredit Regenerativ fördern wir außerdem Investitionen in Ihre 
Selbstversorgung mit erneuerbarer Energie. Gerne beraten wir Sie kostenfrei.
Tel. 089 / 21 24 - 10 00

www.lfa.de
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ENERGIEKREDIT REGENERATIV 

FÜR INVESTITIONEN IN 
ERNEUERBARE ENERGIEN
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